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Editorial
Alle Jahre wieder steht die Frage: Wie
weihnachtlich soll unsere Titelseite
aussehen? Diesmal machten uns u.a.
die Lindenauer Ereignisse und enga-
gierte Bürger die Entscheidung etwas
leichter. Auf den Fotos zu erkennen:
Sebastian Krummbiegel, Cornelius
Weiss, Michael-A. Lauter, Heiko Ro-
senthal und viele andere Leipziger auf
und vor der Tribüne. Alle zeigten an
einem Dezemberabend Gesicht und
erhoben Stimme gegen eine  rechts-
radikale Partei, die auf ihrem jüngsten
Flugblatt  großmäulig druckte: „Wir
sind das Volk!“. Wenn so etwas eine
Partei (gleich welcher Couleur) be-
hauptet und offenbar auch glaubt,
noch dazu in dieser Stadt, dann sollte
das Volk schon mal kräftig widerspre-
chen. Und  tat es  in diesem  NPD-Fall
auch mit Nachdruck.
Tags darauf, an gleicher Stelle, für
Stunden, ein Haltepunkt für den Niko-
laus. Über Wochen ohne große Spon-
soren von der LINKEN, der Gewerk-
schaft „verdi.“ und Ortsvereinen vor-
bereitet. Immer dabei im Auge diejeni-
gen, die in die Glitzertempel der Leip-
ziger Petersstraße nur reinschauen
können, da das Geld für mehr nicht
reicht. Kann man in diesem Tagen
über Geld reden, ohne, dass einen die
Panik packt? Wobei, Angst können ja
nur diejenigen bekommen, die etwas
auf dem  Konto haben. Es geht aber
nicht nur um Zinsen, sondern auch
um  Ziele ... Lebensziele und -chan-
cen der kurz- und der langfristigen Art,
je nachdem, wo man im Leben gera-
de steht, und was einen dabei umher-
treibt.
Die gegenwärtige „Finanzkrise“ (nun
zum Wort dieses Jahres gekürt) ist
doch wohl keine Unterbrechung des
„Wirtschaftswachstums“,sondern des-
sen Ergebnis. Darum ist Vorsicht  vor
all den raschen Rezepturen geboten,
die jetzt von denen verschrieben wer-
den, die noch vor Monaten genau das
Gegenteil rieten. Es gilt im nächsten
Jahr noch genauer draufzuhören, sich
zu informieren, zu hinterfragen und
sich einzubringen über die angezeig-
ten Wahltage 2009 hinaus. 
Frohe Fest- und – wenn nötig – nach-
haltige künftige Protesttage ... 

• MICHAEL ZOCK

Widerspruch

+++ DEZEMBER-SCHLAGZEILEN +++ Dichtes Gedränge und volle Kaufhäuser +++ Restaurant des Herzens ver-

teilt Gratis-Essen +++ Verdi begrüßt Verzicht auf Kündigungen +++ 128 000 Euro für Kinder im Niger +++ Niko-

laus bringt Leipziger Kindern Bücher +++ Zwei Verletzte bei Raubüberfällen +++ Freizeitspaß in der Adventszeit

+++ Lindenauer fühlen sich von Neonazis bedroht +++ Leipziger Trüffelsinfonie zergeht auf der Zunge +++ Stadt

verschiebt Umbau am Ring +++ UNICEF-Tag auf dem Weihnachtsmarkt +++

Protest und Fest
auf dem Marktplatz in
Leipzig- Lindenau.
Nur ein Tag
lag dazwischen. 
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Im Windschatten von Obamania wurde
die Homo-Ehe in Kalifornien verboten.

Mit einer knappen Mehrheit entschieden
sich die Bürger Kaliforniens dafür, dass
die Institution der Ehe nur Mann plus Frau
vorbehalten bleibt. Mit dieser Volksab-
stimmung wurde die gerichtliche Ent-
scheidung, die Ehe in diesem Bundesstaat
auch für gleichgeschlechtliche Paare zu
öffnen, rückgängig gemacht, die das kali-
fornische Verfassungsgericht erst im Mai
diesen Jahres getroffen hatte. Die Ab-
stimmung hat Verfassungsrang. Ähnlich
entschieden sich auch die Bürger in Arizo-
na und Florida. Doch die Abstimmung in
Kalifornien wiegt schwerer. Denn Kalifor-
nien gilt als sehr liberaler und pluraler
Bundesstaat und beheimatet die Hochburg
der Lesben- und Schwulenemanzipation
San Francisco. Zudem schlossen schon
18.000 Menschen eine gleichgeschlechtli-
che Ehe in den wenigen Monaten.
In einem aufgeheizten Kulturkampf
pumpten die Befürworter und Gegner rund
80 Millionen Dollar in die Kampagnen.
Das erschreckende: Zahlreiche Wähler
von Obama votierten gegen die Homo-
Ehe. Auch Barack Obama sprach sich
gegen die Homo-Ehe aus und damit gegen
Adoptionsrechte, ein gemeinsames Sorge-
recht für Kinder und das Recht auf Kran-
kenhausbesuch beim kranken Partner.
Also zentrale Grundrechte die heterose-
xuellen Paaren selbstverständlich zuste-
hen. Während sich Prominente wie Brad
Pitt, Steven Spielberg oder Barbra Strei-
sand und Großkonzerne wie Google für
die Homo-Ehe stark machten, wurde die
Kampagne gegen die Homo-Ehe maßgeb-
lich durch reaktionäre rechtsreligiöse
Kreise finanziert. Diese wollen auch die
Schöpfungsgeschichte im Naturkundeun-
terricht wieder lehren lassen und sie plä-
dieren für Enthaltsamkeit vor der Ehe statt
HIV-Prävention mit dem Kondom. Die
religiöse Rechte schaffte es mit diesem
fulminanten Sieg, die einmal gewährten
Grundrechte wieder zurückzudrängen.
Nun gehen einige Aktivisten gerichtlich
gegen die Entscheidung vor. Sie wollen
erreichen, dass die Abstimmung für ver-
fassungswidrig erklärt wird, da die

Abstimmung eklatante Grundrechte
betraf. Der Erfolg bleibt fraglich.
Dieser Sieg der Rechten sollte auch in
Deutschland zu denken geben. Die einge-
tragene Partnerschaft (sprich: Homo-Ehe)
ist entgegen der landläufigen Meinung
mitnichten vergleichbar mit der Ehe. Sie
ist gekennzeichnet durch viele Pflichten
und wenig Rechte. Es fehlen das gemein-
same Adoptions- und Sorgerecht für Kin-
der, zudem bestehen gravierende Nachtei-
le im Steuer – und Erbschaftsrecht. Seit
Jahren weigern sich die deutschen Gerich-
te die eingetragene Partnerschaft der Ehe
gleichzustellen und verweisen auf den
besonderen Schutz der Ehe, sie berufen
sich dabei Art. 6 Abs. 1 des Grundgeset-
zes. Damit stagniert die Gleichstellung
seit vielen Jahren und Grundrechte die
heterosexuelle Paare selbstverständlich
haben, werden Menschen aufgrund ihrer
sexuellen Orientierung verweigert. Auch
hier mehren sich die Stimmen, dass die
Homosexuellen schon genügend Rechte
hätten. Da verwundert es nicht, dass die
Rechtsangleichung zwischen Homo- und
Heteropaaren auf dem Abstellgleis der
Bundesregierung steht.
Auch ist es mitnichten so, dass die Akzep-
tanz der Homosexualität stetig zunimmt.
Das gebräuchlichste Schimpfwort an deut-
schen Schulen lautet: schwul. So kam die
Simon-Studie aus dem Jahr 2006  zu dem
Ergebnis, dass die Mehrheit der befragten
Berliner Schüler, zwei sich küssende Män-
ner als ekelig empfindet. Da verwundert
es nicht, wenn homosexuelle Jugendliche
ein dreifach höheres Selbstmordrisiko
haben. In den letzten Wochen hat es in
Berlin zahlreiche und zum Teil brutale
Überfälle auf Lesben und Schwule gege-
ben. Dies widerspricht dem trügerischen
Schein, den CSD-Paraden, „Quatsch Co-
medy Club“, Harpe Kerkeling und Daily
Soaps mit den zahlreichen lesbischen und
schwulen Darstellern vermitteln. Es zeigt
sich, dass die einmal errungene Teilhabe
und Emanzipation kein gesellschaftlicher
Selbstläufer ist, sie muss ständig neu
erkämpft werden.

• BARBARA HÖLL / BODO NIENDEL

In der ARD begründete Deutschlands
schönfärberisch als Verteidigungsmi-

nister bezeichneter Kriegsminister Franz
Josef Jung, wenn die Bundeswehr den
Terror nicht in Afghanistan bekämpfen
würde, "kommt der Terror zu uns".
Begründung brauchte der Minister nicht:
das ist eben so. Wahrscheinlich, weil er
Minister ist.
Wenn man das akzeptiert, müsste man
auch gleiche Konsequenzen auf andere
Länder übertragen. Das heißt, die
Bundeswehr sollte in Italien einmarschie-
ren, um Gräueltaten der Mafia wie im
Vorjahr in Duisburg dort zu bekämpfen,
wo sie ihren Ursprung haben.
Eine Besetzung von Liechtenstein würde
auch künftige Steuerhinterziehungen
durch deutsche Großverdiener unmöglich
machen. Und Montenegro, das im

Wesentlichen nur von Menschen- und
Drogenhandel lebt, der letztlich auch in
Deutschland landet, müsste man ebenso
besetzen, um diesen Sumpf dort auszu-
trocknen.
Aber was sollte man mit dem Kosovo
machen? Das liegt viel näher als Afgha-
nistan und wurde erst durch deutsche
Hilfe als eigener Staat geschaffen. Dass
dieses Land von Kriminellen regiert wird,
die unter anderem durch Organhandel
reich geworden sind, ist weithin bekannt.
Aber sollte die Bundeswehr beim Homun-
kulus (so viel wie: in der Retorte selbst
erzeugtes Lebewesen) der eigenen Regie-
rung für Ordnung sorgen?
So hat das Herr Jung doch sicherlich
nicht gemeint. Aber was hat er dann
eigentlich sagen wollen?

• LEIB BRAUNSTEIN

Umgang mit einem Homunkulus
Der trügerische Schein

Mitglieder der CDU sorgen immer
wieder für Überraschungen, so

auch neulich, als die Debatte um die
DDR-Vergangenheit eines Herrn Stanis-
law Tillich entbrannte.
Da war tatsächlich zu hören und zu
lesen, dass man sich auf der Flucht vor
der "Krake SED" in die schützenden
Arme der CDU (Ost) gerettet habe. Wäre
das nicht gelungen, man wäre ja, Gott
hätte es nie und nimmer verziehen,
zwangsweise Mitglied der SED gewor-
den. Also, rd. 2,2 Millionen Mitglieder
SED, die verpflichtet waren, sich den
Marxismus-Leninismus anzueignen und
zu vertreten, reichten denen nicht. Sie
wollten für dieses Satanswerk auch noch,
vielleicht sogar vor allem,  christliche
Bürger!
Aber da man sich einer Mitgliedschaft in
der SED entzog, folgte die Strafe auf dem
Fuße. Man durfte als Mitglied der CDU
nicht studieren, konnte nicht promovie-
ren, nicht Professor werden! Wenn da
doch nicht,  wie ärgerlich,  die vielen
akademischen Grade wären, die man zu
DDR-Zeiten bekam. Aber diese rechtzei-
tig noch vor dem Ende der DDR zu-
rückzugeben, so wie es mit einigen Natio-
nalpreisen gemacht wurde,  ging nicht,
denn sie waren Markenzeichen des hart-
näckigen Widerstandes. Sie zu erhalten

sei nur möglich gewesen, dass man
gezwungen war, mit zwei Zungen zu spre-
chen, gewissermaßen so: eine Zunge für
die Öffentlichkeit (sprich: Treue-Bekennt-
nis zum Sozialismus) und eine zweite
Zunge für zu Haus (sprich: Verdammung
des Sozialismus, Lob des Kapitalismus
westdeutscher Wesensart). Die hohe
Kunst bestand darin, diese zwei Zungen
um Gotteswillen nicht miteinander zu
verwechseln. Das durchzuhalten, war
Psychoterror pur.
Was hieß und heißt da schon Gottes
Gebot: DU SOLLST NICHT LÜGEN?
Und fragt mich nicht, ob ich nicht heute
wiederum lüge!
Nun hat Klio noch immer eine umfangrei-
che Sammlung an CDU-Dokumenten,
CDU-Literatur und dgl. aus DDR-Zeiten.
Mein Gott, was da zu lesen ist! Das reins-
te Satanswerk! Doch vielleicht muss alles
einfach verkehrt herum gelesen werden.
Also statt: „Es lebe unsere sozialistische
DDR!“, einfach das Gegenteil.
Bleibt aber immer noch die Frage: Sind
denn nicht einige Zehntausende
CDU(Ost)-Mitglieder aus der CDU(West)
ausgetreten? Ja, sagt die vom Ost- zum
Wessi-CDU-Mitglied gewordene Gattung
Mensch, aber das waren doch die, die
bloß eine Zunge hatten, wir hatten zwei!

• KLIO

Gattung Mensch mit zwei Zungen

LN. „Die Bundesregierung bastelt sich
beim bevorstehenden Somalia-Einsatz
nach erprobtem Muster Grauzonen", kom-
mentiert Paul Schäfer, verteidigungspoli-
tischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
die Debatte um Anti-Piraterie-Einsätze
auf dem somalischen Festland. Schäfer
erklärt weiter:
„In ndiesem Fall wird versucht, dem Par-
lament und der Öffentlichkeit vorzugau-
keln, die Bundeswehr könne sich an
einem grundsätzlich falschen Einsatz
beteiligen, ohne sich selbst die Hände
allzu schmutzig zu machen. Obwohl die
bereits jetzt erkennbaren Bestrebungen
der USA, die Kampfzone auf das somali-
sche Festland auszuweiten, die Befürch-
tung nahelegen, dass die Geschäftsgrund-
lage des Einsatzes sich noch weiter in die
falsche Richtung verschieben wird, soll

das Bundestagsmandat zügig eingeholt
werden.
Bis heute wurde den Abgeordneten weder
eine gründliche rechtliche Bewertung der
Einsatzpläne vorgelegt, noch Einblick in
die Einsatzrichtlinien gewährt. Das wiegt
umso schwerer, als auch das Mandat so
schwammig formuliert ist, dass es gegebe-
nenfalls Einsätze der Bundeswehr auf
dem Festland ermöglichen könnte. 
Die Erfahrungen in Afghanistan zeigen,
dass solche Grauzonen über kurz oder
lang auch genutzt werden. 
Das planvolle Durcheinander der Missio-
nen 'Allied Provider', 'Enduring Freedom'
und 'Atalanta' vor der somalischen Küste
ist ebenso wenig geeignet, diesen Ver-
dacht zu entkräften, wie der überhöhte
Ansatz von 1.400 Bundeswehrsoldaten für
die Mission 'Atalanta'.

Operation Atlanta
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Das einmal „Linke-SPD-Hamburg“
entwickelt sich mit einem weiteren

Rechtsruck bei der Kür der Direktkandida-
ten zur Bundestagswahl 2009 zu einem
Standort der SPD-Gruppierung „Seehei-
mer-Kreis“. Im Kampf um den stets von
einem SPD-Parteilinken vertretenen Wahl-
kreis Eimsbüttel gab es für diesen ein
Nachsehen. Der bisherige Bundestagsab-
geordnete Niels Annen unterliegt in die-
sem Kampf dem Hamburger Juso-Landes-
vorsitzenden Daniel Ilkhanipour mit einer
Stimme. Nach dieser Wahl steht die Ham-
burger SPD nach ihrem Skandal um die
gestohlenen Stimmzettel ein weiteres Mal
vor einer Zerreißprobe. Der Juso-Vorsit-
zende ist der Student Daniel Ilkhanipour
und hat am 15. November überraschend
den zur Linksfraktion in der Bundes-SPD
zählenden Niels Annen bei der Nominie-
rung mit 45 zu 44 Stimmen besiegt. Damit
wird sich erneut ein Aufbrechen alter Flü-
gelkämpfe in der Hansestadt abzeichnen.
Wie ist es zur Wahl von Daniel Ilkhanipour
gekommen: Insgeheim hatten sich seine
Anhänger bei den Delegiertenwahlen
organisiert. Erst nachdem dieser geheime
Coup geschehen war, gab der Juso-Mann
seine Kandidatur bekannt. Dieses Vorge-
hen hatte alle Linken in Eimsbüttel kalt
erwischt, voran den Kreischef Jan Pörk-
sen.
Der Sohn iranischer Einwanderer hat in
frühen Zeiten sehr eng für den Hamburger
Parteirechten der SPD Johannes Kahrs
gearbeitet. Bekannt von diesem ist, daß er
bei der letzten Bundestagswahl Gelder der
bundesdeutschen Rüstungsindustrie für
seinen Wahlkampffonds angenommen hat.
In Hamburg wird befürchtet, dass das der
Auftakt zu einem Durchmarsch der Rech-
ten ist, das ausgerechnet in dem  traditio-
nell linken Eimsbüttel.

Nach der Schicksalswahl sagte Niels
Annen Unterstützer Pörksen: „Wir können
jetzt nicht zur Tagesordnung übergehen.
Das stellt die SPD vor eine Zerreißprobe,
und zwar nicht nur in Eimsbüttel.“ Eine
eilig einberufene Kreisvorstandssitzung
blieb ergebnislos - obwohl viele Mitglie-
der mit dem sofortigen Rücktritt Pörksens
gerechnet hatten. Es ist schwer vorstellbar,
daß Annen-Unterstützer Pörksen als Vor-
sitzender der SPD in Eimsbüttel in der
Lage ist, für Ilkhanipour den Bundestags-
wahlkampf 2009 zu organisieren.

Von Hamburgs Sozialdemokraten hatte
niemand ernsthaft mit einer Niederlage
Annens gerechnet, der auch im SPD-
Bundesvorstand sitzt und als Außenpoliti-
ker in der Fraktion sich einen Ruf erarbei-
tet hat. Als das Ergebnis der geheimen
Abstimmung am Abend bekannt gegeben
wurde, trat in der Aula der Ida-Ehre-Schu-
le, in der die Delegierten tagten, für ein
paar Sekunden absolute Stille ein. Selbst
Überraschungssieger Ilkhanipour gab erst
einmal keinen Laut von sich. Und Verlierer
Annen schlug die Hände vor das Gesicht.
Während die Ilkhanipour-Fraktion um den
Juso Hauke Wagner den Sieg bis spät in
die Nacht begoß, machte sich bei den
Annen-Anhängern mit ihrer Niederlage
große Ratlosigkeit breit. SPD Mann Ernst
Christian Schütt zum Debakel: „Ich weiß
gar nicht, wie wir jetzt noch im Wahl-
kampf unsere Leute mobilisieren sollen“.

Was den Hintergrund des Annen-Sturzes
angeht, kursiert neben der Annahme, es
handle sich um einen Putsch der Partei-
rechten, eine weitere Theorie. Weil mit
Wagner und anderen auch Mitarbeiter des
2007 durch den Stimmzettelklau gestürz-
ten Ex-Parteichefs Petersen an dem Juso-
Coup beteiligt waren, heißt es, Petersen
habe eine alte Rechnung beglichen. Und so
heißt ein Gerücht, Annen soll 2007 am
Sturz Petersens mitgearbeitet haben.
Gegen den Wahlgewinner Ilkhanipour
wird der Vorwurf erhoben, er habe eine
Welle von Parteieintritten in Eimsbüttel
organisiert – vor allem von seinen Freun-
den und Bekannten. Mit dieser Hilfe habe
er Delegiertenwahlen in den Distrikten
kontrolliert und sich die nötige Mehrheit
verschafft. Unter den Delegierten waren
am Wahlabend auffallend viele junge
Männer und Frauen, die nicht dem ge-
wohnten Bild sozialdemokratischer Gre-
mien entsprachen.
Keine Chance besteht für Niels Annen, daß
er über die Landesliste doch in den
Bundestag einziehen kann. Zuletzt hatte
die SPD in Hamburg alle Direktmandate
gewonnen, so daß es kein SPD-Kandidat
schaffte, über die Liste in den Bundestag
einzuziehen. Arbeitsminister Olaf Scholz,
bestimmt kein Linker, gilt bereits für Platz
eins der Landesliste als gesetzt. Auf Platz
zwei kommt wegen der Quotenregelung
eine Frau. Auch Parteichef Ingo Egloff,
der selber für den Bundestag kandidiert
und der Annen unterstützt hatte, warnte
nach der Wahl vor neuem Richtungsstreit.

Nur zu einer Gratulation an Ilkhanipour
konnte er sich nicht durchringen.
Um ein  Debakel abzuwenden hat der
SPD-Kreisvorstand Eimsbüttel mit Mehr-
heit eine Mitgliederbefragung zur Kandi-
datur des Jusovorsitzenden Daniel Ilkhani-
pour beschlossen. Sollte sich die Mehrheit
gegen seine Kandidatur aussprechen, wird
der Hamburger Landesvorstand aufgefor-
dert, die Wahl wiederholen zu lassen. Die
Kritiken an dem Kandidaten Ilkhanipour
werden immer lauter. 

Bei diesen mehr als unklaren SPD-Verhält-
nissen wird DIE LINKE lachender Dritter
sein. Pluspunkte kann DIE LINKE auch
bei der Elbphilharmonie sammeln. Der
Prestigebau der Musik, von Hamburgs
CDU angeschoben, soll auf einem nicht
mehr benötigen Kaispeicher am Elblauf
errichtet werden. Grundsteinlegung ist be-
reits vor Monaten erfolgt. Was bisher für
den Bau fehlte, der vom Generalunterneh-
mer Hochtief aus Essen gebaut wird, war
eine exakte Kostenrechnung. Diese liegt
nun vor. Danach sind es nicht mehr die
einmal veranschlagten 241 Millionen Eu-
ro, sondern es dürfen jetzt 450 Millionen
Euro werden. Hamburg muss bei einem
klammen Haushalt zusätzlich 137 Millio-
nen Euro aufwenden. Auch wird der Bau
nicht im November 2011 fertig sein, der
Spielbetrieb kann voraussichtlich erst im
Mai 2012 aufgenommen werden. Ur-
sprünglich sollte der neue Musiktempel im
Herbst 2010 eröffnet werden. Ob es
sowohl bei den Kosten als auch beim
Eröffnungstermin bleiben wird, werden
wir sehen.

• KARL-H. WALLOCH

Zur Einschätzung des Vereins durch
die Staatsregierung erklärt Kerstin
Köditz, Sprecherin für antifaschisti-
sche Politik der Fraktion DIE LINKE
im Sächsischen Landtag:
„Es ist erfreulich, dass das Innenministe-
rium  den längst überfälligen Schwenk um
180 Grad bei seiner Beurteilung des in
Borna ansässigen Vereins vollzogen hat.
Jeder, der Augen hat, konnte schon seit
geraumer Zeit das sehen, wovor Innenmi-
nister Buttolo über Jahre beharrlich die
Augen verschlossen hat:
Die rechtsextremistische Ausrichtung die-
ses Vereins, seine Zusammenarbeit mit
Geschichtsrevisionisten und Holocaust-
leugnern, die Kooperation mit der NPD
und neonazistischen Kameradschaften.
Dies alles war jedoch bereits zu einem
Zeitpunkt klar, als derselbe Innenminister
eine rechtsextremistische Ausrichtung des
Vereins schlicht verneinte.
Den Worten müssen jetzt Taten folgen.
Ich erwarte von der Staatsregierung eine
Bundesratsinitiative mit dem Ziel eines
Vereinsverbots als Unterorganisation des
bereits verbotenen Collegiums Huma-
num. Sollte ein solcher Schritt nicht end-
lich unternommen werden, besteht die
reale Gefahr, dass derselbe Personenkreis
nunmehr in Borna weiterhin sein Unwe-
sen treiben kann.“

Verein
Gedächtnisstätte Borna

rechtsextremistisch

Hamburger Korrespondenz:

Zerreißprobe für SPD

Die Hände vor dem Gesicht

DIE LINKE lachender Dritter

Unterschriften für eine weltoffene, weltliche, autonome Universität 
LN.: „Das darf doch nicht wahr sein“,
denken und meinen viele Leipziger ange-
sichts der emotionalisierten Diskussionen
um die Glaswand zwischen Aula und An-
dachtsraum im neu entstehenden Pauli-
num der Universität sowie der Attacken
auf Rektor Prof. Häuser. Jüngst verstärkt
durch kirchlich gebundene Politiker wie
Wolfgang Thierse und Wolfgang Tiefen-
see. Privat kann jeder glauben, was er
möchte, aber er sollte nicht den Glauben
mit politischen Entscheidungen vermi-
schen. Und da es „…nichts Gutes, außer
man tut es“ gibt, fassten Leipziger  einen
Entschluss und gründeten  die Bürgeriniti-
ative „Für eine weltoffene, weltliche und
autonome Universität Leipzig“. Sie wol-
len jenen Leipzigern eine Stimme geben,
die sich gegen eine Umdeutung und
Umnutzung des Paulinums zu einer Kir-
che wehren, und sie ermuntern aktiv zu
werden. Eine Universität, die den An-

spruch erhebt weltoffen zu sein, hat Gläu-
bigen unterschiedlicher Religionen und
Menschen mit atheistischen Weltanschau-
ungen gegenüber neutral zu sein, wie dies
auch die Unterstützer der Bürgerinitiative
selbst tun. Eine autonome Universität
muss das Recht haben, unbeeinflusst dar-
über zu entscheiden, welche Art von Ver-
anstaltungen in ihren Räumlichkeiten
stattfinden.
Ein öffentliches Forum wurde unter www.
Buerger-pro-Uni.de geschaffen. Mit ei-
nem Brief wandten sich die Initiatoren an
Magnifizenz Prof. Häuser, darin steht u.a.:
„Mit Sicherheit steht eine Mehrheit der
Leipziger Bürgerschaft hinter Ihnen und
dem gefundenen Kompromiss und würde
eine geweihte Kirche mitten in der Uni-
versität als einen Angriff auf das im
Grundgesetz verankerte Prinzip der Tren-
nung von Staat und Kirche und als persön-
lichen Affront empfinden.“

Unterschriftensammlung auf dem Augus-
tusplatz im Dezeember.

Fotos:Märker
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Eine sozialwissenschaftliche Längsschnittstudie
begleitet seit 1987 rund 400 junge Ostdeutsche 

auf ihrem Weg aus dem realen Sozialismus
in den realen Kapitalismus

LEIPZIGS NEUE dokumentiert in dieser
Ausgabe weitere ausgewählte
Ergebnisse des im September 2008
durch die Autoren fertiggestellten
und präzisierten Arbeitsberichtes.

Teil 2

¸ Die persönliche Zukunftszuversicht der
34-Jährigen – zugleich aussagekräftiges
Kriterium dafür, wie sie die Zukunft der
Gesellschaft beurteilen – hat nach der
Wende und der deutschen Einheit nicht
zugenommen, sondern erheblich abge-
nommen. Als ein sehr ernstes Signal ist zu
werten, dass immer weniger der 34-Jähri-
gen ihre Zukunft mit Ostdeutschland ver-
binden. Vor der Wende ging bei ihnen der
Glaube an eine gesicherte Zukunft in der
DDR nur unwesentlich zurück. Nach der
Wende stürzte die individuelle Prognose,
in Ostdeutschland eine gesicherte Zukunft
zu haben, geradezu ab – Echo der realen
wirtschaftlichen Situation in Ostdeutsch-
land und der zunehmend pessimistischen
Erwartungen für deren Entwicklung in
absehbarer Zeit, insbesondere mit Blick
auf den „Arbeitsmarkt“. Das hat zugleich
beträchtliche Folgen für die Einstellung
zur Wende, zur  Wirtschaftsordnung und
zur Legitimität des politischen Systems,
aber auch für die Absichten der Panelmit-
glieder, im Osten zu bleiben oder in den
Westen bzw. ins Ausland abzuwandern.
Letzteres kündigt 2007 rund ein Drittel
dieser jungen Erwachsenen an, die im
Osten verblieben sind! Auch die Zukunfts-
zuversicht für die (künftigen) eigenen
Kinder, ohnehin schwach entwickelt, ist in
den letzten Jahren abgestürzt, eine Ten-
denz, die das Verhältnis der Panelmitglie-
der zur Gesellschaftsordnung zusätzlich
negativ beeinflusst. 

¸ Die Lebensgrundstimmung insgesamt
wurde durch eine Vielzahl von Alltagsäng-
sten beeinträchtigt, die aus den völlig ver-
änderten gesellschaftlichen Verhältnissen
hervorgingen. Angst vor der Zukunft in
dieser Gesellschaft  wurde zu einem
Grundgefühl auch dieser jungen Leute.
Vor allem die psychisch stark belastenden
existenziellen Ängste vor einer weiteren
Verteuerung des Lebens, vor eigener
Arbeitslosigkeit und Eintreten einer per-
sönlichen Notlage (fast von der Wende an

erfasst), vor den Auswirkungen von
„Hartz IV“ sowie vor weiteren Reformen
der Regierung haben erheblichen Anteil an
der bestehenden Unzufriedenheit mit dem
gegenwärtigen System, an einer verbreite-
ten Angst vor dem heutigen Kapitalismus.
Bei sehr vielen ist über Jahre hinweg ein
„Stau“ negativer Gefühle entstanden. Ein
besonderes Alarmsignal ist, dass rund
zwei Drittel der jungen Erwachsenen sich
bereits im Alter von 34 Jahren von Armut
im Alter bedroht fühlen!

¸ Dank der spezifischen Anlage der
Untersuchung als Längsschnittstudie bei
einer identischen Population junger Leute
über die Wende hinweg konnten aus der
Vielfalt der realen individuellen Lebens-
umstände der Panelmitglieder einige
wesentliche Einflussfaktoren nachgewie-
sen werden, die hinter den erwähnten
Trends stehen. Sie lassen sich überwie-
gend auf den gemeinsamen Nenner der
persönlichen Erfahrungen mit dem jetzi-
gen Gesellschaftssystem bringen. 

¸ Entscheidender Einflussfaktor ist die
Grunderfahrung von Arbeitslosigkeit, die
immer mehr dieser jungen Ostdeutschen
machen müssen, bis 2007 bereits 71 Pro-
zent!
Der Anteil derer, die bereits mehrfach
Arbeitslosigkeit erlebt haben und bei
denen ihre ernsten negativen Auswirkun-
gen besonders deutlich sichtbar werden,
hat sich zwischen 1996 und 2007 von 17
Prozent auf  40 Prozent mehr als verdop-
pelt!

¸ Das nährt Ängste gegenüber dem
gegenwärtigen kapitalistisch verfassten
System, bestärkt Zweifel an seiner
Zukunftsfähigkeit und erhöht die Protest-
bereitschaft, hat aber auch erhebliche
negative Folgen für die physische und
psychische Gesundheit. 
Entscheidend ist, dass diese negativen
Auswirkungen mit wachsender Gesamt-
dauer der Arbeitslosigkeit des einzelnen
Betroffenen in vieler Hinsicht nachweis-
lich  zunehmen, eine Tatsache, die nur aus
langfristig erhobenen individuellen Daten,
nicht jedoch aus den amtlichen Statistiken
ablesbar ist. Besonders hier liegt auch der
Neuigkeitswert unserer Ergebnisse. So
geht mit zunehmender Dauer eigener
Arbeitslosigkeit kontinuierlich die Zuver-
sicht junger Erwachsenener zurück und
steigt die Angst vor einer persönlichen
Notlage stark an.

Die übergroße, zunehmende Mehrheit
meint, dass Arbeitslosigkeit ein typisches
Merkmal des jetzigen Gesellschaftssys-
tems ist, Angst vor der Zukunft macht, den
Menschen ihr Selbstbewusstsein und ihre
Lebensfreude nimmt, Verlust an indivi-
duellen Freiheiten bedeutet und die Men-
schen arm und krank macht. Nahezu alle
lehnen es ab, sich mit Arbeitslosigkeit
abzufinden. Bei weit mehr als der Hälfte
von ihnen haben sich die langjährigen
Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit inzwi-
schen zu der Auffassung verdichtet, dass
ohne Arbeit keine Freiheit existiert. 

¸ Die bis 2007 vorliegenden Trends füh-
ren alles in allem zu der Feststellung, dass
der Zeitraum von fast zwei Jahrzehnten
nicht ausgereicht hat, um einen nennens-
werten Teil der jetzt 34-Jährigen politisch
für das jetzige Gesellschaftssystem und

seine Werte und Perspektiven einzuneh-
men. Wesentlich ist dabei: Sie haben sich
diesem System gegenüber nicht etwa „ent-
fremdet“, sondern stehen ihm faktisch
schon von der Wendezeit an mehrheitlich
skeptisch oder ablehnend gegenüber,
Ergebnis ihrer damaligen unmittelbaren,
häufig traumatischen Erfahrungen mit der
Politik der „Schöpferischen Zerstörung“.
Damit wurden bei einem Teil von ihnen
anfängliche positive Erwartungen in Frage
gestellt oder diskreditiert. 

Das äußert sich besonders augenfällig in
der signifikant zurückgehenden Bejahung
der Wende, dem bisher folgenreichsten
politischen Ereignis im Leben dieser jun-
gen Ostdeutschen, nachweislich vor allem
hervorgerufen durch die stark gestiegene
persönliche Betroffenheit von Arbeitslo-
sigkeit. Sie hat maßgeblich zu einer „Ent-
zauberung der Verheißungen des Kapita-
lismus“ beigetragen. Die große Mehrheit
der 34-Jährigen will das jetzige System
wieder loswerden! Das betrifft in besonde-
rem Maße die jungen Frauen, die der jetzi-
gen Gesellschaft von Anfang an  noch kri-
tischer gegenüberstehen als die jungen
Männer.

Fortsetzung Seite 5

Eine der schauerlichsten
Folgen der Arbeitslosigkeit
ist wohl, daß die Arbeit als

Gnade vergeben wird.

Kurt Tucholsky

Ohne Arbeit ... keine Freiheit

Die  Studie konnte im vergangenen Jahr den 20. Jahrestag ihres Starts im Jahre 1987 begehen.  
Forschungsleiter und Verfasser Prof. PETER FÖRSTER aus Leipzig und seinen  Mitarbeitern  Hendrik Berth und 
Yve Stöbel-Richter gelang es jedoch, dieses Projekt unter schwierigen Bedingungen fortzusetzen.
Die über 200 Seiten belegen in wohl einmaliger Weise den massiven Wandel, der sich bei jungen Ostdeutschen 
des Jahrganges 1973  zwischen ihrem 14. und 34. Lebensjahr (2007) in Bezug auf ihr politisches Bewusstsein 
vollzogen hat. Ausgelöst durch das Ende der DDR und des realen Sozialismus, die schockartigen Veränderungen
in der Wendezeit und das unmittelbare Erleben des realen Kapitalismus, den sie bisher nur aus den Medien 
und ihren Lehrbüchern kannten. 

Die Arbeitslosigkeit, von einigen
Politikern in der Bundesrepublik
schon längst als „größte Wunde der
Gesellschaft“ erkannt (Bundesprä-
sident Johannes Rau, 2004), oder
als Situation, „die ähnlich wirkt wie
eine  Haft“ (Regine Hildebrandt,
1992), geht wie ein Riss durch die
gesamte Population.

Auch die Bejahung der Wende und
selbst die Zahl der gewünschten
Kinder nimmt bedeutsam ab! Diese
latenten psychosozialen Folgen wer-
den von der Politik völlig unter-
schätzt, klein geredet oder meist
kaschiert.

Diese kritische Haltung  verstärkte
sich bereits am Ende der Regie-
rungszeit von Schwarz-Gelb, den
kurzfristig wachsenden Hoffnungen
nach dem Regierungswechsel
1998 zu Rot-Grün folgte ein noch
stärkerer Absturz als zuvor, der sich
auch nach den jüngsten Bundes-
tagswahlen 2005 fortsetzt.
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Bei der generellen Bewertung der Anga-
ben nach dem Systemwechsel muss
bedacht werden, dass im Frühjahr 1989,
am Ende der 10. Klasse, für 99 Prozent (!)
der damals 16-Jährigen klar war, wie es
nach dem Abschluss der Schule weiterge-
hen wird. Die Wende im Herbst 1989 und
die folgenden Unsicherheiten, Um- und
Abbrüche im (Un-) Sinne „schöpferischer
Zerstörung“ hatten jedoch die beruflichen
Pläne des größten Teiles von ihnen in
Frage gestellt oder gar zunichte gemacht: 

1998 gaben 38 Prozent der Befragten
rückblickend an, dass sie diese Pläne nach
der Wende völlig verändern mussten, bei
35 Prozent war das etwas der Fall und nur
27 Prozent berichteten keine Veränderun-
gen – mit signifikanten Folgen für die per-
sönliche Zukunft. Viele beschrieben da-
mals ausführlich die Probleme, mit denen
sie sich zu Beginn ihrer Berufskarriere
völlig unerwartet herumschlagen mussten
und die häufig auch traumatische Reaktio-
nen wie Hilflosigkeit und Verlust sozialer
Geborgenheit auslösten.
Dazu einige  Beispiele:

„... hört man jetzt, dass wir vielleicht
sogar drei Jahre lernen müssen und dann
auch noch nach dem Lehrplan der BRD.
Aber man kann doch das 1. Lehrjahr nicht
einfach im Winde verwehen lassen... Man
weiß nicht mehr, wem man glauben soll.
Einer sagt hüh, der andere hott." (w)

„Durch die Wende wird die Lehre noch
schwerer. Alles geht drunter und drüber,
man weiß nicht mehr, woran man ist. Die
größte Sorge macht mir, dass ich höchst-
wahrscheinlich nach der Lehre arbeitslos
werde.“ (m) 

„Wahrscheinlich muss ich umlernen, weil
ich keinen Arbeitsplatz bekommen werde.
Ich habe irgendwie schon Angst vor der
Zukunft. Man weiß nicht, was wird. Ich
fühle mich nicht mehr geborgen.“ (w)   

„Ich habe sehr große Angst davor, dass ich
nach dem Schließen meines Betriebes
arbeitslos auf der Straße stehe... Wer stellt
schon einen Facharbeiter ein, der eben

erst seinen Abschluss in der Tasche hat
und noch keine berufliche Erfahrung
besitzt.“ (w)

„Der Übergang ist mir sehr gut gelun-
gen... Ich habe Angst vor der Zukunft, dass
ich meine Arbeitsstelle verliere und nir-
gends Arbeit finde. Ich habe überhaupt
Angst vor dieser ganzen Politik, man weiß
gar nicht, wie es weitergehen soll.“ (w)

„Aufgrund mangelnder Lehrstellen wurde
ich in die EDV (Elektronische Datenverar-
beitung - P.F.) abgeschoben, wodurch ich
jetzt einen Beruf erlerne, der mich absolut
nicht interessiert. Zur Zeit ist mir alles
egal und ich bin nicht die einzige, der es so
geht“ (w)

„Zur Zeit komme ich politisch überhaupt
nicht mehr klar. Ich habe Angst!“ (m)

„Das Problem mit der Arbeitslosigkeit
hätte ich mir nie träumen lassen!“ (w)

„Manchmal sitze ich zu Hause und denke
über die politische Situation sehr stark
nach. Der Umbruch war eine harte Zeit.
Für alle.  Meine Eltern waren völlig am
Ende,  und ich hatte Probleme auf Arbeit,
mit denen ich meine Eltern nicht noch
belasten wollte. Ich habe oft heimlich
geweint und alles in mich reingefressen.“
(w)

„Was wird aus dem Beruf der Krippener-
zieherin? Hat es noch Sinn, das Studium zu
beenden?... In manchen Städten schließt
man nun schon Krippen und in Zwickau
bzw. Plauen sagt man den Studenten, dass
es kaum noch Sinn habe. Warum sagt man
uns nicht die Wahrheit?“ (w)  

„Die Arbeitsmarktsituation ist alarmie-
rend. Das Schlimmste ist, dass man nicht
merkt, dass es in absehbarer Zeit besser
wird. Es macht mir zu schaffen, für Ost-
deutschland kein Vorankommen zu sehen“
(m)

„Zu schaffen macht mir natürlich... die
Arbeitslosigkeit. Ich werde damit nicht fer-
tig, dass so viele Betriebe schließen müs-

sen. Es braucht sich doch keiner zu wun-
dern, wenn die meisten Leute in den west-
lichen Teil Deutschlands gehen, um arbei-
ten zu können und ein lebenswertes Leben
zu leben.“ (w)

„Am meisten betroffen von der Arbeitslo-
sigkeit sind wir Lehrlinge. Wir haben es
schwer, nach unserer Lehre im Betrieb
eine Arbeitsstelle zu bekommen... Meiner
Meinung nach braucht das alles nicht zu
sein. Es gibt genügend Arbeit, aber es ist
einfach kein Geld da.“ (w)

„Die Arbeitslosigkeit. Man lebt ständig in
der Angst, wann es einem selbst so geht.“
(w)

„Dass die Betriebe glauben, sie könnten
mit den Azubis machen, was sie wollen,
macht mich sehr wütend!“ (m)

„Dank der Vereinigung habe ich meinen
Beruf (Lehre) wechseln müssen.“ (m)

„Dass die Arbeitsbedingungen an unserer
Berufsschule unter aller Würde sind . Dass
wir ein Jahr Zeit haben, das zu lernen,
wozu Azubis in westdeutschen Bundeslän-
dern drei Jahre Zeit haben.“ (m)

Typisch sind Erinnerungen einer
Teilnehmerin, die sie 1993 rück-
schauend über „Erlebnisse und
Veränderungen seit dem Schulab-
schluss“  niederschrieb:
„Veränderungen? Oh ja, die hat es in
den letzten Jahren in meinem Leben
zur Genüge gegeben. Ganz abgese-
hen davon, dass ich einen ganz an-
deren Beruf erlernen wollte, begann
ich nach Schulabschluss eine Lehre
als Wirtschaftskauffrau. Das erste
Lehrjahr verlief sehr sozialistisch.
Das zweite Lehrjahr war die reinste
Katastrophe. Im ersten Halbjahr hat-
ten wir keine Schulbücher und auch
keine richtigen Lehrpläne. So ver-
suchten alle Lehrer, das Beste dar-
aus zu machen. Aber das brachte
nicht viel. Letzten Endes mussten wir
den gesamten Lehrstoff, zu dessen
Ziel man eigentlich nach drei Jahren
gelangen sollte, in eindreiviertel Jah-
ren in uns reinpauken. Allerdings ist
da so mancher, ich eingeschlossen,
auf der Strecke geblieben. Glückli-
cherweise kann man nach westdeut-
schen Regeln eine Prüfung dreimal
machen. Ich habe zwar nur zweimal
gebraucht, aber es fiel mir doch ganz
schön schwer.“  

Trend der sehr starken bzw.
starken Ausprägung der gesell-
schaftlichen (G) und persönlichen
(P) Zukunftszuversicht der Panel-
mitglieder zwischen 1987 und
2007 bzw. zwischen dem 14. und
34. Lebensjahr. (Identische Popu-
lation)
Fragetext:
– „Wie zuversichtlich sehen Sie 
die Zukunft für die Entwicklung 
in der DDR / ab 1991: in Ost-
deutschland?“
– „ ... für sich persönlich?"
Diese über 20 Jahre laufenden
Zeitreihen können wohl als
„sozialwissenschaftliches  Uni-
kat“ angesehen werden; sie sind
aus zwei Gründen sehr informa-
tiv: Erstens belegen sie für die
Altersgruppe der 1973 in der DDR
Geborenen (bzw. der 2007 34-Jäh-
rigen), dass nach dem
Zusammenbruch der DDR keines-
wegs ein „euphorischer“ Trend
eingesetzt hatte, sondern ein
negativer.Der (Un-)Sinn der „schöpferischen Zerstörung“
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Der erste Eindruck, der kann täuschen,
im Leben, in der Politik und auch in die-
sem Foto-Fall. Doch dazu später.
DIE LINKE eröffnete jetzt ein Bürgerbü-
ro in Leipzig-Lindenau. An präsenter
Stelle, unweit des Marktplatzes, und in
grob geschätzer 100 Meter Luftlinie vom
NPD-Bunker entfernt. Es ist der notwen-
dige und jüngst auf dem Lindenauer
Markt von Hunderten artikulierte politi-
sche Widerspruch zu dem Versuch der
rechtsradikalen Szene, sich im Westen
Leipzigs zu verankern und eine kultu-
relle Hegemonie aufzubauen.
Der Ortsverband DIE LINKE Leutzsch-
Lindenau und der Landtagsabgeordnete
Dr. Volker Külow werden hier regelmä-
ßig zu Bürgersprechstunden einladen
und gegen die angestrebte NPD-Verein-
nahmung eines Gebietes Gesicht zeigen.

Das obige Foto täuscht in diesem Zu-
sammenhang allerdings in zweierlei Hin-
sicht. Erstens ist in der Kuhturmstraße
kein horizontales Gewerbe ansässig.
Zweitens,  das freizügige große Fotopla-
kat gehört zu einer Ausstellung, die das
Polnische Institut hier präsentiert. Beide
„Ladeninhaber“ sowohl auf der rechten
als auch auf der linken Seite kamen zur
Eröffnung des Bürgerbüros miteinander
ins Gespräch und freuen sich auf weitere
anregende kulturelle Begegnungen und
Gespräche. Das „Theater der jungen
Welt“ und etliche Lindenauer schauten
ebenfalls schon mal im neuen Bürgerbü-
ro vorbei. Allerdings wird es nicht bei
der bisherigen Laden-Adresse in der
Kuhturmstraße 4 bleiben. Vermutlich
geht es in Kürze noch ein Stück näher in
Richtung Markt.                           • M. Z.
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Alle reden von Finanzen, also auch die
Mitglieder vom Leipziger OWUS

(Offener Wirtschaftsverband der Unter-
nehmer, Freiberufler und Selbstständigen)
auf ihrer jüngsten Veranstaltung in Mark-
kleeberg. Und weil damit nicht nur die
eigene schmale oder die auch nicht viel
prallere Firmenkasse gemeint ist, sondern
die Milliarden, die um den Erdball rasen,
luden sich die Unternehmer einen ein, von
dem sie meinen: Der kennt sich aus. 
Allerdings, erläuterte Ronald Weckesser,
er war von 1999 bis 2008 finanzpolitischer
Sprecher der Linken-Fraktion im Landtag.
Da eigne man sich einiges an, auch wenn
man von Haus aus schlichter Ingenieur ist.
Der Begriff „Experte“ werde solchen Leu-
ten wie ihm viel zu leichtfertig umge-
hängt, weil man so eine Funktion ausübt.
Was der Dresdner Politiker dann aber als
Ergebnis seiner Analyse vortrug, er-
schreckte in seiner Radikalität doch eini-
germaßen, weil er verdeutlichte: hausge-
machte Probleme und langfristige Erschei-
nungen überlagern jetzt einander und ver-
schärfen die Situation:

¸ Die Finanzkrise ist eine systemimma-
nente Katastrophe und wird noch schlim-
mer werden.
¸ Planmäßig werden die vom Bund
gezahlten Hilfen für die neuen Länder
jährlich um 200 Millionen Euro (für Sach-
sen) reduziert.
¸ Die EU hat festgestellt, dass Dresden
und Leipzig der Sonderförderungen aus
Brüssel nicht mehr bedürfen, weil sie sich

gut entwickelt hätten. D. h. in der bis 2013
reichenden letzten Sonderförderung
bekommen die beiden Großstädte nichts
mehr.
¸ Der demografische Wandel, der ganz
Europa betrifft, aber Ostdeutschland
extrem, setzte mit der Wende von 1990 ein
und hält an. Folge: Jeder abwandernde
oder nichtgeborene Sachse kostet den
Freistaat jährlich 2500 Euro. Hinzu
kommt die erste deutliche Rezession seit
1990.

All diese Punkte kommen zusammen und
erschweren die Situation für heimische
Unternehmer deutlich. Die jetzt beginnen-
de Schrumpfung ist im  System angelegt.
So etwas gab es bisher nicht; über alle Kri-
sen und Kriege hinweg wuchs die Bevöl-
kerung langfristig dennoch. 
Die einzige Chance sei eine wirtschaftli-
che Stabilisierung auf niedrigerem
Niveau.
Um gar nicht falsche Hoffnungen aufkom-
men zu lassen, machte Weckesser an sei-
ner Dresdner Heimat deutlich, wohin die
Reise geht. Derzeit gelte die Sachsen-
Hauptstadt zwar in Sachen Mikroelektro-
nik noch als Nummer eins in Europa, weil
die amerikanischen Mutterkonzerne der
ersten Aufbaustufe eine zweite hatten fol-
gen lassen. Allerdings blieb die Forschung
immer in den USA. Und vom derzeit nöti-
gen Aufbau einer dritten Stufe ist nichts zu
sehen. Die wird sicherlich längst vorberei-
tet, offensichtlich aber nicht in Dresden.
Man wird dort sicherlich noch einige Zeit

produzieren, sieht aber wie in anderen
überholten Fertigungsbereichen einem ste-
tigen Rückgang entgegen.

Das Thema der inzwischen auch in bürger-
lichen Kreisen kontrovers debattierten
Schulden, sieht Weckesser unaufgeregt:
Die seien nicht grundsätzlich schlecht,
wenn man sie bedienen kann und sie nicht
allzu hoch werden. Deutschland liege da
noch auf einem ganz erträglichen Niveau.
In der anschließenden Debatte stellten etli-
che der OWUS-Mitglieder kritisch fest: In
der öffentlich feststellbaren Politik der

Partei DIE LINKE. Sachsen gibt es zwei-
einhalb (!) Ansprechpartner: erstens Ge-
werkschafter (und andere Arbeitnehmer),
zweitens dann Hartz-IV-Empfänger und
schließlich ab und an junge Leute. Kleine
Unternehmer gehören absolut nicht dazu.
Gerade im Osten Deutschlands hat sich
manches ehemalige SED-Mitglied nach
1990 beruflich völlig neu orientieren müs-
sen, dabei aber keineswegs seine politi-
schen Wurzeln vergessen. Diesem Klientel
sollte wesentlich mehr Aufmerksamkeit
zukommen.

• KARL KRAFT

„Zweieinhalb Ansprechpartner“ für Die LINKE?
Ronald Weckesser vor den Mitgliedern des Leipzig OWUS zur aktuellen Wirtschaftslage

Obwohl die OWUS-Mitglieder beim Gespräch mit Ronald Weckesser (am Kopfen-
de) teilweise graue Haare oder Glatze haben – als Unternehmen sind sie jung,
höchstens 19 Jahre dabei.                                                                    Foto: KK

Beide Wirtschaftskammern haben im
zweiten Halbjahr ihre traditionellen Kon-
junkturkonferenzen abgehalten. Die In-
dustrie- und Handelskammer, der 60 000
Firmen angehören, zu Herbstbeginn,  und
die nach der Verwaltungsreform um 832
Betriebe Döbelns geschwächte Hand-
werkskammer, mit derzeit 11731 Firmen,
am 25. November. Aus der IHK-Analyse
ging hervor, dass die grafische Kurve
über die Wirtschaftsleistung bereits 2007
abzufaIlen begann, so dass Mitte 2008
sieben Prozent der Firmen ihre Lage
weniger gut beurteilten und bis Ende
2008 nochmals acht Prozent. Das heißt,
der Anteil der Firmen mit guten Erwar-
tungen fiel auf 15 Prozent und der mit
schlechten stieg auf 27 Prozent. Das wird
sich noch negativer entwickeln, mit Kon-
sequenzen für den Arbeitsmarkt. 
Die Industrie war mehrere Jahre die Wirt-
schaftslokomotive, welche die Situation
gerettet hat, während die Politik den
Binnenmarkt durch Senkung der Realein-
kommen vernachlässigte. Deshalb blie-
ben immer im Keller: Einzelhandel, Gas-
tronomie, Verkehrsgewerbe und be-
stimmte Dienstleistungen. Ein Konfe-
renzteilnehmer stellte fest: „Merkels

Wirtschaftspolitik entspricht drei verlore-
nen Jahren. Es ist der Versuch der Politik
erkennbar, von den eigenen nicht erledig-
ten Hausaufgaben abzulenken und den
USA nun gleich alle Schuld für künftiges
Ungemach zuzuschieben…“
Das Handwerk zeigte sich noch relativ
stabil, geht aber von einer baldigen „Ein-
trübung“ aus. Das KFZ-Handwerk ist
bereits stark betroffen. Die Umsätze ver-
ringerten sich im zweistelligen Bereich.
Nur fünf Prozent schätzen ihre Lage als
„gut“ ein, 55 Prozent  als „schlecht“. Die
Erwartungen sind ähnlich pessimistisch.
Im Durchschnitt aller Branchen bewerte-
ten sie 30 Prozent der Firmen als „gut“
und 20 Prozent als „schlecht“: Auftrags-
eingänge, Umsätze und Kapazitätsauslas-
tung sind bereits rückläufig. Nur 45 Pro-
zent der Firmen erreichen eine Auslas-
tung über 80 Prozent! Die Zahl der
betrieblichen Ausbildungsplätze sank
zum Vorjahr um sieben Prozent auf 1296.
Die Handwerkskammer kritisiert die
Maßnahmen der Bundesregierung als
nicht ausreichend und fordert „mehr netto
vom brutto“ für die Leistungsträger. 
Kammer und Leipziger Messe laden ein
vom 7. bis 15. Februar zur „Haus-Garten-
Freizeit“ und „Mitteldeutschen Hand-
werksmesse“, vom 12. bis 15. Februar
zur neuen "Beach und Boat"-Wasser-
sportmesse und vom 13. bis 15. Februar
zur „Immobilienmesse". 

• JOACHIM SPITZNER

Leipziger Wirtschaft
unter Krisen-Druck

Külow-Büro im Rotlicht-Milieu?

Foto:Eiltzer
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Notizen aus dem SNotizen aus dem Sttadadtrattrat
¸  SCHULSCHWIMMEN
Vier Fraktionen beschlossen für 2008
anteilig und für 2009  nun doch mehr Geld
für  das Schulschwimmen bereitzustellen.
Finanziert werden Grundschulschwimmen
sowie Kurse an Gymnasien und Mittel-
schulen. Hintergrund:   Die Zahl der Kin-
der, die nicht schwimmen können, darf
nicht weiter zunehmen. 
¸  STRASSENAUSBAU
Durch die CDU-Mehrheit im Sächsischen
Landtag werden die Kommunen, bei
Androhung der Fördermittelreduzierung,
gezwungen Straßenausbaubeiträge bei
Anwohnern zu erheben. Deshalb durfte
der Stadtrat Petitionen von Anwohnern der

Göbschelwitzer Straße in Seehausen und
der Ortdurchfahrt der B 186 in Holzhausen
nicht zustimmen.. 
¸  AUTOARME INNENSTADT
Der Petition nach Abschaffung des erst
kürzlich angelegten Radfahrstreifens in
der Zwickauer Straße in Neu-Lößnig,
wodurch PKW-Stellplätze entfallen waren,
gab der Stadtrat nicht statt. Zur Reduzie-
rung des Fahrradverkehrs im Stadtzentrum
wurde entschieden, dass zukünftig  Kon-
trollen von Polizei und Ordnungsamt zur
Einhaltung des Radfahrverbots in Fußgän-
gerzonen durchgeführt werden sowie in
der Konzeptüberarbeitung „Autoarme
Innenstadt“ räumliche und zeitliche Ein-

schränkungen für Fahrradverkehr neu fest-
gelegt werden. 
¸  NEUE ABFALLGEBÜHREN
Für das kommende Jahr wurden mit den
neuen Abfallwirtschafts- und Gebühren-
satzungen die Müllgebühren neu festge-
legt. Während es für Transport und Entsor-
gung keine Steigerungen gibt, ist zukünf-
tig der Transport der Abfallbehälter vom
Stellplatz zum Ladeort auf der Straße
gebührenpflichtig oder muss durch die
Wohnungseigentümer selbst organisiert
werden. Öffentliche Kritik dazu gab es
wegen möglicher  Brandstiftung und Van-
dalismus oder Gefährdung des ruhenden
und fließenden Verkehr sowie  der Fuß-

gänger durch auf der Straße abgestellte
Container.
¸  TURNFEST 2013
Nach 2002 bewirbt sich Leipzig erneut um
die Ausrichtung des 34. internationalen
Deutschen Turnfestes in Leipzig.  Der
Stadtrat knüpfte seinen Beschluss an die
Bedingung einer 50prozentigen Beteili-
gung des Freistaates an den Kosten von ca.
11 Mio. Euro.
2002 mussten die Hauptveranstaltungen
im noch nicht fertig gestellten Zentralsta-
dion durchgeführt werden. Bleibt zu hof-
fen, dass bis dahin weitere Sportstätten für
den Freizeit- und Leistungssport wie die
Nordanlage entstehen.

Die drei Wirbelstür-
me haben in Kuba in
diesem Jahr Schäden
in Höhe von 10 Mrd.

US-Dollar angerichtet.
Die Unterstützungsaktion für die Hurri-
kan-Opfer in Kuba geht weiter.
Folgende Ergebnisse wurden in Leipzig
erreicht:
Beim Stadtvorstand der LINKEN wurden
bisher 2000 Euro abgerechnet.
Eine zweite Sammlung materieller Spen-
den am 11. November erbrachte Solidari-
tätsgüter im Umfang von ca. 3,5 m³.
Dafür möchte sich die AG Cuba sí Leipzig
bei allen, die zu diesem Ergebnis beigetra-
gen haben, recht herzlich bedanken.

LN.: Die Nachfrage  ist schon vor Aus-
lieferung sehr hoch. Daher hat das Sozial-
amt eine weitere E-Mail-Adresse für
Bestellungen eingerichtet:

mietspiegel2008@leipzig.de.
Ab 19. Dezember ist er in allen Bürger-
ämtern erhältlich.
Der Leipziger Mietspiegel 2008 wurde
auf der Grundlage einer repräsentativen
Stichprobenerhebung vom Sozialamt und
dem Amt für Statistik und Wahlen erar-
beitet. Er löst den Mietspiegel 2005 ab.
„Der Mietspiegel ist ein gutes Orientie-
rungsmittel für alle Beteiligten und leistet
einen wesentlichen Beitrag, um Ausein-
andersetzungen um die zulässige Miethö-
he zu vermeiden“, hebt Bürgermeister
Thomas Fabian die Bedeutung hervor.
Um der Vielfältigkeit des Leipziger Woh-
nungsmarktes gerecht zu werden, wurde
der Mietspiegel diesmal mit einer ande-
ren Berechnungsmethode erarbeitet. Es
wurde erstmals nach dem Regressions-
verfahren ausgewertet, das eine feinere
Differenzierung der Wohnwertmerkmale
ermöglicht. Er weist aber keine ortsteilbe-
zogenen Lageangaben aus.
„Jeder kann mit diesem Mietspiegel die
zulässige Miete der eigenen Wohnung im
freifinanzierten Wohnungsmarkt an Hand
vorgegebener Merkmale selbstständig
ermitteln“, informiert Gabriele Jackisch-
Tetzel aus dem Sozialamt. „Damit hat
jeder eine gute Grundlage, sich über die
ortsübliche Miete der jeweiligen Woh-
nung zu informieren.“ 

Starke Nachfrage 
nach dem Leipziger

Mietspiegel 2008

Finanzkrise, Rezession, Absinken der
Wirtschaftsprognose – das sind die

Schlagzeilen in  allen Medien. Da war und
ist der Jubel über Ergebnisse der verschie-
denen Bildungsstudien vor allem für die
sächsische Staatsregierung ein Lichtstreif
am Horizont. In Sachsen kann man strah-
len!  Deutschland ist nach wie vor Mittel-
maß, aber die Sachsen sind auf diesem
Gebiet Spitze! 
Haben wir Grund, uns auf die Schulter zu
klopfen? Die Antwort ist zweigeteilt.
Engagierte Lehrerinnen und Lehrer bemü-
hen sich täglich um eine hohe Qualität des
Unterrichts. Mit Mittelmaß will man sich
in der Bildung und Erziehung nicht zufrie-
den geben.  Fortbildung, Erfahrungsaus-
tausch unter den Kollegen u. a. finden an
vielen Schulen regelmäßig statt. Viele
Pädagogen sind so eng mit ihren Schülern
verbunden, dass unentgeltlich Förder-
arbeit  mit leistungsstarken oder leistungs-
schwachen Schülern keine Ausnahme ist.
Und das, obwohl seit drei Jahren an Mit-
telschulen und Gymnasien Teilzeit ange-
ordnet ist, die Einkommensminderungen
bei mindestens 300 Euro liegen und nach
wie vor erhebliche Einkommensunter-

schiede Ost/West bestehen. Beispielsweise
Grundschullehrerinnen haben acht Jahre
in Teilzeit gearbeitet und hatten dadurch
erheblichere Einkommensverluste.
Die Übergangsquote der Schülerinnen und
Schüler von Grundschule zu Gymnasium
liegt in Leipzig bei fast 55 Prozent. Eine
beachtliche Zahl. Kontinuierliche und
solide pädagogische Arbeit zahlt sich
natürlich aus und da kann man schon
sagen: Alle Achtung, dass die Ergebnisse
trotz vieler Frustfaktoren noch so gut sind:
bei PISA, der Studie über Mittelschulen
und Gymnasien, erste Stelle, bei TIMSS,
der Studie über die Grundschüler, dritte
Stelle.
Die andere Seite ist unser sächsisches
Schulsystem. Die Staatsregierung spricht
von einem zweigliedrigen Schulsystem –
Mittelschule und Gymnasium. Das ist aber
nur das Äußere, denn in den Mittelschulen
gibt es ab der siebenten Klasse die Teilung
der Schülerschaft in Hauptschüler und
Realschüler, also die Dreigliedrigkeit.
Eine gesetzliche neunjährige Schulpflicht
entspricht nach meiner Ansicht ebenso
wenig den heutigen Erfordernissen wie die
Tatsache, dass 22 Prozent der Schüler die

Schule ohne Schulabschluss oder mit
Hauptschulabschluss verlassen. Die An-
zahl der Förderschüler mit Lernbehinde-
rungen ist nicht nur relativ, sondern abso-
lut gestiegen. 
Die Propagierung der Durchlässigkeit des
Schulsystems ist also ein Hilfskonstrukt.
Die Übergangsquote Mittelschule / Gym-
nasium nach Klasse 10 liegt bei armseli-
gen 0,5 Prozent.. Selbst wenn Schüler
nach dem Realschulabschluss in Klasse 10
auf ein berufliches Gymnasium wechseln,
zeigt sich, dass die Lehrpläne der Mittel-
schulen und der Beruflichen Gymnasien
nicht miteinander abgestimmt sind. Das
Scheitern ist deshalb bei zu vielen Jugend-
lichen vorprogrammiert. Auch das sind
leider ernüchternde Fakten.
Jede Medaille hat zwei Seiten, und das gilt
auch für  die soeben bejubelten Leistungs-
vergleiche.
Freude und Annerkennung für erreichte
Leistungen, aber bitte auch Nachdenken
über das Nichterreichen, ja Verlieren von
Schülern und  weiteres Nachdenken über
Chancengleichheit und Chancengerechtig-
keit. All das ist weiterhin angesagt.

• MARGITTA HOLLICK

PISA - TIMSS :
Sind das Bildungsweihnachtsgeschenke?

Sehen sie sich das linke Foto genau an, in
ihm stecken alle Probleme für das vom
Leipziger Tanztheater e.V. vorgestellte
Projekt „Tanzhaus im Lokschuppen“.
Es ist noch kalt, nackte Mauern und Zie-
gelsteine ringsum, ein Boden, der nicht
nur gefegt sondern völlig neu hergerichtet
werden muss, sowie tausend große und
kleine fehlende Dinge mehr. Als nun Irina
Pauls – sie erinnern sich vielleicht, dass
Schauspielintendant Wolfgang Engel  in
den 90er Jahren ihrer Truppe aus finan-
ziellen Gründen kündigen musste – hier
ins Mikrofon sprach, stand sie ungefähr
100 Leuten gegenüber. Auch die zitterten
vor Kälte, aber sie alle unterstützen als
Verein und überhaupt die Entwicklung
eines künftigen Hauses zum Zentrum des
zeitgenössischen Tanzes für die Region
Leipzig und Sachsen. Der Verein nahm
einen Kredit auf und jetzt ist die Industrie-
brache samt Halle sein Eigentum. Hier

sollen entstehen: Trainings- und Proben-
studios, ein Veranstaltungssaal, Studio-
bühnen, Cafe mit Freisitz, Anbindungen
zum Lene-Voigt-Park, Büro, Fundus und
Requisitenlager.
Ein Grund: Das derzeit von 350 Tanzbe-
geisterten getragene Projekt platzt im
Leipziger Süden aus allen Nähten. Die
Möglichkeiten des Ausbaus vom LTT sind
an neue großzügige Räumlicheiten gebun-
den.  Ob sich die engagierten Tänzer und
Vereinsmitglieder dabei „verheben“? So
ein Gedanke kann einem Außenstehenden
im derzeit dunklen Lokschuppen  des ehe-
maligen Eilenburger Bahnhofes durchaus
kommen. Aber spürbar war ebenso in al-
len Gesprächen ein Optimismus und der
Wille zum Erfolg, der Licht ins noch vor-
handene Dunkel bringt. Also, auf dem
Computer ist vieles schon zu sehen und
dargestellt. Hoffen wir auf die Realität,
Schritt für Schritt bis 2011.               • - CK

Zittern und Tanzen

Die Tänzerin Irina Pauls während der
Vorstellung des neuen Projektes:Tanz
im Lokschuppen Leipzig-Reudnitz

Foto:Eiltzer
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Das Jahr 2008 hinterließ Staatsregie-
rung und Koalitionsfraktionen einen

politischen GAU, dessen Folgen längst
nicht absehbar sind: Der Untersuchungs-
ausschuss zum „Sachsen-Sumpf“ wurde
vom Leipziger Verfassungsgerichtshof
bestätigt. Ein Jahr lang hatten Justiz- und
Innenminister durch Verweigerung der
Herausgabe von Akten des Verfassungs-
schutzes die parlamentarische Aufklärung
blockiert. Die Koalitionsfraktionen, vor
allem die CDU, verhinderten zudem jegli-
che Zeugenvernehmung.

Bis heute pflegt die Staatsanwaltschaft
„entlastende“ Mitteilungen in Form von
eingestellten Ermittlungsverfahren oder
Vorwürfen gegen Belastungszeugen regel-
mäßig termingerecht zu Sitzungen des
Untersuchungsausschusses zu verlautba-
ren. Immerhin arbeitet das Gremium mit
einjähriger Verzögerung nun ordentlich
und unter Hochdruck, nachdem das Ver-
fassungsgericht urteilte, der Untersu-
chungsausschuss sei „im öffentlichen In-
teresse“.

Leider konnte die Öffentlichkeit durch die
von Regierung und Koalition aufgezwun-
gene Heimlichtuerei die ersten Zeugen nur
unter strenger Geheimhaltung vernehmen.
Als die Obfrau der LINKEN, Caren Lay,
in einer Pressemitteilung zum wiederhol-
ten Mal der Öffentlichkeit wenigstens eine
kurze politische Bewertung der Aussagen
zukommen ließ, rief es prompt aus der
CDU: Geheimnisverrat! Quelle der Verär-
gerung war der Zusammenbruch der seit
Spätsommer 2007 vom neuen Verfas-
sungsschutz-Präsidenten, der Staatsregie-
rung und den von ihr zur Hilfe gerufenen
Experten aufgebauten Legende, der „Sach-
sensumpf“ sei im Kern das Hirngespinst
eines Kripomanns, der als anonymisierte
Verfassungsschutzquelle einer übereifri-
gen Geheimdienst-Referatsleiterin nur
bestätigte, was er zuvor im Polizeidienst

herausgefunden hat („doppelt aufgebrüh-
ter Teebeutel“).

Dass eben dieser Kripo-Mann, der bei der
Bekämpfung der organisierten Krimina-
lität in Leipzig durchs Landeskriminalamt
ausgebremst worden ist, kurz vor Weih-
nachten 2008 Gelegenheit hat, in öffent-
licher Sitzung vor dem Untersuchungsaus-
schuss auszusagen, ist eine Frucht der
zweijährigen Bemühungen der Linksfrak-
tion, Licht ins Dunkel einer Affäre zu brin-
gen, die als Korruptionsaffäre startete, zur
Verfassungsschutzaffäre mutierte und am
Ende womöglich eine Mischung aus bei-
den sein wird. 

Das Hauptthema dieses Jahres ist zweifel-
los die Beratung des Doppelhaushalts
gewesen und damit verbunden die Erarbei-
tung des fünften Alternativen Haushaltes
der Linksfraktion. Damit wollen die LIN-
KEN im Rahmen des Haushaltsvolumen
Sachsens im Verlaufe zweier Jahre rund

anderthalb Milliarden Euro umschichten -
vor allem für Bildung (2 791 zusätzliche
Lehrer-Stellen, 452 Stellen für Referenda-
re und 420 zusätzliche Stellen an den Kitas
sowie 10 bzw. 21 Mio. Euro 2009/2010 für
dieVerwirklichung der von der Landesver-
fassung garantierten Lernmittelfreiheit)
und Maßnahmen, die dem Trend zu immer
größerer sozialer Ungleichheit in der
Gesellschaft entgegenwirken. Das größte
Projekt der Fraktion ist die Einführung
eines kostenlosen Mittagessens für alle
Kita- und Schulkinder. Dafür hat die
Linksfraktion fürs kommende Jahr 76,6
Mio. Euro (kostenloses Mittagessen ab
Beginn des nächsten Schuljahres) und für

2010 insgesamt 183,6 Mio. Euro einge-
stellt.
Erstmals hat DIE LINKE mit ihrem Alter-
nativ-Etat eine höhere Investitionsquote
erzielt als der Regierungsentwurf (22 statt
21 Prozent), das wären mindestens 300
Millionen Euro mehr pro Jahr und damit

ein echtes Konjunkturprogramm. Frak-
tionsvorsitzender Dr. André Hahn bezeich-
nete den LINKEN Etat als „kinder- und
wirtschaftsfreundlich“, letzteres im Sinne
einer verbesserten Förderung der kleinen
und mittelständischen Unternehmen. Der
komplette Alternativ-Etat kann bei der
Landtagsfraktion bestellt oder im Internet
herunter geladen werden.
http://www.linksfraktion-sachsen.de.

Zu neuen Erkenntnissen gelangte auch der
von der Linksfraktion eingesetzte Landes-
bank-Untersuchungsausschuss. Immer
mehr wird klar, dass die verantwortungslo-
se Spekulationsblase, mit der die Landes-
bank unter politischer Regie des damali-
gen Kabinetts Milbradt zerplatzt ist, der
Vorläufer der Finanzmarktkrise gewesen
ist – das einstige ostdeutsche Musterland
Sachsen ist inzwischen zum Vorreiter in
wirtschafts- und finanzpolitische Sack-
gassen geworden. Das zeigt auch das Wan-
ken des Mikroelektronik-Leuchtturms der
sächsischen Wirtschaftspolitik, der mit
drei Milliarden Euro Steuergeldern aufge-
baut worden ist.

Auch der neue Ministerpräsident wird
inzwischen von Vergangenem eingeholt,
genauer gesagt seinem Umgang mit seiner
Tätigkeit als Stellvertreter des Vorsitzen-
den des Rates des Kreises Kamenz. Die
Linksfraktion wirft ihm nicht seine verant-
wortliche Staatsfunktion in der DDR vor,
sondern die „himmelschreiende Doppel-
moral“ (André Hahn), dass die CDU nun
bei Tillich keinen Diskussionsbedarf sieht,
während in den neunziger Jahren Men-
schen mit seiner politischen Biografie Pro-
bleme gehabt hätten, in einem sächsischen
Rathaus Pförtner zu werden. Tillich wiede-
rum erklärte DIE LINKE wegen ihrer
DDR-Vergangenheit zu „Feinden“ – genug
Stoff für 2009 …      

• MARCEL BRAUMANN

Der Vorstand der TIG Leipzig
dankt allen Mitgliedern und

ihren Angehörigen, allen Freunden und
Sympathisanten

für die Aktivitäten und Unterstützung,
wünscht alles Gute
zum Jahreswechsel 

und rechnet weiter mit der Solidarität
aller im Kampf gegen soziales Unrecht.

Im neuen Jahr finden die ISOR-Sprechstunden
an jedem 4. Mittwoch des Monats

ab 16 Uhr im Leipziger  Stadtteilzentrum Mes-
semagistrale, Straße des 18. Oktober 10a statt.

Die Linksfrakt ion
im Stadtrat  zu Leipzig

wünscht  a l len Leserinnen und
Lesern von LE I P Z I G S NE U E

ein frohes Weihnachtsfest  und
einen guten Rutsch ins Wahl jahr.  

Auch 2009 werden wir  für  
Leipzigs Entwicklung strei ten. Der Vorstand des Bundes der

Antifaschisten (BdA) e. V. - Sitz Leipzig
dankt seinen Mitglieder, Sympathisanten und

Partnern für die geleistete Arbeit und wünscht frohe
Weihnachten sowie ein erfolgreiches Jahr 2009. 

Unser Büro und die Bibliothek befinden sich im
Erich-Zeigner-Haus in der Zschocherschen Straße 21,

04229 Leipzig (LVB-Haltestelle Felsenkeller).

Für eine vereinte Linke!
Für eine starke 

sozialistische Linkspartei!
Allen Leserinnen und Lesern von 

LEIPZIGS NEUE,
allen Genossinnen und Genossen 

im neuen Jahr 
viel Gesundheit und viel Kraft für die vor uns

stehenden Aufgaben. 
Dr. Volker Külow, MdL, 

Vorsitzender des Stadtverbandes Leipzig

Das Bürgerbüro von
MdL Dr. Dietmar Pellmann

wünscht allen Leserinnen und Lesern von LN
ein friedliches Weihnachten sowie einen

erfolgreichen Start ins Jahr 2009.
Zugleich bedanken wir uns für die gute

Zusammenarbeit im Jahr 2008.

Dr. Dietmar Pellmann
Reinhard Grützner

Ein frohes Weihnachtsfest
und für das Jahr 2009

Kraft und Optimismus im  Ringen
um ein sozial gerechteres

Miteinander

Das wünscht Ihnen Cornelia Falken
MdL Sachsen  –  Fraktion Die Linke

Landtagsjahresrückblick

Das Jahr 2008: Das Jahr 2008: 
Ende der CDU-LegendenEnde der CDU-Legenden
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Süß sind die Sachsen! Sie gelten als
große Kuchenerfinder und Kuchenes-

ser. Spezialitäten wie Freiberger Eiersche-
cke, Meißner Fummel, Leipziger Lerchen
oder Pulsnitzer Pfefferkuchen sind typisch
sächsische Schöpfungen. 
Unter den Kuchenmetropolen genießt
Dresden zweifelsohne noch einen ganz
besonderen Ruf, den der Stollenhauptstadt.
Doch viele andere sächsische Orte nehmen
auch für sich in Anspruch, eine schmack-
hafte Rolle in der Stollengeschichte zu
spielen. Wo der erste Stollen gebacken
wurde und wer der Schöpfer von Rezeptur
und Form war, ist nicht bekannt. Es dürfte
in irgendeiner mittelalterlichen Klosterkü-
che unweit von Elbe oder Saale gewesen
sein, als im Spätherbst ein Mönch aus
Wasser, Hefe, Mehl und etwas Rübenöl ein
längliches Brot formt, ausbäckt und seinen
Betbrüdern in Fastenzeiten serviert. Ob er
beim Teigkneten an das in Windeln gewi-
ckelte Christkind dachte, als dass das Fest-
gebäck heute über den Ladentisch geht
oder Formen aus dem germanischen
Brauchtum vor Augen hatte? Darüber
kann man nur spekulieren. In die Politik
„mischt“ sich der Stollen Ende des 15.
Jahrhunderts ein. In einem als Butterbrief
bekannten Schreiben kommt der Papst
einem Gesuch der sächsischen Landesher-
ren entgegen, die sich gegen das dem
Fasten geschuldeten Verbot, beim Backen
Butter zu verwenden, aussprechen. Der
Siegeszug des schweren Hefegebäcks ist
nun unaufhaltbar und vorbestimmt. 
Dass Dresden heutzutage die Stollenhoch-

burg ist, hat es einem kurfürstlichen Richt-
spruch aus dem 17. Jahrhundert zu verdan-
ken. Nachdem es zu regelrechten Stollen-
kriegen mit der Konkurrenz  aus Sieben-
lehn, Meißen und Torgau kommt, be-
schweren sich die Dresdner beim Potenta-
ten. Dieser spricht den elbestädtischen
Backstuben ein Privileg aus. So darf zur
Zeit des Striezelmarktes nur Stollen der
Dresdner Bäckerschaft verkauft werden.
Fortan kann sie aufgrund des Stollenmo-
nopols ihren guten Ruf begründen, aus-
bauen und festigen.
Die Frage, ob es nun richtig die Stolle oder
der Stollen heißt, bleibt unbeantwortet.
Während zum Beispiel in Dresden nur die

Rede von „Stollen“ ist, werden in Leipzig
und Umgebung beide Begriffe benutzt,
wobei meist mit „Stolle“ ein Stück vom
„Stollen“ gemeint wird. Auch scherzhafte
Bezeichnungen sind überliefert: Von
„Schreistollen“ ist dann die Rede, wenn
die Rosinen im Teig so weit voneinander
entfernt liegen, dass sie sich nur durch lau-
tes Rufen verständigen können. Ein „Flüs-
terstollen“ bezeichnet demzufolge genau
das Gegenteil. 
Offensichtlich großen Gefallen am sächsi-
schen Gebäck findet Friedrich Schiller.
Dies belegen Auszüge aus seinem Brief-
wechsel mit dem befreundeten Christian
Gottfried Körner, dem Herausgeber der

ersten Gesamtausgabe der Werke Schil-
lers. Im Dezember 1786 erbittet sich der
Dichterfürst von seinem nach Leipzig
gereisten Freund einen Christstollen:
„A propos einen Stollen solltet ihr uns bil-
lig schikken ...". Dass Schiller, der zu die-
ser Zeit in Dresden weilt, einen Leipziger
Stollen verlangt, zeugt von dessen guter
Qualität, die es allemal mit den berühmten
Dresdner Christstollen aufnehmen kann.
Körner reagiert jedenfalls schnell und gibt
seiner Sendung den frischgedruckten Sam-
melband „Schauspiele mit Chören“ der
Brüder zu Stolberg-Stolberg bei. In Kör-
ners Begleitbrief heißt es: „Ich lege eine
Geistes Stolle bey, von der ich wünsche,
daß sie euch eben so schmackhaft seyn
möge ...“. Die Antwort aus Dresden dauert
nur drei Tage: „Der Stollen sammt seinem
magern Collegen ist richtig angelangt, und
wir danken schön ...“. Eher weniger
scheint Erich Kästner der Leipziger Stolle
abgewinnen zu können. Er bevorzugt den
von seiner Mutter gebackenen Dresdner
Stollen. Ende November 1926 teilt er ihr
seine Weihnachtswünsche wie folgt mit:
„Einen Stollen nähme ich gern mit nach
hier. Nicht mehr. Aber den einen würde ich
auch mit großer Freude auffuttern. Mit
Rosinchen. Mit viel Rosinchen sogar.“

• MICHAEL SCHULZE

Die Sachsen und ihr SDie Sachsen und ihr Stollentollen
Foto: Petra Radtke

Michael Schulze: Stollen, 
Geschichte und Gegenwart eines

Weihnachtsgebäcks. Lehmstedt
Verlag, Leipzig 2009, 65 S.,

zahlreiche hist. Abb., 9,90 Euro. 

20. November
Leipzig: Die Leipziger Stadtverwaltung
hat erstmals seit fünf Jahren wieder einen
ausgeglichenen Haushalt vorgelegt, der im
Februar verabschiedet werden soll.  Die
Stadt will außerdem ein Nutzungskonzept
für den ehemaligen Bowlingtreff am Leu-
schnerplatz entwickeln. 
Annaberg: Zwischen Schwarzenberg und
Annaberg-Buchholz sollen 2009 wieder
regelmäßig Personenzüge fahren. Der Ver-
ein Sächsischer Eisenbahnfreunde will an
mindestens fünf Wochenenden zwischen
Mai und Oktober einen Triebwagen für
den Ausflugsverkehr einsetzen. Seit 1997
sind planmäßige Reisezüge auf der Strek-
ke eingestellt. Die Strecke ist vor allem
durch das imposante Markersbacher Via-
dukt im In- und Ausland bekannt. 
23. November
Schwarzenberg: Die Polizei nahm  zwei
Männer im Alter von 17 und 21 Jahren
vorläufig fest. Sie sollen in der Nacht zum
Sonntag zahlreiche Autos beschädigt
haben. Bislang sind der Polizei 26 Scha-
densfälle bekannt. 
Dresden: Rund 15 Prozent der Dresdner
Familien leben unter der Armutsgrenze,
ebenso viele gelten als einkommensreich.
Das geht aus dem veröffentlichten Lebens-
lagenbericht der Stadt hervor. Demnach
arbeiten in jeder zehnten als arm geltenden
Familie beide Elternteile in Vollzeit.
Ärmere Familien müssen im Schnitt 42
Prozent ihres Einkommens für die Warm-
miete aufbringen, einkommensreiche
kommen mit rund 20 Prozent aus. 
26. November
Zittau: Ein Finanzierungsvertrag für die
Sanierung des Gerhart Hauptmann Thea-
ters  wurde unterzeichnet. Bund, Land und
die Stadt Zittau unterstützen das Bauvor-
haben zunächst mit drei Mio Euro. Die

Gesamtkosten belaufen sich derzeit auf 7,2
Mio. Euro. Baubeginn soll im März 2009
sein.
27. November
Leipzig: Auf der Deponie Cröbern soll
illegaler Müll aus Italien vergraben wor-
den sein. Möglicherweise handelt es sich
sogar um radioaktive Abfälle. Italienische
Ermittler sind im Zuge ihrer Recherchen
auf dubiose Lieferungen nach Deutschland
gestoßen. Dieser Müll wurde in die von
der Westsächsischen Entsorgungs- und
Verwertungsgesellschaft betriebene Me-
chanisch-Biologische Anlage Cröbern ex-
portiert. Diese hat den Müll an einen pri-
vaten Entsorger in Sachsen-Anhalt überge-
ben.
29. November
Leipzig /Dresden: Um ihren Forderungen
im aktuellen Tarifkonflikt Nachdruck zu
verleihen, haben sich auch in Sachsen
namhafte Orchester an bundesweiten
Streiks beteiligt. Das Gewandhausorches-
ter trat erstmals in seiner 265-jährigen
Geschichte in den Ausstand.  Die Dresdner
Philharmoniker schlossen einen „Voll-
streik“  nicht aus. Beide Ensembles wiesen
während ihrer Aktionen auf einen drohen-
den Kulturabbau in Deutschland hin.
1. Dezember
Schwarzenberg: Zwei angetrunkene 19-
Jährige haben Sonntag in Schwarzenberg
elf der lebensgroßen Holzfiguren am

Bahnhofsberg demoliert bzw. aus der Ver-
ankerung gerissen. 
4. Dezember
Dresden: Der Flughafen feierte  den Jung-
fernflug des ersten deutschen Düsenflug-
zeugs. Die in Dresden entwickelte und
gebaute Passagiermaschine flog vor 50
Jahren zum ersten Mal. Im Flughafen-Ter-
minal in Dresden ist nun der letzte erhalte-
ne Rumpf zu sehen. Beim zweiten Testflug
stürzte die Maschine wegen Triebwerks-
problemem ab. 
5. Dezember
Dresden: Auf den kommunalen Spielplät-
zen soll das Rauchen verboten werden.
Über eine entsprechende Satzung wird der
Stadtrat im Frühjahr abstimmen. Gemein-
sam mit dem Verein „Babyhilfe Deutsch-
land“ sollen Verbotsschilder entworfen
und aufgestellt werden. So soll auch der
Alkoholkonsum auf den rund 170 Spiel-
plätzen untersagt werden.
10. Dezember
Leipzig: Die Polizei hat in Leipzig mehr
als fünf Kilogramm Heroin sichergestellt
und einen 22-jährigen Dealer festgenom-
men. Das Rauschgift im Wert zwischen
50 000 und 70 000 Euro war für den Stra-
ßenverkauf in Leipzig bestimmt. Außer-
dem wurden rund 13 000 Euro Bargeld aus
Drogengeschäften beschlagnahmt. LKA
und Staatsanwaltschaft ermitteln nach
eigenen Angaben bereits seit Ende 2005

gegen den Drogenring.   
12. Dezember
Chemnitz: Etwa 3 500 Chemnitzer haben
während einer Kundgebung auf den Kul-
turabbau in ihrer Stadt aufmerksam
gemacht. Den Theatern drohen 60 Entlas-
sungen, vor allem im Chor und in der Phil-
harmonie. Grund ist eine Finanzlücke von
jährlich rund 3,2 Millionen Euro. Schon zu
Wochenbeginn hatte ein Freundeskreis des
Orchesters Oberbürgermeisterin Ludwig
15.000 Postkarten für den Erhalt des
Klangkörpers übergeben. Die Entschei-
dung über die Finanzen fällt, wenn der
Stadtrat den Haushalt für 2009 beschließt. 
13. Dezember
Dresden: Die Weißeritztalbahn, Deutsch-
lands dienstälteste öffentliche Schmalspur-
bahn, nahm nach Beseitigung der Hoch-
wasserschäden auf der 15 Kilometer lan-
gen Teilstrecke von Freital-Hainsberg
durch den Rabenauer Grund nach Dippol-
diswalde ihren Betrieb wieder auf. Die
restlichen 11 Kilometer bis nach Kipsdorf,
sollen in den nächsten Jahren ebenfalls
wieder hergestellt werden.
Chemnitz: Anlässlich ihres 80. Geburtsta-
ges wurde Jutta Müller, die erfolgreichste
Eiskunstlauf-Trainerin der Welt, Ehren-
bürgerin der Stadt Chemnitz.  Die von ihr
trainierten Eiskunstläufer haben bei Olym-
pischen Spielen, Welt- und Europameister-
schaften 57 Medaillen errungen.
14. Dezember
Hoyerswerda: In Hoyerswerda wird der
Verkehr der Buslinien eingeschränkt. In
den Nächten zu Sonn- und Feiertagen wer-
den keine Busse mehr unterwegs sein. In
dieser Zeit hätten durchschnittlich nur drei
Fahrgäste das Angebot genutzt, informiert
die Verkehrsgesellschaft. Fahrgäste kön-
nen stattdessen in dieser Zeit zum gleichen
Fahrpreis das Anruf-Sammel-Taxi nutzen.

SSACHSENACHSEN-C-CHRONIKHRONIK
Daten und Fakten
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Am 12. Dezember 2008 wäre
Tschingis Aitmatow achtzig ge-
worden. Wenige Monate vor die-

sem Jubiläum verstarb der weltbekannte
kirgisische Schriftsteller in einer Nürnber-
ger Klinik. Seine in 90 Sprachen miIlio-
nenfach verbreiteten Werke aber werden
in den Herzen seiner Leser weiterleben
und auch neue Leser finden. Welche Grün-
de sprechen dafür?
Dieser herausragende Künstler ist Vertre-
ter einer historisch jungen, erst 1924 im
Gefolge der russischen Revolution und der
Alphabetisierung in Kirgisien entstande-
nen Literatur. Er schenkte uns in seinen
mehr als 20 Erzählungen und Romanen,
die auch verfilmt und dramatisiert wurden,
Werte, die sein Leben ausmachten: Unver-
gessliche Bilder der kirgisischen Berge,
Steppen und des kristallklaren Issyk-Kul-
Sees. Bilder von Menschen, die fern der
Entfremdung in dieser ihrer Heimat wur-
zeln. Die einander aufgrund der Sippen-
ordnung nahe sind und jene von Volkssän-
gern jahrhundertelang mündlich überlie-
ferten Mythen, Märchen und Lieder teil-
weise noch in sich tragen.
Diesen unverkennbar „eigenen Berüh-
rungspunkt mit der Erde“ nutzte Aitma-
tow. Zugleich war er beflügelt von dem
Bewusstsein, dass sein Volk zusammen
mit den Völkern Mittelasiens der Revolu-
tion besonders Wesentliches verdankt,
nämlich die Überwindung lange währen-
der Stagnation und geistiger Isolierung
von der Welt.
Welche historischen Chancen dem einzel-
nen Menschen daraus erwachsen, welche
schweren Aufgaben und quälenden Kon-
flikte, aber auch welche Deformationen
und Perversionen sich ihm dabei in den
Weg stellen, das wird das Thema dieses
aufrechten Kommunisten und kompro-
misslosen Humanisten. Für dessen Gestal-
tung kann sich der russisch und kirgisisch
Schreibende Rüstzeug bei Vorgängern wie
Zeitgenossen holen, etwa bei Dostojewski
und Tschechow, bei Gorki und Scholo-
chow, aber auch bei Shakespeare, Thomas
Mann oder Gabriel Garcia Marquez.
Buchstäblich um die Welt gegangen ist
Dshamila, die junge Heldin seiner gleich-
namigen Erzählung (1958) nach ihrem
Aufbruch aus der materiellen Geborgen-
heit, aber Enge konventionellen Denkens,
um zusammen mit Danijar neuartige
menschliche Möglichkeiten zu gewinnen.
Zu Recht faszinierte diese frühe Erzählung
ob ihrer so überzeugend gestalteten
Zukunftsgewissheit den erfahrenen fran-
zösischen Schriftstellerkollegen Louis
Aragon. Er hat sie bekanntlich als
„schönste Liebesgeschichte der Welt“
gefeiert. Zu Recht wurde dieses jugendfri-
sche, ermutigende Beispiel menschlicher
Emanzipation in der neuen Ordnung zur

beliebten Pflichtlektüre an DDR-Schulen.
In der LIEBE und in der ARBEIT, im
DENKEN und schließlich auch im
OPFERMUT seiner Figuren erschließt
Aitmatow psychologisch wie philoso-
phisch, tiefgründig und facettenreich
immer wieder besonders aktive und pro-
duktive Äußerungsformen des „Geheim-
nisses des Menschseins“. Dabei sieht er
seine Menschen stets in untrennbarer Ver-
bindung mit ihrem Jahrhundert. Seien es
nun im „Ersten Lehrer“ (1962) die hoff-
nungsvollen revolutionären Umgestaltun-
gen und in „Goldspur der Garben“ (1963)
die schmerzhaften Opfer des Krieges, so
kommen dazu in „Abschied von Gülsary“
(1966) die herben Demokratieverletzun-
gen im Zuge des Personenkults.
Das Erleben von jubelndem Glück und
beklemmenden Krisen veranlasst ganz
unterschiedliche Helden wie die Professo-
rin oder die Bäuerin, den Hirten oder den
Eisenbahnarbeiter zum meist ungewohn-
ten Innehalten, zur Rückbesinnung, zum
Nachdenken - auch über ihre eigene Ver-
antwortung.
„Denken aber fällt immer schwer“, heißt
es im Roman „Der Tag zieht den Jahrhun-
dertweg“. Und so stellt der aus einer Re-
gion nomadisierender Hirten hervorgegan-
gene Aitmatow seinen Protagonisten zum
unwillkürlichen Vergleich gern Tierfigu-
ren an die Seite. Diese verstärken wie der
Passgänger Gülsary oder der Kamelhengst
Karanar aus der natürlichen Lebenswelt
seiner Helden stammend, als vitale patriar-
chale Parallelgestalten deren Wesenszüge.
Oder sie betonen wie die Hirschmutter
(„Der weiße Dampfer“, 1970) und die
Wölfin Akbara („Die Richtstatt“, 1986)

aufgrund ihres mythischen Ur-sprungs als
allegorisch wertsetzende matriarchale
Kontrastfiguren die Schutzbedürftigkeit
der Menschenkinder.
Damit erreicht Aitmatow in seinen innova-
tiven Gestaltungen zunehmende poetische
Intensität, aber auch VieIschichtigkeit
bzw. Mehrdimensionalität. Besonders ein-
drucksvoll gelingt dem Kirgisen das in sei-
nem „Jahrhundertweg“. An der Spitze des
Trauerzuges durch die Steppe sucht Edige
mit seinem grübelnden Denken nicht nur
das Leben des Verstorbenen, das ihres
umgekommenen gemeinsamen Freundes
und das eigene zu umfangen, sondern
noch weiter gespannte, komplexere Phä-
nomene zu begreifen. Dem dienen u. a.
drei den Figuren zugeordnete Legenden,
die ihrerseits die Kraft, aber oft auch das
tragische Scheitern menschlicher Liebe
veranschaulichen, variieren und verallge-
meinern.
Eine zentrale Rolle überträgt der Autor
dabei dem gewaltsam seines Denkens
beraubten und deshalb zum tragischen,
Muttermord anzustiftenden Mankurt. Und
er warnt in diesem Roman leidenschaftlich
vor den Gefahren des MANKURTISMUS
in dreierlei Dimension:
¸ Im verhängnisvoll um sich greifenden
Verzicht des Einzelnen auf eigenes Denken
aus Opportunismus, Berechnung oder
Angst;
¸ Im totalitären Misstrauen und der fun-
damentalistischen Intoleranz gegenüber
Andersdenkenden, Andersgearteten - mit
häufig tödlichen Folgen einst und jetzt;
¸ Im globalen Mankurtismus, der als fan-
tastischer Raketenreif um die Erde eine
unsinnige Vergeudung von Potenzen und

Ressourcen darstellt, vor allem aber die
reale Gefahr der Selbstvernichtung der
Menschheit heraufbeschwört.
Hoffnungsträger in dieser existentiell
immer bedrohteren Situation werden in
Aitmatows Schaffen zusehends Figuren,
die als Gegenentwurf zur Realität mit
eigenem Denken und wachem Gewissen
nicht gleichgültig an den Nöten ihrer Mit-
menschen vorbeigehen können. Mit ihrem
zwangsläufigen Opfermut im Namen des
Lebens tragen Idealisten wie Awdi Kallis-
tratow („Die Richtstatt“, 1986) oder Arsen
Samantschin („Der Schneeleopard“, 2006)
die schon seit den 70er Jahren im „Weißen
Dampfer“ und „Scheckigen Hund“ (1977)
aufgenommene und im „Kassandramal“
(1994) verstärkte Stafette der Tragödie bis
zum vermächtnishaft aufrüttelnden Fanal
hoch oben im Tienschan.
Mit seiner ganz eigenen, menschenzen-
trierten Jahrhundertbilanz mahnt der sen-
sible, auch, politisch und kulturpolitisch
wirksam gewordene Künstler ein a n d e-
r e s Leben an, das - erst recht nach dem
Umbruch und seinen gravierenden sozia-
len Verwerfungen - unsere Aufgabe bleibt.

• ADELHEID LATCHINIAN

Seinen „Jahrhundertweg“ 
müssen wir weitergehen.

Zum 80. Geburtstag Tschingis Aitmatows

Ein frohes Weihnachtsfest   
und für 2009 Gesundheit, Optimismus  und Kraft

im Kampf gegen Sozialabbau
wünscht das Wahlkreisbüro 
von MdL Dr. Monika Runge.

MdL Dr. Monika Runge    Wolfgang Denecke

Ich wünsche  allen Leserinnen und Lesern von 
LEIPZIGS NEUE eine frohe Weihnacht 

und ein gesundes und friedliches neues Jahr.

Dr. BARBARA HÖLL

Anzeigen

Adelheid Latchinian: Mit Tschingis
Aitmatow auf dem Jahrhundertweg.
Drei neuere Arbeiten zu seinem
Schaffen. Rosa-Luxemburg-Stiftung
Sachsen e. V. 59 S. 
ISBN 978-3-89819-303-0.
Erscheint im Januar 2009
Bestellungen erbeten:
Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e.
V., Harkortstraße 10, 04107 Leipzig.
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Die Geschichte der Sozialistica in den
Bibliotheken der Rosa-Luxemburg-

Stiftung Sachsen bestätigen auf ihre
Weise diese Weisheit. Mit Sozialistica
definieren wir jenen Bestand in unseren
Bibliotheken in Chemnitz, Dresden und
Leipzig, der mit der sozialistischen Arbei-
terbewegung von den Anfängen bis 1945
verbunden und in diesem Zeitraum
erschienen ist. Das Schicksal der Bestän-
de unserer Bibliotheken, und insbesonde-
re die Sozialistica, spiegelt in mehrfacher
Brechung Aspekte der Geschichte des 19.,
20. und 21. Jahrhunderts. Als sich die heu-
tige Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen
im März 1991 gründete, war ein entschei-
dender Impuls der Frauen und Männer um
Walter Markov, Gustav Seeber, Manfred
Kossok und Helmut Seidel, der sozialisti-
schen Idee nach dem Zusammenbruch des
Staatssozialismus eine von den Schlacke
des dogmatischen Marxismus-Leninismus
gereinigte neue Heimat zu geben. Sozia-
listische, marxistische Literatur schien da-
mals ihren Platz vor allem auf den Müll-
halden zu finden. Die „Entsorgung“ der
Einrichtungen von Partei und Staat der
untergegangenen DDR führte zur Ver-
nichtung auch wertvoller Bibliotheksbe-
stände. Die Stiftung versuchte das ihr

Mögliche, Literatur zu retten. Ohne mate-
rielle Ausstattung wurden Provisorien
gesucht und gefunden. Garagen und Kel-
lerräume mussten hinreichen, die Bestän-
de zu erhalten. 
Mit dem Beginn einer bescheidenen mate-
riell gesicherten Tätigkeit der Stiftung als
Bildungsverein, setzte auch der systemati-
sche Aufbau der Bibliotheken ein. Es
wurde möglich, neben der Schaffung
eines Bestandes aktueller gesellschafts-
wissenschaftlicher und politischer Litera-
tur auch begrenzt Sozialistica zu erwer-
ben. Eine weitere Quelle öffnete sich:
Vereinsfreunde und Sympathisanten
schenkten uns Teile ihrer Bibliothek,
Nachlässe wurden uns übergeben. Darun-
ter befanden sich wertvolle Bestände, die
ihre eigenen Schicksale haben. Sonja
Kurella, die Tochter des von den Nazis
ermordeten Leipziger kommunistischen
Widerstandskämpfers Georg Schwarz,
schenkte uns überlieferte Teile der Biblio-
thek ihres Vaters, die – im Garten in Leip-
zig-Leutzsch vergraben – die NS-Zeit
überdauerten. Der Bestand der Sozialisti-
ca arrondierte sich zunehmend. Es stellte
sich die Frage, wie mit ihm angesichts sei-
nes besonderen kulturgeschichtlichen
Ranges umzugehen sei. Die Idee der Prä-

sentation in einer gesonderten Bibliogra-
phie entstand.
Der Vorstand wandte sich an die Mitglie-
der und Sympathisanten mit der Bitte zu
prüfen, ob private Bestände als Geschenk
oder Leihgabe der Bibliothek zur Verfü-
gung gestellt werden könnten. Das Ergeb-
nis war bemerkenswert. Wertvolle Titel,
die vereinzelt in privaten Sammlungen
standen, sind nun der Öffentlichkeit
zugänglich. Der Vorstand bedankt sich bei
den Spendern und ist überzeugt, dass in
einer zweiten Auflage dieser Bibliogra-
phie neue Titel aufgenommen werden
können.                

• KLAUS KINNER

Habent sua fata libelli ? Bücher haben ihr Schicksal.
Sozialistica in den Beständen der Bibliotheken der Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen

Sozialistica, Von den Anfängen der
sozialistischen Bewegung bis 1945,
Bibliographie der Bestände in den
Bibliotheken der Rosa-Luxemburg-
Stiftung Sachsen e. V., Leipzig 2008.
Zu beziehen über Rosa-Luxemburg-
Stiftung Sachsen e. V. Harkortstr. 10,
04107 Leipzig, Tel.: 0341- 9608531,
Fax: 0341-2510786, e-mail: Rosa-
Luxemburg-Stiftung.Sachsen@t-
online.de, Preis: 13 Euro

Der Vorstand der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e. V.

wünscht allen Leserinnen und Lesern von LEIPZIGS NEUE
frohe und besinnliche Weihnachtsfeiertage und 

ein friedliches und solidarisches Jahr 2009.
Dr. Monika Runge, MdL Prof. Dr. Klaus Kinner

Stiftungsvorsitzende Geschäftsführer

Als sich die Leipziger Rosa-Luxem-
burg-Stiftung auf die Tagesordnung das
Thema „Lärm“ setzte, durfte großer
Zuspruch erwartet werden Umweltbür-
germeister Heiko Rosenthal stellte sich
schwierigen Fragen – von betroffenen
Bürgern. Ratsmitglied Rainer Engel-
mann, der im Verkehrsausschuss der
Stadt Sitz und Stimme hat, moderierte.
Der hatte gleich vorausgeschickt: Alle
Umfragen unter den Leipzigern signa-
lisieren, dass die Bürger überwiegend
unter Lärm leiden. Das reicht vom
Flug- bis zum Gaststättenkrach und
umfasst noch eine Menge dazwischen.
Selbst Sorgen vor Kriminalität wach-
sen nur kurzfristig wie nach dem
Mordfall Michelle, dann bewegt die
meisten wieder Lärm der verschieden-
sten Art vor allem anderen.
Rosenthal hatte erklärt, wie man durch
Stärkung des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV), Radwege (inner-
halb von zwölf Jahren fast verdreif-
acht) und Tempo-30-Zonen (80 Prozent
des Stadtgebiets fallen darunter) den
Lärm reduziert, aber durch Beispiele
selbst gezeigt, wie weit Leipzig von
einem vernünftigen Zustand entfernt
ist: Die offizielle Lärm-Höchstgrenze
liegt am Tag bei 59 Dezibel (Maßein-
heit für Lärm). Ab 65 Dezibel wird
davon gesprochen, dass der Lärm
krank macht. Aber fast 20 000 Leipzi-
ger, 14 Schulen und vier Krankenhäu-
ser – zumindest teilweise – befinden
sich in diesem Bereich. Ein sich
geschlossenes Konzept der Kommune
dagegen fehlt bislang.
In der anschließenden Debatte kamen
nicht zuerst die Verkehrsbesorgten zu
Wort, sondern jene, die am Nachtschlaf
vom Gaststättenlärm gehindert werden.
Sie erfuhren: Es stimmt nicht, dass es
in Leipzig keine Sperrstunde gibt, son-
dern es existieren Vorschriften, bis
wann welche Schallgrenzen gestattet
sind – nach 22 Uhr beispielsweise nur
noch Gespräche. Freilich sei es schwie-
rig, das immer zu kontrollieren.
Der Veranstaltungsort an der Harkort-
straße bot den Straßenlärm-Betroffenen
den geeigneten Platz zu argumentieren:
Solche Straßen sind nie für endlosen
Autoverkehr konzipiert worden, für
Lkw schon gar nicht. Rosenthal
bekannte sich zu seiner Verantwortung,
räumte auch ein, dass die 35-Tages-
Grenze bei Feinstaub immer wieder
überschritten wird. Aber bevor man
z.B. Lkw-Verkehr verbiete, müsse man
wissen, wohin er umgeleitet werden
soll. Und Links-Stadtrat Engelmann
fragte: „Wie kriegt man Mehrheiten für
Umwelt? Der Oberbürgermeister traut
sich nicht. Die SPD folgt ihm, und die
CDU-Leipzig auch, obwohl die Lan-
des-CDU eine andere Position vertritt.“

• R. ADAU

Umweltbürger-
meister Rosenthal 

stellte sich 
schwierigen

Fragen ...

Luxemburg-ClubVIII. Ständiges Kolloquium zur historischen Sozialismus-
und Kommunismusforschung

Jugendliche und Studierende kommen in
ihren Ausbildungs- und  Berufsverhält-
nissen kaum in Kontakt mit politischer
Gesellschaftsanalyse und Fragen der
Selbstorganisierung. So sucht der neuge-
gründete Club die Nähe der Partei DIE
LINKE. Denn um gesellschaftliche Kräf-
teverhältnisse nach links zu rücken,
braucht es eine organisierte Kraft. In
ihrem „Dunstkreis“ wollen sich künftig
junge Leute  in grundsätzliche und tages-
politische  Debatten einmischen. Sie
taten es  Ende November einen ganzen
Tag lang in Leipzig. Als Gäste hatten sie
u.a. eingeladen: Ernest Kaltenegger  aus
Graz. Er  ist Landtagsabgeordneter der
KP-Österreich in der Steiermark. Mit
dem Politikansatz „helfen statt reden“
erzielte seine Partei 21 Prozent bei den
letzten Wahlen.  Dr. Lydia Krüger (Ber-
lin) ist Politikwissenschaftlerin und
Publizistin. Zudem arbeitet sie als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin im Europab-
üro von Sahra Wagenknecht (MdEP) und
engagiert sich im wissenschaftlichen
Beirat von Attac. Hans-Jürgen Muskulus
(Dresden) ist Vorsitzender der Partei DIE
LINKE in Dresden: „Widerstand gegen
unsoziale Praktiken muss organisiert
werden.“
Es war für alle ein anregender Tag, weil
hier Leute mit unterschiedlichster Poli-
tikerfahrung und Lebensalter miteinan-
der ins Gespräch kamen. Wohltuend
unaufgeregt moderiert von Club-Mit-
glied und Student Simon Zeise. Und
auch wenn manche Frage (Gibt es dem-
nächst eine Inflation?) nicht vollständig
beantwortet werden konnte, machte die-
ser Start neugierig auf die nächsten
Club-Treffen.                            • JO-MI

Freitag 23. und Sonnabend 24. Januar 2009

Deutschlands Eintritt in die Moderne.

Die ungeliebte Revolution 1918/19 und die Linke.

Die Geburtsstunde
der bürgerlich-parlamentarischen Demokratie in Berlin.

Dr. Monika Runge, MDL, Vorsitzende der RLS-Sachsen,
und Dr. Dietmar Bartsch, Parteivorstand die LINKE. (Eröffnung)

23.1. 18.00 bis 20.00 Uhr: Podiumsdiskussion mit Prof. Werner Bramke (Leipzig),
Prof. Helmut Bock (Berlin), Prof. Günter Benser (Berlin), Prof. Michael Buckmiller
(Hannover), Dr. Klaus Lederer (Berlin)
24.1. 10.00 bis 18.00 Uhr: Kolloquium mit Dr. Monika Runge, Dr. Dietmar Bartsch,
Prof. Werner Bramke, Prof. Klaus Kinner, Ralf Hofrogge, Dr. Elke Reuter, Dr. Gerald
Diesener, Prof. Günter Benser, Prof. Siegfried Lokatis, Prof. Michael Buckmiller, Otto-
kar Luban, Dr. Klaus Lederer.
Veranstalter: Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e.V., Helle Panke e.V. und Rosa-
Luxemburg-Stiftung. Gesellschaftsanalyse und Politische Bildung e.V.
Orte: Helle Panke, Kopenhagener Straße 9, 10437 Berlin (am 23.1.2009)

Abgeordnetenhaus, Niederkirchnerstraße 5, 10117 Berlin (am 24.1.2009)   

Anzeigen
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Januar
Auf einer Veranstaltung des Pauliner-
vereins wird Universitätsrektor Häuser in
unsachlicher Weise angegriffen und ver-
leumdet, weil er die allgemein anerkannte
Konzeption des Universitätsneubaus ver-
teidigt und nicht den Forderungen jener
Fundamentalisten nachgibt, die mit der
Gestaltung der Paulineraula als Kirche be-
strebt sind, die Säkularisierung der Uni-
versität anzufechten.

Bei einer polizeilich abgeschirmten Neo-
nazi-Demo durch Leipzigs Südosten be-
drängen Beamte in aggressiver und belei-
digender Weise Bewohner eines Hauses in
der Holsteinstraße, die sich lautstark ge-
gen eine Kundgebung der Rechtsextre-
misten zur Wehr setzen.  

Der Sprecherrat der Leipziger Bürger-
vereine ist aus dem städtischen Arbeits-
kreis „Lokale Demokratiebilanz“, der ver-
bindliche Standards für eine demokrati-
sche Bürgerbeteiligung erarbeiten soll,
ausgetreten, weil die Stadtverwaltung eine
konstruktiven Arbeit hintertreibt. 

Ein 63-jähriger Mann, Opfer eines Tö-
tungsverbrechens, wird erst nach Monaten
und nach mehrfacher Durchsuchung sei-
ner Wohnung in Gohlis gefunden.

In Leipzig ist jeder siebente Erwachsene
verschuldet. Damit nimmt die Stadt den
Spitzenplatz in Sachsen ein. 

Laut Sozialgericht ist 2007 die Anzahl der
Klagen zu Hartz IV gegenüber dem Vor-
jahr um 73 Prozent auf 3110 angestiegen.

Ein Schadenersatz für die Zehntausenden
geprellten Anleger der seit 2006 insolven-
ten Wohnungsbaugesellschaft Leipzig-
West ist in weite Ferne gerückt, nachdem
das Landgericht den Strafprozess gegen
die Mehrheitsaktionäre auf unbestimmte
Zeit vertagt hat.

Der Leipziger Etatentwurf für 2008 weist
ein Defizit von rund 40 Millionen Euro
aus. 2007 betrugen die Einnahmeverluste
gegenüber dem Vorjahr 11 Millionen. Der
Schuldenberg der Stadt insgesamt hat eine
Höhe von 900 Millionen Euro. 

Eine vergleichende Untersuchung des Ver-
brauchermagazins Öko-Test zu den Wohn-
nebenkosten in den 100 größten Städten

Deutschlands weist aus, dass Leipzig zur
Gruppe der 25 teuersten Kommunen ge-
hört. Ein Modellhaushalt zahlt danach
3485 Euro im Jahr.  

Februar
In einem Fernsehinterview behauptet
Oberbürgermeister Jung, es gäbe für die
Südabkurvung des Flughafens Halle-
Leipzig keine 30-Tonnen-Beschränkung
im Planfeststellungsverfahren. Die Bür-
gerinitiative „Gegen die neue Flugroute“
weist nach, dass das falsch ist und damit
die Südabkurvung rechtswidrig ist.

Der Studentenrat der Universität weist
darauf hin, dass der neue Uni-Campus am
Augustusplatz mit 4,5 Megawatt wesent-
lich mehr Energie verbrauchen wird als
der in den 70er Jahren errichtete Vorgän-
gerkomplex mit 3,1 Megawatt. Damit
werde das künftige Bildungsbudget unzu-
lässig stark mit Energiekosten belastet,
und die Folge würden Kürzungen in For-
schung und Lehre sein.

Die Anzahl rechtsextremer und ausländer-
feindlicher Straftaten in der Stadt ist nach
Angaben der Opferberatung Leipzig im
Jahre 2007 auf 87 (2006: 63) gestiegen. Da-
runter waren 74 Gewaltdelikte (2006: 49).

Das sächsische Finanzministerium erläßt
einen Baustopp für die vorbereitenden
Arbeiten zur Aufstellung des Marx-Re-
liefs vom abgerissenen Unigebäude am
Augustusplatz nunmehr auf dem Campus
an der Jahn-Allee. Es reagiert damit auf
die Einsprüche radikaler Bilderstürmer.

Auch nach einer Einigung von Univers-
itätsleitung, Wissenschaftsministerin und
Oberbürgermeister über die Fortführung
des Vorhabens betreiben sie weiterhin
lautstark ihre verleumderischen Angriffe.

Im Stadtgebiet erscheinende Plakate aus
der Nazi-Szene begehen Rufmord gegen
abgebildete Jugendliche, die als „linke
Terroristen“ denunziert werden. Die Be-
völkerung wird aufgefordert, sich die
Gesichter genau anzusehen und sich „quer“
zu stellen.

März
Die Stadtwerke erhöhen für 17 000 Kun-
den, die nicht den neuen Bestpreis-Tarif
abgeschlossen haben, den Gaspreis um
durchschnittlich sieben Prozent.

Ein seit Monaten schwelender und jetzt
eskalierender gewalttätiger Machtkampf
zwischen zwei die Innenstadt-Diskothe-
ken bewachenden Sicherheitsfirmen unter
Beteiligung von Ausländergruppen und
der Drogen-Mafia, fordert ein Todesopfer
– einen unbeteiligten Russlanddeutschen –
und mehrere Schwerverletzte. Die Polizei,
die über die Verstrickung der Sicherheits-
firmen in kriminelle Aktivitäten infor-
miert war, aber Vorwarnungen weitgehend
ignoriert hat, wird überraschend und un-
vorbereitet selbst Ziel der brutaler Ausein-
andersetzungen. Die CDU missbraucht die
Vorfälle, zur Begründung ihrer Forde-
rungen nach einer stärkeren Videoüber-
wachung, während in der Tat ein rigider
Sparkurs der Landesregierung die Hand-
lungsfähigkeit der Polizei einschränkt.

Leipzigs neuer Uni-Campus am Augus-
tusplatz wird, vor allem verursacht durch
höhere Baupreise und Mehrwertsteuer-
erhöhung, rund 25 Millionen Euro teurer
als geplant. Es wird auch nicht ausge-
schlossen, dass zum Jubiläum der Uni-
versität im Jahre 2009 die letzten Arbeiten
noch andauern. 

Eine Mehrheit des Stadtrates befürwortet
die Erhöhung der Elternbeiträge für Kin-
dertagesstätten und Horte. 

Bürgermeister Fabian (SPD) lehnt die Ein-
führung eines Sozialtickets, für das 88 000
Leipziger in Betracht kämen und das
20 000 Bürger unterschriftlich forderten,
strikt ab. Danach verweigert auch das Re-
gierungspräsidium die durch Stadtratsbe-
schluss vorgesehene Subventionierung
von Straßenbahn- und Busfahrkarten. 

Der für zahlreiche nationalistische und
rechtsextreme Auslassungen bekannte
Leipziger CDU-Landtagsabgeordnete
Volker Schimpff wird mit dem Bundes-

verdienstkreuz geehrt. 

April
Landesbischoff Bohl heizt den Streit um
die Paulineraula des Universitätsneubaus
neu an, indem er den Namen „Universi-
tätskirche St. Pauli“ und entsprechende
Änderungen der Innengestaltung verlangt.

Ein Brief von Baubürgermeister zur Ned-
den beunruhigt die Siedler an der Alten
Salzstraße. Er hatte gefordert, 90 Prozent
der Mittel für den Straßenausbau auf die
Bewohner umzulegen. Damit würde jedes
Grundstück mit etwa 46 000 Euro belastet.

Am Tage des Baubeginns zur Wieder-
aufstellung des Marx-Reliefs vom Augus-
tusplatz auf dem Universitätscampus an
der Jahnallee unterbreitet Oberbürger-
meister Jung auf Drängen von Gegnern
des Projekts den Vorschlag, das Relief nur
zusammen mit dem stilisierten Giebel der
Universitätskirche zu installieren, womit
weiterhin eine irreführender Zusammen-
hang zwischen Marx und Kirchenabriss
hergestellt würde. Das Vorhaben scheitert
allerdings an der Weigerung des Künstlers,
die auch die Universität respektiert.

Die eigenmächtige Entscheidung von Kul-
turbürgermeister Girardet zur Entlassung
von Opernintendant Maier im Jahr zuvor
hat ein Nachspiel: die Ratsversammlung
kippt den Plan der Verwaltung, Maier mit
496 000 Euro abzufinden.

Der Streit um Verbot bzw. Beschränkung
von Nachtflügen am Flugplatz Halle-Leip-
zig eskaliert, weil Vorgaben im Planfest-
stellungsverfahren nicht eingehalten wer-
den. Die Betroffenen beklagen die fehlen-
de Unterstützung durch die Behörden.

Der von der Ratsversammlung beschlosse-
ne Etat für 2008 weist 44 Millionen Euro
mehr Ausgaben als Einnahmen auf. Die
Stadt muss in den nächsten Jahren vor al-
lem bei Inverstitionen sparen. 

Nach dem Willen von Kulturbürgermeister
Girardet, Ältestenrat und einigen En-
thusiasten soll eine Plastik geringer künst-
lerischer Qualität zur „Friedlichen Revo-
lution“ 1989 in Leipzig, Geschenk einer
US-Künstlerin, ohne Wettbewerb und Aus-
schreibung am Innenstadtring aufgestellt
werden, während das Vorhaben von nam-
haften Leipzigern und und auch im Kunst-
ausschuss der Ratsversammlung entschie-
den abgelehnt wird.

Mai
Etwa 20 Vermummte verüben in Mockau
mit bisher nicht gekannter Gewalt und
Brutalität einen Überfall auf einen zahl-
reich besetzten Nightliner-Bus. Scheiben
werden eingeschlagen und die Passagiere
in Angst und Schrecken versetzt.

Der Aufsichtsrat der Leipziger Verkehrs-
betriebe will den Vertrag für den kauf-
männischen Direktor, Heininger, trotz lau-
fender staatsanwaltlicher Ermittlungen
wegen des Verdachts der Bestechlichkeit
und Vorteilnahme bei Cross-Border-Lea-
sing-Geschäften für weitere vier Jahre
verlängern. Daraufhin sieht sich Oberbür-
germeister Jung gezwungen, die Notbrem-
se zu ziehen und zu veranlassen, dass die
Vertragsverlängerung von der Tages-
ordnung genommen wird.

Wie die aktuelle Statistik für 2007 aus-
weist, wurden in Leipzig 64 855 kriminel-
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le Delikte gezählt, rund 3900 mehr als im
Jahr zuvor. Sprunghafte Anstiege gab es
beim Diebstahl von Buntmetall und Navi-
gationsgeräten sowie bei der Straßen-
kriminalität. Gestiegen sind auch die Fälle
von Gewaltkriminalität, besonders von
Körperverletzungen und Raubdelikten.

Ein vom Paulinerverein initiierter Aufruf
verlangt, im Universitätneubau eine „Uni-
versitätskirche St. Pauli“ zu installieren
und entgegen den Planungen entsprechen-
de bauliche Veränderungen am bisherigen
Entwurf vorzunehmen.

Eine Mehrheit der Ratsversammlung
stimmt gegen den Antrag der Linksfrak-
tion, eine Straße in Leipzig nach Marinus
van der Lubbe zu benennen.

Juni
Gewandhauskapellmeister Chailly wird
durch Personalquerelen aus seinem Amt
als Generalmusikdirektor der Oper ge-
drängt und beendet hier vorzeitig sein
Wirken.

Die Wahl eines neuen Kulturbürgermei-
sters, der im Herbst an die Stelle von Gi-
rardet treten soll, scheitert. Die zwei fach-
lich versierten und aussichtsreichen Kan-
didaten ziehen ihre Bewerbungen zurück,
weil Oberbürgermeister Jung doppeltes
Spiel mit ihnen treibt. 

Zwölf Jahre hat es gedauert, bis eine In-
vestruine in Lindenau, ein Parkhaus in der
Gemeindeamtsstraße, nun Aussicht auf
Fertigstellung und Nutzung hat.

Wegen falscher Zusicherungen in Sachen
Schulschließungen und Fluglärm sowie
wegen der militärischen Nutzung des
Flughafens Halle-Leipzig zeigen hunderte
Einwohner Böhlitz-Ehrenbergs Oberbür-
germeister Jung die Rote Karte. 

Durch Pfusch am Bau können seit einem
Jahr die Leichtathletik- und Fußballanla-
gen der Sportwissenschaftlichen Fakultät
der Universität nicht mehr genutzt wer-
den. 1500 Studenten sowie ein internatio-
nales Trainingsseminar und die Schüler
des benachbarten Sportgymnasium sind
davon betroffen.

Juli
Das Teilprojekt Haltepunkt Semmelweis-
straße des City-Tunnels kostet statt 1,98
Millionen 3,45 Millionen Euro. Die Stadt
muss deshalb noch in diesem Jahr 310 000
Euro zusätzlich bereitstellen. Die Folge
sind weniger Fördermittel für den Gleis-
und Haltestellenbau der Straßenbahn.

Um ihre 913 Millionen Schulden schneller
zu tilgen, will die Leipziger Wohnungs-
und Baugesellschaft u. a. anstehende Ge-
haltserhöhungen stoppen und 100 der
rund 500 Stellen streichen.

Im Prozess um den Flughafen-Nachtbe-
trieb lehnt das Bundesverwaltungsgericht
eine grundsätzliche Kritik an den Zwi-
schenlandungen von Truppentransportern
nach dem Nahen Osten und zurück ab.
Das Betanken der Flugzeuge und die Ver-
sorgung der Soldaten sei „keine militäri-
sche Nutzung im engeren Sinne“. Zu-
rückgewiesen werden in Übereinstim-
mung mit dem Oberbürgermeister auch
Forderung zur generellen Beschränkung
des nächtlichen Frachtverkehrs.

Ungeachtet überzeugender Fakten spricht

das Amtsgericht einen Neonazi vom Tat-
vorwurf der Beleidigung frei, der am
Überfall einer rechtsradikalen Gruppe auf
ein Jugendzentrum im Stadtteil Grünau
maßgeblich beteiligt war.

Nachdem die Stadt einen Rechtsstreit mit
dem Investor einer geplanten Sauna-
Landschaft am Kulkwitzer See verloren
hat, muss sie 4,2 Millionen Euro Scha-
denersatz leisten. Bei der Abgabe einer
Bürgschaft umgeht die Rathausspitze die
Ratsversammlung.

August
Der Mitteldeutsche Verkehrsverbund er-
höht mit Monatsbeginn die Tarife für den
Personennahverkehr um durchschnittlich
4,5 Prozent. Es ist die achte Verteuerung
seit 2001.

Im Kaufhaus Karstadt wird eine Thai-
länderin ungerechtfertigt verdächtigt, mit
Falschgeld bezahlt zu haben und von der
Polizei in Handschellen abgeführt.

Statt der geplanten 49,5 Millionen Euro
wird die Errichtung der Tropenhalle God-
wanaland im Leipziger Zoo 60 Millionen
Euro kosten. Die Fertigstellung des Baus
verschiebt sich auf 2011.

Wie aus dem Schuldenatlas der Schutz-
gemeinschaft für allgemeine Kreditsiche-
rung (Schufa) hervorgeht, ist jeder 20.
Leipziger tief verschuldet. Damit liegt
Leipzig mit der Verschuldung von Pri-
vatpersonen deutlich über dem Durch-
schnitt der deutschen Städte.

September
Im Fall der ermordeten achtjährigen Mi-
chelle werden in „Bild“ geheime Ermitt-
lungsdetails veröffentlicht. Die Staatsan-
waltschaft vermutet einen „Maulwurf“ in
den Reihen der Soko der Kriminalpolizei.

Der NPD-Kreisverband Leipzig und neo-
faschistische Netzwerke versuchen den
Mordfall Michelle unter Ausnutzung der
Erregung der Bevölkerung für ihre natio-
nalistische Politik zu instrumentalisieren.
Sie fordern die Einführung der Todesstra-
fe und hetzen gegen Vertreter der demokra-
tischen Öffentlichkeit.

Wegen der Preiserhöhung bei der Sport-
bäder GmbH sind den Schulen künftig fast
keine Hallenzeiten mehr verfügbar.

Zum zweiten Mal in diesem Jahr erhöhen
die Stadtwerke den Gaspreis. Ein Durch-
schnittshaushalt muss mit einer Steigerung
um 350 Euro jährlich rechen.

Nachdem das Regierungspräsidium seine
Genehmigung des Stadthaushaltes für
2008 mit der Auflage verbunden hat, 12
Millionen Euro weniger Darlehen aufzu-
nehmen als geplant und ihre Verschuldung
von 33,3 Millionen Euro bereits bis Ende

2009 abzubauen (August), verkündet Fi-
nanzbürgermeisterin Kudla eine Haus-
haltsperre – ungeachtet angekündigter
Mehreinnahmen in Millionenhöhe. Sie
allein entscheidet über die Freigabe von
Investitionsmitteln, nur über die Hälfte
der Haushaltmittel für 2008 dürfen die
Ämter selbst entscheiden.

Kulturbürgermeister Girardet verstößt wis-
sentlich gegen die sächsische Gemeinde-
ordnung, indem er ohne Beschluss der
Ratsversammlung eine Veränderung der
Eintrittspreise für das Schauspielhaus an-
ordnet und das Haus eigenmächtig in Cen-
tral-Theater umbenennt.

Der Tower des Flughafens Halle-Leipzig
ist tagsüber mehrfach nur mit einem Flug-
lotsen besetzt.

Infolge der internationalen Finanzkrise
muss Level One, österreichischer Investor
auf dem Leipziger Wohnungsmarkt, Insol-
venz anmelden. Betroffen sind 390 Woh-
nungen in Grünau. Bereits seit Juni ist die
Hausreinigung und die Reparatur von
Fahrstühlen ausgesetzt.

Nachdem die Stadt bereits 2005 das denk-
malgeschützte Bürgermeister-Müller-
Haus, ein Barockbau in Knauthain, für
3000 Euro ohne Auflagen versteigert hat,
soll es nun abgerissen werden.

In der Eisenbahnstraße sollen Anlieger
Straßenausbaubeiträge in fünfstelliger
Höhe zahlen, obwohl die Stadt zugesi-
chert hatte, keine Beiträge zu erheben.

Die Sparkasse Leipzig will noch in die-
sem Jahr aus Kostengründen 13 ihrer 103
Filialen schließen und in Selbstbedie-
nungszentren umwandeln, davon vier in
der Stadt Leipzig und neun im Umland.

Im Streit um die Gestaltung der Pauliner-
aula des Universitätsneubaus, in dem die
Universität auf der geplanten Trennung
von Aula und Andachtsraum durch eine
Glaswand besteht, beansprucht Pfarrer
Wolff den gesamten Raum als „Univer-
sitätskirche St. Pauli“ und verleumdet den
Universitsrektor, indem er von „rektora-
lem Schwachsinn“ spricht, und hetzt den
Lehrkörper gegen ihn auf. Die maßgeblich
von der „Leipziger Volkszeitung“ forcier-
te Kampagne einer Minderheit richtet sich
gegen die religiös-weltanschauliche Neu-
tralität der Universität und die Autonomie
der Hochschule. 

DHL entlässt am Flughafen Halle-Leipzig
in der Probezeit etwa 100 Mitarbeiter mit
unbefristetem Arbeitsvertrag, ohne dass es
Verfehlungen der Betreffenden gab.

Oktober
Die Premiere von Richard Wagners „Flie-
gendem Holländer“ an der Leipziger Oper,
inszeniert von Michael von zur Mühlen,
löst tumultartige Proteste des Publikums

aus und gerät damit zu einem in dieser Art
bisher nicht gekannten Skandal. Der
Grund ist eine die Würde des Kunstwerks
und der Künstler verletzende klamaukarti-
ge und dilettantische Inszenierung ein-
schließlich eingeblendeter ekelerregender
Videosequenzen. (Dagegen erweist sich
die lärmende neue Klimaanlage als das
kleinere Übel.) Die weitgehend einmütige
öffentliche Kritik prallt nicht nur am Re-
gisseur ab, sondern wird auch vom kom-
missarischen Intendanten Maravic und
von Bürgermeister Girardet mit dem
Schlagwort der „künstlerischen Freiheit“
abgewehrt. Hauptdarsteller Johnson steigt
aus der Produktion aus und bedauert, sich
nicht schon früher davon distanziert zu
haben. Die angekündigte Überarbeitung
läuft auf bloße Kosmetik hinaus. 

Noch vor dem Beschluss der Ratsver-
sammlung zum Bebauungsplan für das
Einkaufszentrum am Brühl wird bekannt,
dass der Geldgeber des Investors, ein ka-
nadischer Pensionsfonds, von der interna-
tionalen Finanzkrise betroffen ist und sich
dadurch die vertragliche Vereinbarung
über das Vorhaben mindestens um mehre-
re Monate verzögert.

Nach mehreren Terminverschiebungen
und Kostenerhöhungen beim Bau des
Leipziger City-Tunnels teilt das sächsische
Wirtschaftsministerium mit, dass seine Fer-
tigstellung um ein weiteres Jahr hinausge-
schoben werden musste und die Bau-
kosten um einen noch nicht zu benen-
nenden Betrag weiter steigen werden. Be-
gründet wird das mit technischen Schwie-
rigkeiten. Diese wurden – obwohl vor-
aussehbar – bei der Kalkulation des Pres-
tigeprojektes nicht berücksichtigt.

Im Streit um die Gestaltung der Univer-
sitätsaula versteigt sich der SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Weißgerber zu der Be-
hauptung, die Universität sei ein Kind der
Kirche. Er droht der Universitätsleitung,
falls sie nicht nachgebe – das heißt auf der
trennenden Glaswand zum Andachtsraum
bestehe und den Namen Universitätskir-
che nicht akzeptiere – werde es der Volks-
zorn richten. Pfarrer Wolff behauptet in
einem Thesenanschlag am Bauzaun des
Uni-Neubaus anmaßend: „Am Augustus-
platz entsteht eine neue Kirche.“

November
Der eskalierte Streit zwischen den Stadt-
werken Leipzig und ihren Thüringer Part-
nern um die geplante und inzwischen ge-
platzte Errichtung eines Biomasse-Kraft-
werkes in Bad Köstritz, die zu Millionen-
verlusten für die SWL führten, offenbart
eine riskante und konfuse Geschäftsfüh-
rung des städtischen Unternehmens.

Den „Kohlrabi-Zirkus“, die für Kultur-
und Sportveranstaltungen genutzte ehe-
malige Großmarkthalle, will die Treuhand-
Liegenschaftsgesellschaft als Eigentümer
nach 15-jährigen vergeblichen Verkaufs-
bemühungen versteigern. Dem Ersteigerer
sollen keine Auflagen erteilt werden.

Dezember
Die Leipziger Stadtverwaltung muss die
Ausschreibung für die Software eines
neuen Systems der Haushaltsführung – ein
Millionenprojekt – zurückziehen, weil die
Ausschreibungskammer des Freistaats
wesentliche Mängel festgestellt hat.

Und das Jahr ist noch 
nicht zu Ende ...

Die „Holländer“-Inszenierung:
Opernskandal schlimmster Art
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Nach der weiterhin umstritte-
nen Inszenierung von Ri-

chard Wagners "Fliegenden Hol-
länder" und Peter Konwitschnys
überwiegend stark beeindrucken-
der, im Triumphbild aber fragwür-
digen szenischen Gestaltung von Giuseppe
Verdis „Aida“ konnte die Oper Leipzig mit
Leos Janáceks „Jenufa“ endlich wieder
einen einhelligen Erfolg verzeichnen.
Damit war nach Dietrich Hilsdorfs Verge-
waltigung von Mozarts „Entführung aus
dem Serail“ nicht unbedingt zu rechnen.
Diesmal ging der Regisseur aber vom
Charakter des Werkes und der unmittelbar
mit dem Text verbundenen Musik aus.
Angeklagt werden im 19. und in entlege-
nen Gegenden noch im frühen 20. Jahr-
hundert herrschende engstirnige, dogmati-
sche Moralvorstellungen. So wird beklem-
mend deutlich, dass die Küsterin eines
mährischen Dorfes einzig durch sie dazu
getriebenen wird, das unehelich geborene
Kind ihrer geliebten Stieftochter Jenufa
umzubringen, um Schande von ihr und
sich abzuwenden. 
Dieses Geschehen lässt Janácek mit seiner
wahrhaft einzigartigen Musik tief bewe-
gend erleben. Die bis in Innerste dringen-
de Musik der aufwühlenden Szene, in der
sich die Küsterin unter ungeheuerlichen
Seelenqualen zum Mord an ihrem nur
wenige Tage alten Enkel entschließt, wie
die der anschließenden Gebetsszene Jenu-
fas gehören zum Erschütterndsten, was je
für die Opernbühne geschaffen wurde.
Susan Maclean und Marika Schönberg
wachsen bei deren zwingender Gestaltung
über sich selbst hinaus. Auch die weiteren
Rollen werden anrührend dargestellt und
gesungen: von Thomas Ruud als untreuer,

leichtsinniger Kindesvater Steva, Ray-
mond Very als Jenufa ehrlich liebender
Freund Laca, Diana Pilcher als alte Bury-
ja, Jürgen Kurth als Altgesell und anderen.
Wiederum großartig singt der Opernchor.
Und bei allem führt Axel Kober das fein-
sinnig und farbenreich musizierende
Gewandhausorchester mit den Sängern zu
bezwingender Ausdrucksdichte.
Die Zeit der Handlung lässt Hilsdorf mit
der Angabe von Tagen im Jahr 19.. aller-
dings offen. Dieter Richter stellt ein Gast-
haus „Zur Mühle“ und einen Kirchenraum
auf die Bühne, wie sie um 1900 oder noch
früher, aber auch heute noch aussehen
könnten. Die nicht sonderlich auffälligen
schwarzen Kostüme Renate Schnitzers
deuten im zweiten Aufzug – schwerlich
dem Geschehen entsprechend – auf das
Heute. Doch das fällt wie einige szenische
Mätzchen (Radfahrer und gut dressierte
Hunde) bei der insgesamt stimmigen,
spannungsgeladenen Gestaltung kaum ins
Gewicht.

*
Eine großartige Einstimmung auf „Jenufa“
schafft im Kellertheater die szenische
Gestaltung von Janáceks Liedzyklus
„Tagebuch eines Verschollenen“ Gundula
Nowacks mit Martin Petzold als bewegend
singender Bauernbursche, Geneviève als
verführerische Zigeunerin und dem Pianis-
ten Stefan Knoth. Dem Zyklus geht eine
anrührende tänzerische Deutung in der
Choreographie Montserrat Leóns mit

Frank Schilcher und Maylem González zu
Janáceks Klavierzyklus „Im Nebel“ und
Violinsonate (Rudolf Conrad) voraus.
In den seit Entfernung des Kampfhunde-
Videos störungsfrei verlaufenden, aber
nach wie vor von den nicht übermäßig
zahlreichen Besuchern kontrovers beur-
teilten  „Holländer“-Aufführungen hat
inzwischen Stefan Vinke glanzvoll sin-
gend die Partie des Erik übernommen,
ohne sich bis auf die Unterwäsche entklei-
den zu müssen.

*
Viel Jubel gab es in der Musikalischen
Komödie für die Neuinszenierung  des
Musicals „My fair Lady“ mit Frederick
Loewes Musik. Karl Zugowski, der über
viele Jahre hin als Professor Higgins im
Mittelpunkt stand, hat nun aus seinen rei-
chen Erfahrungen das Werk mit neuen und
vertrauten Sängerdarstellern und dem jet-
zigen, beschwingt dirigierenden Orches-
terchef Stefan Diederich sorgfältig durch-
dacht und heiter bewegt inszeniert. Damit
ist für die nächsten Jahre wieder ein Publi-
kumsmagnet mehr im Programm.

*
Etwas in der 265-jährigen Geschichte des
Gewandhausorchesters Einmaliges gibt es
aus beiden Häusern am Augustusplatz zu
berichten: Zum ersten Male fielen ein
Anrechtskonzert und eine Aufführung im
Opernhaus aus, weil das Orchester streik-
te. Die Gewandhausmusiker wollten wie
die anderer Spitzenorchester vor allem ein

Zeichen gegen die wei-
tere Reduzierung oder
gar Auflösung kleinerer
Orchester und gegen
die Ausgrenzung aus
dem öffentlichen Dienst

setzen. Hut ab!
Natürlich war es schade, dass der großarti-
ge estnische Dirigent Kristjan Järvi, der
auch das diesjährige Benefizkonzert für
UNICEF leitete, das spannende Programm
mit Leonard Bernsteins „Candide“-Suite,
George Gershwins "Klavierkonzert (Solist
Wayne Marshall) und Igor Strawinskys
nach wie vor herausfordernde Ballettmu-
sik „Das Frühlingsopfer“ („Le sacre de
Printemps“) nur einmal dirigieren konnte.
In der Woche vorher gab es ein freudiges

Wiedersehen mit Michail Jurowski, dem
Chefdirigenten in Udo Zimmermanns letz-
ter Amtszeit. Mit Sergej Prokofjews sinfo-
nischem Violoncellokonzert mit Danjulo
Ishizaka als technisch brillierenden
Solisten und einer zum Bersten gespannt
Aufführung der „Fünften“ Peter Tschai-
kowskis entfachte er Begeisterungsstürme.
Den absoluten Höhepunkt des Jahres im

Gewandhaus erreichte der 77-jährige Pia-
nist Alfred Brendel. Er wünschte auf sei-
ner Abschiedstournee vom Konzertleben
ausdrücklich einen Abend in Leipzig mit
seinem klassischen und klassisch gespiel-
ten Programm: Haydns Variationen f-
Moll, Mozarts Sonate F-Dur KV 533/494,
Beethovens Phantasie-Sonate Es-Dur op.
27/1 und Schuberts letzter Klaviersonate
B-Dur. Es war eine Sternstunde vollende-
ten, in jeder Nuance erfüllten Musizierens
und beispielhafter Klangkultur.

• WERNER WOLF

Der kleine aber unverwüstliche Spot-
less-Verlag präsentierte unlängst ein

neues Klaus-Huhn-Buch mit dem reizvol-
lem Titel: „Fliegender Holländer mit drei
Buchstaben“. Der Autor hatte sich darin
des unendlichen post-mortem-Feldzugs
gegen die DDR gewidmet und darin
attraktive Beispiele behandelt. Sie reichten
von den Reden des Bundespräsidenten,
der Schüler in seine Residenz geladen
hatte, um sie zu beschwören, dass sie
skeptisch gegenüber den DDR-Schilde-
rungen der Eltern und Großeltern bleiben
mögen. Man bedenke: Der offiziell erste
Mann des Staates hielt das für eine seiner
dringlichen Aufgaben! Interessant auch
die Diplomarbeit einer Norwegerin, die in
Kiel zufällig in eine deutsche „Dichterle-
sung“ (Frey Klier) geraten war und sich
danach entschloss, ihre wissenschaftliche
Arbeit der „Ostalgie“ zu widmen. Klaus
Huhn formuliert auch in diesem Buch
nicht Thesen, sondern strebt nach Lese-
stoff. 
Bald darauf erschien sein  „Fall Herrn-
stadt“, in dem der Autor einem der über-
zeugendsten Journalisten der DDR Ge-
rechtigkeit widerfahren ließ. Während an-
dere Autoren sich vornehmlich den politi-
schen Querelen widmeten, die dem Partei-
ausschluss 1953 vorangingen, würdigt
Huhn die echten Verdienste und Leistun-
gen Herrnstadts um den politischen Weg
der DDR. Huhns dritter Titel galt den
Spielen in Peking. Der Mann, der über 17
Olympische Spiele im ND berichtet hatte,

befasste sich in "Strahlendes Olympia,
steinerne Gesichter" weniger mit den
sportlichen Ergebnissen von Peking, son-
dern vor allem mit dem politischen Hinter-
grund, der höchst unolympisch mit viel
Eifer in Berlin dekoriert worden war.

EIN STRAFLOS GEBLIEBENER
MASSENMÖRDER

Interview-Bücher sind „in“. Viele Fragen
und Antworten werden derzeit der DDR
gewidmet und das Buch dann nicht selten
als "Aufarbeitung" deklariert. Dass die
renommierte Filmdokumentaristin Anne-
lie Thorndike jetzt im neuesten Spotless-
Bändchen von Klaus Huhn interviewt
wurde, darf mit gutem Gewissen in dop-
pelter Hinsicht als „Aufarbeitung“ dekla-
riert werden. Sie widmet sich der in der
DDR betriebenen Aufarbeitung der bei-
spiellosen Naziverschonung in der BRD,
und das geschieht zu einem Zeitpunkt, da
solche Themen deutschlandweit „out“
sind. Annelie Thorndike erzählt bewe-
gend, wie sie gemeinsam mit ihrem Mann
Andrew im DEFA-Filmarchiv monatelang

Nazi-Wochenschauen durchsah und in der
Nummer 36/1944 erschütternde Aufnah-
men von der grausamen Niederschlagung
des Warschauer Aufstands fanden. „Wir
entschlossen uns, dieses Kapitel deutscher
Geschichte unter die Filmlupe zu neh-
men.“ Die Polen begrüßten es, dass sich
Deutsche an der Aufarbeitung und vor
allem an der Suche nach den Mördern von
Warschau beteiligten. In den Archiven fan-
den sie die Urkunde mit der ein gewisser
Reinefahrt im Rang eines SS-Generals
zum Kommandeur der Aktion ernannt
worden war und auch einen Artikel aus
dem „Ostdeutschen Beobachter“, in dem
Reinefarth triumphierend mitgeteilt hatte,
daß er 250 000 Polen „ausgelöscht“ habe.
Die Thorndikes folgten seinen Spuren,
ermittelten seinen letzten Wohnsitz auf
Sylt und begegneten ihm dort - als Bürger-
meister von Westerland! „Urlaub auf Sylt“
hieß der Film, der dann entstand und inter-
nationales Aufsehen erregte. Die Auffüh-
rung im britischen Fernsehen konnte nur
durch Bonner Interventionen vereitelt wer-
den. Später wurde Reinefarth sogar Land-
tagsabgeordneter in Kiel. Ein nach Jahr
und Tag eingeleitetes Verfahren wurde ein-
gestellt, der Mörder von Warschau agierte
bis an sein Lebensende als Rechtsanwalt
und blieb unbestraft!

• JOACHIM MICHAEL

Klaus Huhn; Fliegender Holländer
mit drei Buchstaben; 
SPOTLESS 2008; 5,95 Euro
Klaus Huhn; Der Fall Rudolf Herrn-
stadt; SPOTLESS 2008; 5,95 Euro
Klaus Huhn; Strahlendes Olympia,
steinerne Gesichter; 
SPOTLESS 2008; 5,95 Euro

Huhn & Thorndike; Der Massenmör-
der blieb ohne Strafe;SPOTLESS
2008 Berlin; 5,95 Euro

Der LN-Tipp für SPOTLESS-Leser 

60 Jahre ist es her, als Knirps
Lothar im  Leipziger Waldstra-
ßenviertel die Klingeln putzte.
Andere Töne erzeugte er etliche
Jahre später  als Sänger im
„Haus Leipzig“. Dass ihn der
Thomanerchor nicht wollte, ist
auch schon sehr lange her. Inzwi-
schen ist Lothar „Frank“ Schöbel
schon älter als die Rente mit 67,
und er singt seine Lieder noch
immer – dieser Tage im Gewand-
haus.
Seine Fans sind ebenfalls gealtert
aber ihm, auf eine in dieser Bran-
che nicht so häufigen Art, treu.
Sie lieben ihn „wie ihr Herz es
mag“ und haben dabei „Gold in
den Augen“. Warum Kultur zum
Kult wird  ist kaum zu erklären,
aber schön zu erleben.          -CK

„Klingelputzer“ Lothar
im Gewandhaus

Foto:Fieb.

Musikalische Geschenke 
Bewegende „Jenufa“ – Umjubelte „Lady“ – Sternstunde mit Alfred Brendel
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Ein Gespenst geht um im Centraltheater:
Globalisierungskritik trifft Hamlet. Es ist
ein anrührendes Experiment, die Krisen-
anfälligkeit des Kapitalismus mit dem
alten Mythos zu verknüpfen. Regisseurin
Jorinde Dröse wagt diesen Versuch im
Leipziger Schauspiel. Sie bedient sich
dabei des Bestsellers „Die Schock-Strate-
gie“ von Naomi Klein, Autorin globalisie-
rungskritischer und antikapitalistischer
Sachbücher, und verknüpft die Grundaus-
sagen vorsichtig mit dem Shakespeare-
Stoff. Naomi Klein gilt als Ikone der Glo-
balisierungskritiker und hat sich ange-
sichts der Finanzkrise im September 2008
zu Wort gemeldet: „Ich habe mein Buch
‚Die Schock-Strategie' vor allem aus
einem Grund geschrieben: Es soll uns auf
die nächste Katastrophe, den nächsten
Schock besser vorbereiten. Dieser hat sich
in Gestalt der globalen Finanzkrise mitt-
lerweile ereignet, und damit verbunden
der Versuch, eine radikal unternehmens-
freundliche Politik im Land durchzusetzen
(von der selbstverständlich diejenigen pro-
fitieren werden, die die Finanzkrise maß-
geblich verursacht haben …).“  Auf der

Bühne geht der emanzipatorische Ansatz
leider verloren. Zwar gibt es einen gelun-
genen Rundumschlag von der Konsum-
sucht bis zur gewerkschaftsfeindlichen
Politik Thatchers. Gleichwohl verdampft
das Gespenst im Nirgendwo. Jorinde
Dröse treibt die Spitzen in den Bereich des
Klamauks, nimmt dadurch den wortgewal-
tigen Anklagen ihre bittere Ernsthaftigkeit.
Guido Lambrecht als Hamlet geht glaub-
würdig den Kabalen auf den Grund, steht
als Symbol für das ewig erduldete Unrecht
und zugleich für das Aufbegehren dage-
gen. Erfreulich ist sein stets wacher Polo-
nius, der von Martin Brauer gespielt wird.
Anna Blomeier spielt die kecke, ungebän-
digte Naomi Klein und gibt ihr viel Sym-
pathie, die leider aber gegen Ende in Jux
und vermutlich Mitleid umschlägt. Nach
diesem Abend bleibt nur eine Gefühlsmix-
tur: viel Richtiges gehört, wenig Substanz,
dafür gut gemeint. • D.M.

Die nächste Aufführung:
29.12.2008,
Centraltheater Leipzig, 19.30 Uhr.

Ankläger auf der Bühne des Central-
theaters: Aufstand des Gewissens.

Fotos: Rolf Arnold/Centraltheater

Jacob und sein furchtloses, naiv-mutiges
Wesen bringen im Centraltheater Alt und
Jung zum Träumen. Regisseurin Martina
Eitner-Acheampong – dem Leipziger Pu-
blikum unter der Ära Wolfgang Engel
keine Unbekannte - inszeniert das Mär-
chen „Von einem, der auszog, das Fürch-
ten zu lernen“ von Jacob und Wilhelm
Grimm in der Spielfassung von Charles
Copenhaver. Das Ensemble setzt sich aus
Studenten der Hochschule für Musik und
Theater zusammen. Leider hat sich bei der
Inszenierung die Unsitte eingeschlichen,
mit Mikrofonverstärkung zu arbeiten, was
stellenweise zu einer miserablen Akustik

führt und unfreiwillig das Fürchten lehrt,
denn trotz dieser Technik hapert es
besonders bei Albrecht Schuch, der den
weltentdeckenden Jacob spielt, mit der
Textverständlichkeit. Kindgerecht sind die
dagegen musikalischen Einlagen (Gregor
Hengesbach), temporeich die Handlungs-
führung, niedlich die Bühne und die
Kostüme (Peter Schickart, Matthias
Wulst) und alles vermittelt das gute
Gefühl, im Theater zu sitzen.            • D.M.

Die nächsten Aufführungen:
19./21./23./25./28.Dezember.

... dafür gut gemeint.

Fürchten und Träumen ...

Die Rituale der Mächtigen im Europa der
Jahre 800 bis 1800 stehen im Mittelpunkt
einer Ausstellung des Magdeburger Kul-
turhistorischen Museums, welches als
Kompetenzzentrum für Geschichte, ins-
besondere des Mittelalters gilt. Einfluss
und Macht stiftende Rituale - seien es
Krönungen, Ernennungen, Amtseinfüh-
rungen - spiegeln den gesellschaftspoliti-
schen Diskurs der jeweiligen Epoche
wider. Dabei fällt auf, dass es ein Grund-
gerüst der Einsetzung gibt, bestehend aus
Prozessionen, Sitzgelegenheiten, Insig-
nien, egal ob es sich um Kaiser, Bischöfe,
Ratsherren oder Universitätsrektoren
handelte. Woher kommen diese Rituale,
welche Bedeutung hatten sie und wie
haben sie sich über die Jahrhunderte bis
zur Gegenwart verändert? Auf 750 qm
Ausstellungsfläche sind rund 250 hoch-
rangige Leihgaben aus europäischen
Museen, Bibliotheken und Schatzkam-
mern erstmalig unter dieser Fragestellung
versammelt.
Besonders hervorzuheben sind Exponate
aus dem Musée du Louvre (Gemälde
„Salbung Napoleon I. und die Krönung
der Kaiserin Joséphine in Notre-Dame am
2.12.1804“), dem Musée Carnavalet

(Laurent Houel „Die Zerstörung der
Bastille im Juli 1789“; „Der Eid Lafayet-
tes auf dem Föderationsfest am 14. Juli
1790“) und dem Musée national du
Moyen Age (Fassadenfragmente vom
St.Annen-Portal Notre-Dame, Paris). Zu
den Höhepunkten gehört ebenfalls ein
Exemplar der „Goldenen Bulle“ Kaiser
Karls IV. aus dem Jahr 1356 und der Kai-
sermantel Karls V.. Durch eine Koopera-
tion des von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft geförderten Sonderfor-
schungsbereiches der Universität Mün-
ster mit dem Kulturhistorischen Museum
Magdeburg ist es erstmals möglich, 1000
Jahre europäischer Ritualgeschichte in
einer kunst- und kulturgeschichtlichen
Ausstellung zu präsentieren und die
Ergebnisse aktueller wissenschaftlicher
Forschung anschaulich umzusetzen. 

• BERND SELLIN

„Spektakel der Macht. Rituale im
Alten Europa 800 bis 1800“  noch
bis zum 4. Januar 2009, 
Di.-So. 10-17 Uhr, Kulturhistori-
sches Museum in  Magdeburg.  (Zu
Fuß zehn Minuten vom  dortigen
Hbf.)

Spektakel der
Macht

Auf dem französischen Föderations-
fest, das 1790 zur Erinnerung an den
Sturm auf die Bastille am 14. Juli 1789
gefeiert wurde, legte der Marquis de
Lafayette seinen Eid auf die neue Ver-
fassung ab. Paris, Musée Carnavalet 

(Foto: Museum Magdeburg)

Was kann so unterschiedlichste Künstler
wie Angelica Domröse, Jutta Hoffmann,
Armin Mueller-Stahl, Kurt Maetzig.
Andreas Dresen, um nur einige zu nen-
nen, aufregen? Ein „Oscar“, namens
Schlöndorff. Über dessen blecherne
Trommeleien wider die DEFA ärgerte
sich zu Lebzeiten schon Erwin Ge-
schonnek. Jetzt verunglimpfte der Film-
regisseur die DEFA in einem Zeitungs-
interview erneut: „Den Namen DEFA-
habe ich abgeschafft, die Filme waren
furchtbar. Die liefen damals in Paris, wo
ich studierte, nur in Kinos der kommu-
nistischen Partei. Wir sind da reingegan-
gen und haben gelacht...“ Noch weiter
möchte ich den  „lächerlichen“ Kultur-
richter jetzt nicht zitieren.
Immerhin, über 130 Filmschaffende
haben nun einen Offenen Brief – obige
Namen gehören dazu – an den „Meis-
ter“ unterzeichnet und keine Mühe
gehabt, ganz „ernsthaft“  gegen  diese
„lächerlichen Argumente“ Paroli zu
bieten. Mit dem Resultat, dass Volker
Schlöndorff  jetzt seine Äußerungen ab-
schwächt. Ich meine: Soll der Mann
doch erzählen, was er will, die DEFA
bleibt auch weiterhin  stark im kulturel-
len Gedächtnis vieler Zuschauer und
internationaler Filmfestivals verankert.
Fünf Mal bekam sie auf der BERLINA-
LE den Silbernen und einmal den Gol-
denen Bären. Warum  haben denn  in
den angeblich so finsteren 1950er Film-
jahren so viele „Westkünstler“ wie Yves
Montand, Gerard Philipe, Jean Gabin,
Henny Porten in Babelsberg gedreht?
Und was hält  Volker Schlöndorff von
den  DEFA-Arbeiten seines Kollegen
Wolfgang Staudte, der zwar  damals im
Zorn ging (Brecht war da nicht ganz
schuldlos), aber den Kindern der Welt
zuvor noch den wunderbaren „kleinen
Muck“zum Abschied schenkte.
Zehn DEFA-Titel befinden sich auf der
Liste der „100 besten Filme aller Zei-
ten“ der deutschen Kinematheken. Das
Museum of Modern Art in New York
zeigte 2005  immerhin 21 Produktionen.
Und nicht zuletzt die gefragten ICE-
STORM -VIDEO Entdeckungen spre-
chen einen andere, bleibende Sprache.

• MIZO

Schlöndorffs
Filmriss
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Im Vorwort des Bandes mit 15 Erinne-
rungsbeiträgen meint die Herausgeberin

wohl zu Recht, dass die Geschichte der
deutschen Hitlergegner aus dem Sudeten-
gebiet in das kollektive Gedächtnis der
deutschen wie auch der tschechischen
Gesellschaft bisher nicht Eingang gefun-
den hat. Deshalb ist es verdienstvoll, dass
Alena Wagnerová, geboren 1936 im mäh-
rischen Brünn und seit 1969 als freie
Publizistin und Schriftstellerin in Saarbrü-
cken lebend, sich dieses Themas ange-
nommen hat.
Während fast 90 Prozent der drei Millio-
nen Sudetendeutschen in der zweiten
Hälfte der 1930er Jahre der faschistischen
Henleinpartei, der Fünften Kolonne Hit-
lerdeutschlands, ihre Stimme gaben, blie-
ben nur etwa 10 Prozent der Tschechoslo-
wakischen Republik treu, und noch weni-
ger stellten sich aktiv gegen den
Faschismus. Die deutschen Antifaschisten
der CSR gehörten meist zu den Lohnab-
hängigen, waren Industriearbeiter, kleine
Angestellte und in einigen wenigen Fällen
auch werktätige Bauern. Das spiegeln
auch die Erinnerungsberichte wider. Es
waren Mitglieder der Deutschen Sozialde-
mokratischen Arbeiterpartei (DSAP), der
Kommunistischen Partei der Tschechoslo-
wakei (KPTsch) und des Bundes der
Landwirte (BdL), die dem Oral-History-
Team die Geschichte ihrer Familie
besonders seit der Mitte der 1930er Jahren
erzählten. Als nach der Errichtung der
faschistischen Diktatur in Deutschland
von dort her die ersten Emigranten in die
CSR kamen, wurden sie namentlich in
grenznahen Orten von Mitgliedern der
KPTsch und der DSAP unterstützt und
meist nach Prag weitergeleitet. Zu dieser
sog. Grenzarbeit gehörte auch die illegale
Übergabe von Flugschriften, die z.B. im
DSAP-Druckhaus GRAPHIA in Karlsbad
hergestellt wurden, per Kurier an die
Genossen in Deutschland. Sudetendeut-

sche Antifaschisten kämpften ab 1936 in
den internationalen Brigaden in Spanien
gegen die Franco-Faschisten. Lebten bis
in die zweite Hälfte der 1930er Jahre in
den gemischtsprachigen Gebieten Böh-
mens und Mährens Deutsche und Tsche-
chen friedlich neben- und oft auch mitein-
ander, so nahmen die von den Henleinleu-
ten geschürten Spannungen zu, je mehr
sich das Entscheidungsjahr 1938 näherte.
Im September 1938 beteiligten sich Mit-
glieder der sozialdemokratischen Republi-
kanischen Wehr, auch Kommunisten, an
der bewaffneten Verteidigung der Repu-
blik gegen die Terroraktionen der Henlein-
faschisten im Innern und des von der
Wehrmacht aufgestellten Sudetendeut-
schen Freikorps an den Grenzen. Die
Familienangehörigen aktiver Henlein- und
Hitlergegner flohen in großer Zahl ins
Landesinnere. Als sie nach dem Münchner
Diktat zurückkehrten, wurden sie nicht
selten vom Henleinmob als angebliche
Volksverräter beschimpft, bespuckt und
geschlagen. Etwa 20 000 sudetendeutsche
Hitlergegner wurden von den Okkupanten
inhaftiert und Hunderte zu Tode gebracht;
dies betraf vor allem Mitglieder von
Widerstandsgruppen in West- und Nord-
westböhmen. Einige gingen in die Emi-
gration und kämpften in Einheiten der
tschechoslowakischen Auslandsarmee
gegen die Hitlerwehrmacht.
Nach der Befreiung bildeten sich in Orten
mit einer größeren Zahl von Hitlergeg-
nern, so in Neustadt a. d. Tafelfichte, Anti-
fa-Ausschüsse, die im Zusammenwirken
mit den tschechischen Nationalausschüs-
sen begannen, das faschistische "Erbe" zu
beseitigen. Als entsprechend dem Potsda-
mer Abkommen der Siegermächte für die
Deutschen der CSR die Zwangsaussied-
tung nach Deutschland anstand, verließen
bis auf ca. 6000 auch die deutschen Anti-
faschisten entsprechend den Empfehlun-
gen ihrer Parteien die Heimat und gingen

mit Antifa-Transporten nach Deutschland.
Rechtlich hätten sie nach Wiedergewin-
nung der CSR-Staatsbürgerschaft bleiben
können. Aber der Terror der deutschen
Okkupanten gegen die Tschechen hatte die
Atmosphäre zwischen den beiden Natio-
nalitäten so vergiftet, was sich u. a. auch
in Übergriffen sogar gegen Hitlergegner
äußerte, dass auf absehbare Zeit ein
Neben- oder gar Miteinander unmöglich
erschien. So gelangten unter Mitnahme
des Mobiliars, pro Familie ein Viertel Gü-
terwaggon,   etwa 79 000 Sozialdemokra-
ten in die Westzonen und 50 000 Kommu-
nisten in die Sowjetische Besatzungszone.
In so mancher bayerischer Ortschaft konn-
te erst nach diesem Zuzug eine SPD-Orts-
gruppe gegründet werden; in der SBZ
beteiligten sich sudetendeutsche Kommu-
nisten oft in Leitungspositionen an der
antifaschistisch-demokratischen Umge-
staltung und dann in der DDR am Aufbau
des Sozialismus. Eine Familie aus Neudek
bei Karlsbad initiierte den Aufbau eines
Neubauerndorfes in Mecklenburg, das
dann eine LPG gründete.
Das  aus individuell unterschiedlichen
Erlebnissen gestaltete Buch ist ein wichti-
ger Baustein bei dem Bemühen, den sude-
tendeutschen Antifaschisten den ihnen
zukommenden Platz im Geschichtsbe-
wusstsein der Deutschen zu schaffen. 28
zeitgenössische Fotos, eine informative
Zeittafel und ein Verzeichnis weiterfüh-
render Literatur sind für den Leser sehr
hilfreich.

• GERHARD FUCHS

Es lohnt sehr, nach diesem handlichen
und sehr preiswerten Bändchen zu

greifen, das aus zwei Teilen besteht:
Zunächst aus Schütrumpfs gut 50seitiger
Einführung über „Jenny Marx. Versuch
über das ungeteilte Leben“, und einer
Anthologie vor allem von überlieferten
Briefen der hinreißenden Briefschreiberin,
der die bekannten „Umrisse eines beweg-
ten Lebens“ vorangestellt sind. Abschlie-
ßend werden Lebensdaten und Kurzbio-
graphien geboten. 
Es ist wohl wahr: Jenny-Marx-Biogra-
phien gibt es reichlich, in denen sie er-
scheint als Heldin, als treue Gefährtin und
Sekretärin ihres geliebten "Mohrs", was
diese großartige Frau wirklich war, aber
doch mehr als eine Art rosarot eingefärb-
tes „unberührbares“ Denkmal. Man mags
nicht glauben: Selbst die seinerzeit perso-
nell überaus stark besetzte MEGA-Reihe,
in der alle erreichbaren Schriftstücke
dokumentiert sind, kam ohne eine For-
schungsgruppe „Jenny Marx“ aus,  als ob
nicht das Genie Karl Marx in familiärer
Umgebung gelebt hatte, die zumindest

einen beträchtlichen Teil seiner historisch
unvergänglichen Leistung erst ermöglich-
te. Unverständlich, aber auch erklärlich:
Nach dem Tode von Jenny (1881) und
Karl (1883) fledderten die beiden überle-
benden Töchter Laura Lafargue und Elea-
nor den persönlichen Nachlass ihrer Mut-
ter (auch „um Engels nicht zu verletzen“),
und nicht viel davon entging dem heißen
Atem des Ofens. Meist sind es zufällige
Überlieferungen (so erschütternde Briefe
an Dritte), die nicht dem töchterlichen
Zugriff unterlagen. Sie reflektieren ihren
Lebensentwurf zu Beginn ihrer großen
Liebe und die ihr innewohnende wahrhaft
atemberaubende Dramatik, die eben nicht
nur in der unaussprechlichen Misere Emi-
gration, sondern auch im wechselseitigen
Verhältnis zwischen Jenny und Mohr
bestand.
Wenn Jenny schwante: „Deine Liebe, für
die ich alles hingäbe, kann ich nicht frisch
und jung erhalten. In dem Gedanken liegt
der Tod ...“ Fast ein halbes Jahrhundert,
sieben Jahre heimliche Verlobung und 38
Ehejahre,  trug die naturgemäß konflikt-

trächtige Gemeinsamkeit der beiden star-
ken Persönlichkeiten Jenny und Karl
Marx; von dem erstrebten Aufbruch in
neuartige nicht-entfremdete Beziehungen
zwischen Mann und Frau, die Bohemien-
Jahre in „unangepaßtem“ jugendlichen
Freundeskreis bis zum Übergang ins
„Philisterleben“ mit eigenem, geräumigen
Haus, das der intellektuellen Ausbildung
der Töchter und deren gesellschaftlichen
Reputation geschuldet war, aber die darauf
bedachte Mutter auch in die Einsamkeit
des Alters führte. 
Die Lektüre fesselt durch die feinfühlig-
differenzierte Sicht, die tabuisierte Berei-
che, auch den „Wurm, der in jeder Ehe
steckt“,  nicht ausblendet. Ein faszinieren-
des, lebendiges Porträt von Jenny Marx,
das auf wenigen Seiten die Größe ihrer
Persönlichkeit in Sieg und Niederlage, auf
der „Suche nach dem aufrechten Gang“,
nahezubringen weiß und „Den vergesse-
nen Emigrantenfrauen“ gewidmet ist.

• WOLFGANG SCHRÖDER

Eine feinfühlige und differenzierte Lektüre

Jörn Schütrumpf (Hrsg.):
Jenny Marx oder: Die Suche nach dem

aufrechten Gang
Karl Dietz Verlag Berlin 2008, 144 S.,

6.90 Euro

Schicksale sudetendeutscher Antifaschisten

Alena Wagnerová: Helden der Hoff-
nung — die anderen Deutschen aus
den Sudeten 1935 - 1989. Mit Bei-
trägen von Stefan Dölling, Pit Fied-
ler, Rosemarie Mieder, Ernst
Schmutzer, Gislinde Schwarz.  Auf-
bau Verlagsgruppe GmbH, Berlin
2008, 272 S., 24, 90 Euro.

Erich Wetzl, ein Bauernsohn aus Werni-
gerode, wurde nach einem Studium der
Staats- und Rechtswissenschaften  Mit-
arbeiter im Außenministerium der DDR.
Sein erster Auslandseinsatz führte nach
China. Später war er Stellvertreter des
Leiters der Handelsvertretung der DDR
in Dänemark, deren Regierung sich aus
Rücksicht auf Bonn und die NATO
scheute, die DDR anzuerkennen. So
bestand Wetzls Aufgabe vor allem darin,
Regierungsmitglieder, Parlamentarier,
Wirtschaftskapitäne und Journalisten da-
für  zu gewinnen. Dem galt sein Auftre-
ten im dänischen Parlament, vor der
„Gesellschaft Dänemark-DDR“, vor
Gremien großer Wirtschaftsunternehmen
u.a.m.  1973 wurden  die diplomatischen
Beziehungen  auf den Weg gebracht..
Von 1988 bis 1990 war er Botschafter in
Schweden. Bei seinem Antrittsbesuch
sprach er König Carl XVI.  Gustav noch
mit „Eure Majestät“ an. Während seiner
Abschiedsvisite am 1. Oktober 1990 hat
ihn der König geduzt - eine Ehre. Wetzl
sprach fließend Schwedisch. 
Im Wende-Deutschland bekam der hoch-
qualifizierte und international anerkann-
te Diplomat von Bonn quasi Berufsver-
bot. Er wurde Finanzberater und Kom-
munalpolitiker in Berlin. 
Das Buch schildert die tägliche Arbeit
eines DDR-Diplomaten, aber auch die
oft persönlichen Angriffe und Diffamie-
rungen, vor allem die von BRD-Diplo-
maten und Vertretern der NATO. Eine
lohnende Lektüre.

• FRANZ-KARL HITZE

Erich Wetzl:  Vom Bauernsohn
zum Botschafter. Eigenverlag des
Verbandes für internationale
Politik und Völkerrecht e.V., Ber-
lin 2008. Heft 20 der Blauen
Reihe. 68 Seiten. 

Rückblick
eines DDR-Diplomaten
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Das im Jahre 2004 im Karl Dietz Verlag
Berlin erschienene biografische

Handbuch „Deutsche Kommunisten (1918
bis 1945)“ ist längst vergriffen. Zugleich
haben H. Weber und A. Herbst dazu ihre
Forschungsarbeit weiter geführt, so dass
eine überarbeitete und stark erweiterte
Neuauflage vorgelegt werden konnte, die 
1 675 (1. Auflage 1 400) Lebensläufe ent-
hält. Somit trägt das Handbuch noch stär-
ker dazu bei, die Geschichte der kommu-
nistischen Bewegung unter biografischen
Gesichtspunkten zu vertiefen, Probleme
des deutschen Kommunismus klären zu
helfen.
Schmerzhaft zu lesen ist, dass von den im
Handbuch behandelten 1 675 führenden
Kommunisten - die Kriterien der Aufnah-
me in das Handbuch werden ausführlich
erläutert - weit über 470 auf gewaltsame
Weise ums Leben kamen. 256 wurden von
den faschistischen Barbaren ermordet, 208
kamen durch Stalins Despotie um. 
Zugleich belegen die Biografien die mit
der Stalinisierung der KPD verbundenen
innerparteilichen Auseinandersetzungen
und deren Auswirkungen. So waren bei-
spielsweise 1929 von den 16 Polbüro-Mit-
gliedern aus der Zeit von 1923/24 nur noch
Ernst Thälmann und Hermann Remmele
im Polbüro, 11 waren inzwischen aus der
KPD ausgeschlossen worden. Der Kampf

gegen „linke und rechte Abweichungen“
veränderte drastisch die personelle
Zusammensetzung der KPD-Führungsgre-
mien.
Ebenso zeugen die Biografien vom erbit-
terten Widerstand der KPD gegen das
faschistische Terrorsystem. Bereits in den
Jahren 1933/34 befanden sich cirka 60 000
Kommunisten in faschistischer Haft. Ins-
gesamt durchlebten von den rund 300 000
KPD-Mitgliedern des Jahres 1932 etwa
150 000 die Zuchthäuser und Konzentra-
tionslager der NS-Barbarei. Und die Listen
der ermordeten deutschen Kommunisten
wiesen frühzeitig cirka 2 000 Männer und
Frauen aus; bis zur Befreiung vom
Faschismus waren es über 20 000.
Darauf und auf andere Fragen mehr richten
die Herausgeber mit ihrer Einleitung den
Blick des Lesers. Sie gehen, wie oben
angedeutet, auf diffizile Problemstellun-
gen der Geschichte der KPD in der Wei-
marer Republik ein, benennen die Rolle
der KPD im Widerstandskampf 1918 bis
1945, behandeln die kommunistische Füh-
rung und die sich in ihr vollziehenden Ver-
änderungen sowie den in sich differenzier-
ten Typus des Parteiführers und gehen der
Frage nach: Wer leitete die Partei?
Dieses Handbuch ist das bisher bedeutend-
ste biografische Nachschlagewerk zum
deutschen Kommunismus und damit für

die vertiefende Forschung zur Geschichte
der deutschen Arbeiterbewegung von aller-
größtem Wert, einfach unverzichtbar.

• KURT  SCHNEIDER

Die Hölle von Dora

Konzentrationslager Mittelbau-Dora
1943-1945. Hrsg. von  Jens-Christian
Wagner. Begleitband zur ständigen
Ausstellung in der KZ-Gedenkstätte
Mittelbau-Dora. Wallstein Verlag, Göt-
tingen 2008. 212 S., 238 Abb., 14,00
Euro.

Bis April 1945 verschleppte die SS
mehr als 60 000 Menschen aus allen
Teilen Europas in das KZ Mittelbau-
Dora, dessen 40 Einzellager sich bei
Kriegsende über den gesamten Südharz
erstreckten. Mindestens 20 000 von
ihnen überlebten nicht. Der Band doku-
mentiert die vier inhaltlichen Abschnit-
te der ständigen Ausstellung: Vom
Außenlager Dora zum KZ Mittelbau;
Häftlinge; Täter, Mittäter und Zuschau-
er; Zusammenbruch und kein Ende.
Ergänzend zur Ausstellung ist eine
Übersicht über die Lager des KZ
Mittelbau-Dora und zu weiterführender
Literatur hinzugefügt.

Umerziehung im
Internierungslager

Heiner Wember: Umerziehung im
Lager. Internierung und Bestrafung von
Nationalsozialisten in der Britischen
Besatzungszone Deutschlands. Klartext
Verlagsgesellschaft, Essen 2007(Neu-
auflage). 430 S., 39,90 Euro.

Die Internierung von führenden Nazis
sowie der gesamten mittleren Ebene
des Personals von NSDAP, SS, Gesta-
po, HJ, BDM u.a.m. entsprach den
Beschlüssen der Alliierten zum Schutz
des demokratischen Aufbaus und
erfolgte in allen Besatzungszonen. Die
Briten, deren Internierungslager bisher
in der wissenschaftlichen Literatur nur
am Rande behandelt wurde, verhafteten
rd. 91 000 Männer und Frauen und
hielten sie in Nord- und Westdeutsch-
land bis zu drei Jahren lang in zwölf
Lagern - darunter die ehemaligen Kon-
zentrationslager Esterwegen und Neu-
engamme - fest. 
Der Autor wertet erstmals die engli-
schen Internierungsakten aus und
zeichnet ein detailliertes  Bild von der
britischen Internierungspolitik und den
Vorgängen in den Lagern. Deutliche
Unterschiede zwischen den Lagern
werden beschrieben, die intensive Mis-
sionsarbeit der Kirchen in den Lagern
belegt. Der umfangreiche Anhang ent-
hält eine Vielzahl statistischer Anga-
ben, die das Gesamtbild runden.

• K. SCH.

ANNOTIERT

Hermann Weber/Andreas Herbst
(Hrsg.): Deutsche Kommunisten.
Biographisches Handbuch (1918
bis 1945). 2. Auflage. Karl Dietz
Verlag Berlin 2008. 1167 Seiten,
898 Abb., 70,00 Euro 

Mit der Dokumentation von 24 Beiträ-
gen einer Konferenz in Wien aus

Anlass des 70. Jahrestages des Erschei-
nens von Otto Bauers Buch „Zwischen
zwei Weltkriegen?“ (Bratislava 1936) soll-
te nach dem Willen der HerausgeberInnen
„die Qualität des weithin unterschätzten
linken Diskurses in Österreich“ dokumen-
tiert werden. Das ist ganz gut gelungen,
dass rechte Populisten und überlebende
deutschnationale Österreicher jedoch die
entscheidenden Akteure oppositioneller
Politik in Österreich sind, bleibt ebenso
schmerzhafte Tatsache. 
Wann qualifizierte theoretische Arbeit den
kleinlichen Streit in der KPÖ beenden
können wird, ist leider nicht vorauszusa-
gen. Dabei wäre gerade Otto Bauers Kon-
zept vom „integralen Sozialismus“, das im
Zentrum der kritischen Aufarbeitung steht,
gut geeignet, fruchtlose und z.T. sehr per-
sönlich geführte Auseinandersetzungen
selbstkritisch zu reflektieren und vielleicht
in einem neuen österreichischen theoreti-
schen und praktisch-politischen linken
Paradigma aufzuheben. Für Otto Bauer –
das wird in vielen Beiträgen dieses Sam-
melbandes deutlich –  war „integraler So-
zialismus“ weder der Sieg einer Richtung
in der Differenz zwischen reformistischer
Arbeiterbewegung und revolutionärem
Sozialismus, noch deren einfache Addition
durch Vereinigung. Etwas Neues, Wir-
kungsvolleres sollte vielmehr durch dia-
lektische Aufhebung entstehen.  Hiermit
war der „Logik des linken Selbsthasses“
(Walter Baier) eine mit Gramscis „Philo-
sophie der Praxis“  weitgehend überein-

stimmende Positionierung entge-genge-
stellt. Die Wiederentdeckung von Gramsci
und Otto Bauer war nach Meinung von
Michael Graber die Grundlage für einen
frühen „Austro-Eurokommunismus“, ent-
wickelt und in die Öffentlichkeit gebracht
mit dem 19. Parteitag der KPÖ 1965. 
Der Anlass der Konferenz ist Aufhänger
für eine aspektreiche Aufarbeitung der
Zwischenkriegsgeschichte der österreichi-
schen ArbeiterInnenbewegung. Die Femi-
nisierung ist schon ein Ergebnis der kriti-
schen Auseinandersetzung. Der Rolle der
Frauen in dieser Bewegung wird  in meh-
reren Beiträgen nachgespürt, die Margina-
lität der Gender-Frage in Theorie und Pra-
xis des Austromarxismus aber ebenso her-
ausgearbeitet.

Fragen der Demokratie im Übergang von
der bürgerlichen Gesellschaft zum Sozia-
lismus, Dimensionen des Deutschnationa-
lismus im Austromarxismus, dem auch
Otto Bauer anhing (er war 1918/19 kurz-
zeitig Außenminister der 1. Republik), und
des Antisemitismus in der ArbeiterInnen-
bewegung sowie die für Wien typische und
unleugbar positive Beeinflussung linker
sozialer Praxis durch die Psychoanalyse
Freuds sind weitere Schlüsselthemen.
Bemerkenswert die Einbindung von Erör-
terungen zum Einfluss des Austromar-
xismus auf die Architektur der legendären
Wiener Gemeindebauten und die Doku-
mentation einer „Theatralen Intervention“
zu Jura Soyfers Romanfragment von 1934
„So starb eine Partei“. Es war Otto Bauers
Herangehensweise immer eine historisie-

rende. Dass er uns nichts mehr zu sagen
hätte, kann daraus nicht geschlussfolgert
werden. Ganz im Gegenteil - auch und
nicht zuletzt im Lichte der weiteren Ent-
wicklung der Partei DIE LINKE in
Deutschland. Davon zeugen alle Beiträge,
auch wenn sie sich manchmal doch sehr
ins analytische Detail verlieren.

• PETER PORSCH

Schmerzhaft zu lesen 

Linker Diskurs in Österreich

Walter Baier, Lisbeth N. Trallo-
ri, Derek Weber (Hrsg.): „Otto
Bauer und der Austromarxis-
mus. ‚Integraler Sozialismus'
und die heutige Linke.“ Karl
Dietz Verlag Berlin 2008. 301
Seiten. 19.90 Euro.
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Was sich hinter LEIPZIGER STRASSENNAMEN verbirgt (67)

Die Pfaffendorfer Straße erhielt 1866 ihren Namen,
wurde jedoch 1951 in Dr.-Kurt-Fischer-Straße umbe-

nannt und 1991 wieder rückbenannt.
Benannt wurde sie nach dem Vorwerk Pfaffendorf mit
dem Ratsgut „Pfaffendorfer Hof“. Es war 1213 dem Tho-
maskloster übereignet worden. 1719 pachtete es der Ober-
postmeister Kees d.J. Es trat während der Napoleonischen
Kriege aus seinem Schattendasein heraus, denn es wurde
1806 von den Franzosen als Lazarett requiriert und wäh-
rend der Völkerschlacht entbrannte am 19.10.1813 ein
erbitterter Kampf um das Vorwerk, das wiederum als Hos-
pital eingerichtet war. Es wurde völlig zerstört. 1818 wur-
den die wieder errichteten Gebäude vermietet und dienten
fortan als Wollmagazin. Um 1860/70 stellten die Leipzi-
ger Fleischer auf dem Vorwerk das Schlachtvieh ein, was
ihm den Namen "Fettviehhof" einbrachte. 1862 wurde die
gesamte Gemarkung nach Leipzig eingeflurt. 1873 kaufte
Ernst Pinkert, der 1870 das Leipziger Bürgerrecht erwor-
ben hatte und die Restauration „Zum Plauenschen Hof“
am Brühl betrieb, die auf dem Vorwerk und Ratsgut Pfaf-
fendorf gelegen Restauration „Zum Pfaffendorfer Hof“.
Als Tierfreund stellte er hier ab 1876 vom Tierpark
Hagenbeck, Hamburg, geliehene fremdländische Tiere
zur Schau und richtete dann 1877 einen eigenen privaten

Tierpark ein. Daraus entstand dann der Leipziger Zoolo-
gische Garten. Der alte Pfaffendorfer Hof, und damit das
Vorwerk Pfaffendorf, wurde 1898 abgerissen. 
Mit der 1951 erfolgten Benennung nach Dr. Kurt Fischer
ehrte die Stadt den von 1946 bis 1948 amtierenden säch-
sischen Innenminister. Dieser war am 1.7.1900 in Halle
geboren und war einer der Gründer des Spartakusbundes
der Saalestadt. Nach dem Studium am Lehrerseminar in
Eisleben und Merseburg wurde ihm 1921 aus politischen
Gründen die Abschlußprüfung als Lehrer verweigert. Er
emigrierte in die junge Sowjetunion und arbeitete als Leh-
rer an deutschsprachigen Schulen. 1923 nach Deutschland
zurückgekehrt setzte ihn die Partei als Redakteur in ver-
schiedenen Zeitungen ein. Bereits 1924 mußte er erneut in
die UdSSR emigrieren, wurde Mitglied der KPdSU,
arbeitete im EKKI und in der Roten Armee. 1945 kehrte
er nach Deutschland zurück, war kurzzeitig Bürgermeis-
ter in Dresden, danach 1. Vizepräsident der Landesver-
waltung Sachsen, sächsischer Innenminister, 1948 Präsi-
dent der deutschen Zentralverwaltung des Inneren und
1949 Chef der Deutschen Volkspolizei. 
Am 22.6.1950 starb er bei Hildburghausen. Nach der
Wende 1989 setzte gegen ihn eine Hetzkampagne ein.

• DIETER KÜRSCHNER

Pfaffendorfer
Straße

Nazideutschland hatte einen Vernich-
tungskrieg entfesselt, der am verhee-

rendsten sowohl in personeller und mate-
rieller Hinsicht Polen und die Sowjetunion
betraf. Die Sowjetregierung bezifferte den
durch die faschistische Aggression erlitte-
nen materiellen Schaden auf 128 Milliar-
den Dollar, Großbritannien seinen auf
6,383 Milliarden, Frankreich auf 21,143
Milliarden und die USA auf 1,267 Milliar-
den Dollar.
Über die von Deutschland zu leistenden
Reparationen gegenüber den von ihm
angegriffenen Staaten wurde bereits auf
der Konferenz von Jalta (l. bis 11. Februar
1945) durch die Teilnehmerstaaten Groß-
britannien, UdSSR und USA grundsätzlich
Übereinstimmung erzielt. Die Delegatio-
nen der UdSSR und der USA vereinbarten
eine Gesamtsumme von 20 Milliarden
Dollar, wovon die UdSSR 50 Prozent
Wiedergutmachung erhalten sollte. Es
wurden drei Formen der Wiedergutma-
chung festgelegt: einmalige Demontage
von Betrieben und Transportanlagen im
Verlauf von zwei Jahren nach der Kapitu-
lation mit dem Ziel der Vernichtung des
deutschen Kriegspotentials, jährliche
Warenlieferung und Nutzung deutscher
Arbeitskraft.
Die in Jalta getroffene Vereinbarung
wurde in den Beschlüssen der Potsdamer
Konferenz (17. Juli bis 2. August 1945)
von den Delegationen Großbritanniens,
der UdSSR und der USA präzisiert: 
¸ Die Reparationsforderungen der
UdSSR werden auf dem Weg der Entnah-
me aus der sowjetischen Besatzungszone
und auf Kosten deutscher Auslandsgut-
haben in Bulgarien, Finnland, Ungarn,
Rumänien und Ostösterreich befriedigt,
diese waren relativ gering. 
¸ Die UdSSR befriedigt die polnischen
Reparationsansprüche aus dem sowjeti-
schen Teil der Reparationen.
¸ Die Reparationsansprüche der USA,
Großbritanniens und anderer Länder

werden aus den westlichen Besatzungszo-
nen und aus entsprechenden deutschen
Auslandsguthaben befriedigt, diese wa-
ren relativ hoch.
¸ In Ergänzung der Reparationen, die
die UdSSR aus der eigenen Besatzungs-
zone bekam, sollte sie zusätzlich aus den
westlichen Besatzungszonen erhalten: 
15 Prozent der verwendungsfähigen und
vollständigen industriellen Ausrüstungen,
vor allem der metallurgischen und chemi-
schen Industrie und des Maschinenbaus,
im Austausch für einen entsprechenden
Wert an Erzeugnissen nach Vereinbarung
(gedacht war hier vor allem an landwirt-
schaftliche Erzeugnisse). 
10 Prozent derjenigen industriellen Aus-
rüstungen, die für die deutsche Friedens-
wirtschaft entbehrlich und aus den west-
lichen Zonen entnommen werden sollten
auf sowjetisches Reparationskonto, ohne
jede Zahlung oder Gegenleistung.

Diese Festlegungen der Potsdamer Konfe-
renz waren das Ergebnis zäher Verhand-
lungen. Das betraf hauptsächlich die Repa-
rationsleistungen zugunsten der Sowjetu-
nion. Die Delegationen der USA und
Großbritanniens gaben schließlich ihre
Zustimmung, da sie die Umsetzung der
sowjetischen Verpflichtung, drei Monate
nach dem Ende des Krieges in Europa in
den Krieg gegen Japan einzutreten, nicht
aufs Spiel setzen wollten.
Die Reparationsentnahmen in der sowjeti-
schen Besatzungszone und in den Westzo-
nen verliefen unterschiedlich, da alsbald

nach den amerikanischen Atombombenab-
würfen auf Hiroshima und Nagasaki der
Kalte Krieg einsetzte.
Über die Interalliierte Reparationsagentur
erhielten die Westmächte (insgesamt 18
Länder) nach einem bestimmten Schlüssel
Reparationsleistungen, deren Wert diese
Agentur auf 500 Millionen Dollar beziffer-
te. Diese Leistungen bestanden aus
demontierten Werken und Maschinen   bis
zur Demontageeinstellung 1950 etwa 5
Prozent des industriellen Produktionspo-
tentials (rund 700 Werke), aus dem deut-
schen Auslandsvermögen und aus dem den
Westmächten zugefallenen Zwei-Drittel-
Anteil der deutschen Hochseeflotte.
Zusätzlich hinzu kamen, und so nicht mit
in Rechnung gestellt, der Nutzen aus der
Offenlegung deutscher Patente, Marken-
zeichen und Forschungsergebnisse (bis
1950) und deutsche Zwangsexporte
(Kohle, Holz, Schrott) für die Alliierten.
Insbesondere die USA eigneten sich darü-
ber hinaus Patente, Forschungsergebnisse
und weitere Güter aus Betrieben und Ein-
richtungen in Sachsen und Thüringen wäh-
rend der zeitweiligen Besetzung bis
Anfang April 1945 an. Nach der Einnahme
Thüringens durch amerikanische Truppen
im April 1945 besichtigten die US-Gene-
rale Eisenhower und Patton persönlich das
in 700 Meter Tiefe gelegene damalige
Bergwerk Merkers. Dort waren Anfang
1945 der Goldschatz der Reichsbank, zahl-
reiche Kunstwerke und Banknoten im
damaligen Wert von drei Milliarden
Reichsmark eingelagert. Umgehend
erfolgte der Abtransport dieser Güter gen
Westen.
Die Sowjetunion, durch die Zerstörung
von 1710 Städten, 70 000 Dörfern, 32 000
Industriebetrieben, 65000 Kilometer
Eisenbahnstrecke am stärksten vom Zwei-
ten Weltkrieg betroffen, entnahm  bis 1953
ihrer Besatzungszone bzw. der DDR
Wiedergutmachungsleistungen  im Um-
fang von rund 40 Prozent des Industriepo-

tentials als Demontagen –  u. a. auch das
zweite Bahngleis –  bis 1948, durch Über-
nahme von 213 Betrieben als Sowjetische
Aktiengesellschaft (SAG Betriebe) und
aus Lieferungen der laufenden Produktion.
Arbeitsleistungen deutscher Kriegsgefan-
gener und Spezialisten in der Sowjetunion
sind dabei nicht mit eingeschlossen.
Im Zuge des Kalten Krieges stellten die
Westmächte bereits 1947 die Reparations-
lieferungen an die Sowjetunion aus den
westlichen Besatzungszonen ein. Daraus
resultierten zusätzliche Belastungen für
die sowjetische Zone und die DDR, die
gegenüber der Sowjetunion die Verpflich-
tungen für ganz Deutschland erfüllte.
Eine Entlastung der westlichen Zonen und
dann nachfolgend der BRD ergab sich
auch durch deren Einbeziehung in den
Marshall-Plan. Dadurch gelangte die BRD
in eine weitaus bessere wirtschaftliche
Lage als die kleinere, durch die Kriegs-
und Nachkriegsfolgen deutlich stärker
belastete DDR. Die Reparationsleistungen
der BRD endeten mit dem Londoner
Schuldenabkommen vom 27. Februar
1953. Vor und nach dem Zweiten Welt-
krieg eingetretene Auslandsschulden des
Deutschen Reiches bzw. der BRD wurden
stark ermäßigt. Ab 1. Januar 1954 beende-
te die Sowjetunion die Einziehung von
Reparationen aus der DDR und übergab
die restlichen SAG-Betriebe mit einem
Gesamtwert von 2,7 Milliarden Mark in
das Eigentum der DDR. Dazu gehörten u.
a. die Leuna-Werke, die Chemischen
Werke Buna, die Filmfabrik Agfa Wolfen,
das Hydrierwerk Zeitz, die Magdeburger
Betriebe des Schwermaschinenbaus, das
Hüttenwerk Thale, die Elektro-Apparate-
Werke Berlin-Treptow, Bleichert Trans-
portanlagenfabrik Leipzig. Die Wismut
wurde in eine Sowjetisch-Deutsche Ak-
tiengesellschaft (SDAG) ungewandelt.
Die noch verbliebenen Reparationen in
Höhe von 2,537 Milliarden Dollar wurden
der DDR erlassen.   • WINFRIED STEFFEN

Reparationen und die beiden deutschen Staaten
Vor 55 Jahren wurden die restlichen SAG-Betriebe an die DDR übergeben.

Reparationen stellen eine Form
der materiellen Verantwortung

eines Staates für einen von ihm 
begangenen Aggressionskrieg
dar. Sie sollen eine  Wiedergut-

machung des Schadens
bewirken, der durch den

Aggressor anderen Staaten 
zugefügt wurde.

Unübersehbar und ein beliebtes Fotomotiv für Leipzi-
ger und Touristen: der Haupteingang des Zoologi-
schen Gartens. Foto. Eiltzer
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Dezember 1918. Die deutsche Revolution
schien neuen Atem zu schöpfen. Entschei-
dungen reiften heran. Die Zentrale des
Spartakusbundes hatte unter dem Druck
der Ereignisse kurzfristig für Ende
Dezember  eine Reichskonferenz einberu-
fen, auf der zur Krise in der USPD, zur
Wahl der Nationalversammlung und zur
geplanten internationalen Konferenz sozi-
aldemokratischer Parteien Stellung
genommen werden sollte. Es galt, ein poli-
tisches Aktionsprogramm zu beschließen.
Gleichzeitig richtete sie ein Schreiben an
den Parteivorstand der USPD - ihr gehörte
der Spartakusbund als ideologisch selb-
ständige Gruppierung an - in dem die
sofortige Einberufung eines Parteitages
gefordert wurde,  was jedoch auf schroffe
Ablehnung stieß.
Die Führungen von USPD und SPD aner-
kannten die Vollversammlung der Berliner
Arbeiter- und Soldatenräte als die höchste
Macht ausübende Autorität in Deutschland
und bildeten gemeinsam den Rat der
Volksbeauftragten, der die Regierungsge-
schäfte provisorisch ausüben sollte. Der 1.
Reichsrätekongress (16.-21. Dezember)
setzte als Termin für die Wahlen zu einer
deutschen Nationalversammlung den 19.
Januar 1919 an. Friedrich Ebert  und Phi-
lipp Scheidemann war es gelungen, sich an
die Spitze der Revolution zu stellen. 

In schwierigster Lage
Am 29. Dezember trat in Berlin die
Reichskonferenz des Spartakusbundes
zusammen. Sie stand vor der Frage: Ver-
bleib in der USPD oder Gründung einer

eigenen Partei? Karl Lieb-
knecht, der am 9. November
vom Balkon des Berliner
Schlosses die „freie sozialis-
tische Republik“ ausgerufen
hatte, begründete die Not-
wendigkeit der Gründung
einer selbständigen Partei
und legte den Delegierten
eine Resolution vor, in der es
hieß: „Unter Lösung seiner
organisatorischen Beziehun-
gen zur USP konstituiert sich
der Spartakusbund  als selb-
ständige politische Partei
unter dem Namen: Kommu-
nistische Partei Deutschlands
(Spartakusbund).“ Ohne
Debatte, lediglich zum
Namen der Partei hatte es
unterschiedliche Auffassun-
gen gegeben, stimmten die
Delegierten dem zu.
Der Gründungspar te i t ag
stand in schwierigster Lage
vor der Aufgabe, sich über
den Charakter und das Ziel
der Revolution zu verständi-

gen, das für die Partei Notwendige klar zu
benennen und zugleich das Mögliche strikt
zu beachten.  Hierbei zeigte sich, dass die
Delegierten uneins waren, dass revolutio-
näre Ungeduld dominierte. 
Dem trat Rosa Luxemburg entgegen. Sie
warnte davor, das bisher Erreichte zu über-
schätzen, wichtige Entscheidungen über
das Knie brechen zu wollen. Es sei nach
dem 4. August 1914 und den folgenden
„vier Jahren der Schmach und Verleug-
nung sozialistischer Aufgaben“ nicht zu
erwarten gewesen, dass man „plötzlich am
9, November 1918 eine großartige, klas-
sen- und zielbewusste Revolution erlebt“.
Der 9. November sei vielmehr „zu drei
Vierteln mehr Zusammenbruch des beste-
henden Imperialismus als Sieg eines neuen
Prinzips“ gewesen. Was darauf folgte war,
so Luxemburg, „eine mehr oder weniger
chaotische, planlose, sehr wenig bewusste
Bewegung, in der das einigende Band und
das bleibende, das rettende Prinzip nur in
der Losung zusammengefasst war: die Bil-
dung der Arbeiter- und Soldatenräte“. Es
waren die „ersten Kinderschuhe der Revo-
lution, die noch Gewaltiges zu leisten und
einen weiten Weg zu gehen hat“. Dabei sei
zu beachten, dass die Revolution bisher
nur eine städtische ist, dass das flache
Land bis jetzt so gut wie unberührt geblie-
ben ist.
Konsequent vertrat sie den Standpunkt,
dass für die Revolution nichts schädlicher
ist als Illusionen, und es nichts gibt, was
ihr so nützlich ist wie klare, offene Wahr-
heit. Und Wahrheit war für sie, als soeben
gegründete Partei nichts hinter sich zu
haben, wie sie es drastisch ausdrückte, „als
die elende halbe Revolution vom 9.
November“, die ein „schwächlicher, hal-
ber, unbewusster, chaotischer Versuch"
gewesen ist, an der „öffentlichen Gewalt,
an der Klassenherrschaft zu rütteln“. Das
zu erkennen, war ihr wichtig. Und daher
ihre Kritik: „Ich vermisse das Nachdenkli-
che, den Ernst, der durchaus den revolutio-
nären Elan nicht ausschließt, sondern mit
ihm gepaart werden muss“.  Es „kann
nicht reif(lich) und gründlich genug über-
legt werden, welche Schritte wir vor uns
haben, damit wir sicher sind, dass wir zum

Ziel gelangen“. Und das hieß zunächst,
„das sozialistische Gewissen der Revolu-
tion“ zu sein.

Unterschiedliche Auffassungen
Wie gravierend die Unterschiedlichkeit
der Auffassungen war, zeigte sich vor
allem in der Haltung der Delegierten zur
Nationalversammlung. Während Rosa
Luxemburg, Karl Liebknecht, Paul Levi
und andere für die Beteiligung an den
Wahlen zur Nationalversammlung eintra-
ten, um sie, neben den Kämpfen auf der
Straße, als Tribüne für die politischen Aus-
einandersetzungen zu nutzen, war Otto
Rühle der Wortführer derer, die das strikt
ablehnten. Für ihn war die Beteiligung an
diesen Wahlen ungefähr dasselbe wie die
Bewilligung der Kriegskredite, Verrat an
der Revolution. Sein Antrag, die Beteili-
gung an den Wahlen zur Nationalver-
sammlung abzulehnen, wurde mit 62
gegen 23 Stimmen angenommen. Damit
war die dringende Mahnung, unbedingt zu
beachten, dass bei weitem die Mehrheit
des Proletariats nicht hinter Spartakus
steht und es auch daher nicht möglich ist,
das Zustandekommen der Nationalver-
sammlung zu verhindern, auch nicht, dass
sie im Zentrum der politischen Bewegung
in Deutschland stehen wird, missachtet.
„Sie werden“, so hatte  Paul Levi gemahnt,
„mit dieser Entscheidung sich selbst und
unserer Bewegung  den größten Schaden
zufügen“.

Ob- und Vertrauensleute 
Eine weitere Kernfrage war die Haltung zu
den revolutionären Ob- und Vertrauensleu-
ten, die vielfach organisatorisch noch fest
mit der USPD verknüpft waren.  Mit ihnen
führte Karl Liebknecht, der in ihnen die
„besten und tatkräftigsten Elemente des
Berliner Proletariats“ verkörpert sah, im
Auftrage des Parteitages die Verhandlun-
gen, über deren Ergebnisse er die Dele-
gierten ausführlich informierte. Die dazu
von ihm eingebrachte und einstimmig
angenommene Resolution verwies auf
unterschiedliche Auffassungen und legte
fest, dass „auch in Zukunft alle weiteren
Bemühungen unternommen werden sol-
len, um ein einmütiges Zusammenarbei-
ten, ein Zusammengehen und eine Verbin-
dung mit den revolutionären Ob- und Ver-
trauensleuten, die bisher noch nicht zu uns
gehören, vorzubereiten und durchzufüh-
ren“. Diese Zusammenarbeit zählte für
Liebknecht, wie er auf dem Parteitag
bekundete, „zu den erfreulichsten Kapiteln
meiner ganzen Parteitätigkeit".

Der Verlauf der Revolution
Das größte Verdienst der Revolution, zu
deren Verlauf die KPD das ihr Mögliche
beitrug, war zunächst, dass sie zur Beendi-
gung des 1. Weltkrieges, dem bis dahin
mörderischsten Krieg in der Menschheits-
geschichte, beigetragen hatte. Damit war
der Beginn dieser Revolution durch eine
zutiefst humanistische Aktion zur Befrei-
ung der Menschen von den Geiseln dieses
grauenvollen Krieges geprägt. 
Dem Sturz der Hohenzollernmonarchie
und der kaiserlichen Regierung folgte die
Ausrufung der Republik sowie die
Erkämpfung bedeutsamer bürgerlich-
demokratischer Freiheiten und sozialer
Errungenschaften. Im Zuge der bis dahin
größten revolutionären Massenaktion in

der deutschen Geschichte kam es zur
Errichtung einer bürgerlich-parlamentari-
schen Staatsordnung, der Weimarer Repu-
blik.
Die Revolution, wie auch vom Grün-
dungsparteitag der KPD erhofft, letztlich
zu einer sozialistischen Revolution hin-
überzuleiten, war jedoch nicht möglich.
Wozu die russische Februar-Revolution
1917 und danach in der Lage war, konnte
in Deutschland nicht deckungsgleich
nachvollzogen werden. Dafür, dass „die
Macht in die Hände der Arbeiter und Sol-
daten übergeht und die herrschende Klasse
beseitigt wird“, wie beispielsweise der
Kieler Arbeiter- und Soldatenrat es damals
proklamierte, fehlten die subjektiven Vor-
aussetzungen. So verblieb die November-
revolution im Rahmen einer bürgerlich-
demokratischen Revolution, in der die
Arbeiterklasse die Haupttriebkraft war.
Die innere Schwäche der Revolution
bestand nach den Worten von Rosa
Luxemburg in der „Illusion der Einigkeit
des sogenannten Sozialismus“. Die Verei-
nigung von Haase (USPD) mit Ebert-
Scheidemann (SPD) war für sie das Fei-
genblatt einer rein konterrevolutionären
Politik. Die sogenannte sozialistische
Regierung „ist nichts anderes als eine
Regierung der Konterrevolution“, der all-
gemeine Jubel der Einigkeit eine Illusion,
„die sich blutig rächen“ wird - welch eine
Ahnung!

Mörderische Konterrevolution
Wie der weitere Verlauf der deutschen
Geschichte bewies, war die aus der Sparta-
kusbewegung hervorgegangene Gründung
der KPD ein tiefer Einschnitt in der
Geschichte der deutschen Arbeiterbewe-
gung. Es war neben der SPD und der
USPD eine Partei entstanden, von der in
der Stunde ihrer Gründung Rosa Luxem-
burg sagen konnte: „Wir sind wieder bei
Marx, unter seinem Banner“, wir stehen
wieder auf dem Boden, „auf dem Marx
und Engels 1848 standen und von dem sie
prinzipiell nie abgewichen waren“. Das
war kein Jubelschrei, sondern vielmehr die
Sicht auf die sich aus dieser Tradition
ergebende Verpflichtung. 
Diese Partei wurde seit der Stunde ihrer
Geburt von den Kräften der Konterrevolu-
tion gehasst, verfolgt und verleumdet.
Mehr noch. Kaum gegründet, schallte es
lautstark durch Deutschland: „Schlagt ihre
Führer tot!“. Die Mordbande der „Anders-
denkenden“ stand zur Ausführung der Tat
bereit. Sie hofften, dass deren Tod auch
der Tod der Revolution sei. Und bereits am
15. Januar 1919 geschah das Verbrechen,
dass die revolutionäre deutsche Arbeiter-
bewegung zutiefst erschütterte: die bestia-
lische Ermordung von  Rosa Luxemburg
und Karl Liebknecht durch die Soldateska
der Konterrevolution. Verlogen schrieb die
reaktionäre bürgerliche Presse: „Lieb-
knecht auf der Flucht erschossen! Rosa
Luxemburg von der Menge getötet!“ Nach
ihnen starben noch Hunderte und im
Faschismus Tausende Kommunisten den
gewaltsamen Tod. 
Mit der Gründung der KPD lag der von ihr
selbst vorausgesagte „Golgathaweg eige-
ner bitterer Erfahrungen, durch Niederla-
gen und Siege“ vor ihr.  

• KURT SCHNEIDER

Vor 90 Jahren:
Gründung der KPD

Mitten in der Novemberrevolution
wurde am 30. Dezember 1918 
die Kommunistische Partei
Deutschlands (Spartakus) 
gegründet.
Die nachstehende Sicht
auf dieses Ereignis ist fern von
jeder Glorifizierung. Sie folgt der
Auffassung, dass der Historiker
die Dinge so darstellen sollte, wie
sie sich aus damaliger Erkenntnis
gestalteten, also wirklich waren.

Repro:LN
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Unlängst las ich in der LVZ: "Die Sportart Ringen ist
vom Landessportbund (LSB) Sachsen aus dem Kreis

der Schwerpunktsportarten gestrichen und als sogenannte
C-Sportart eingestuft worden." Das brachte mich darauf,
dass in diesem Fall - nach den so gern verbreiteten Legen-
den - eine DDR-Gewohnheit übernommen wurde, aller-
dings eine, die oft genug verurteilt worden war: Keine
Medaillen - Keine Kohle! Aber ich warf das begonnene
Manuskript in den Papierkorb: Unpassend für Weihnach-
ten!
Dann erinnerte ich meiner Vorweihnachtstage vor 50 Jah-
ren und fand das Thema irgendwie festlicher. Damals
hatte ich in Oslo die Adresse von Birger Ruud erfragt und
mich dann auf den Weg nach Lommedalen gemacht. Der
Mann ist heute noch eine Skispringer-Legende, aber
damals kannte ihn jeder so gut wie das finnische Lauf-
wunder Nurmi. Vielleicht sollte ich noch hinzufügen: Man
schrieb das Jahr 1958, die DDR war neun Jahre alt, aber
ihre Skispringer waren schon ein wenig im Gespräch. 
In Lommedalen traf ich Ruud hinter dem Schreibtisch
einer Skifabrik an drei Telefonen hantierend, auf dem
Kopf die damals übliche schlichte blaue Wollmütze der
Skispringer. Er war damals 47 Jahre alt und verriet mir:
"Zuweilen bin ich noch dabei und steige mit den Brettern
hinauf!" Birger Ruud war gelungen, was vor und nach ihm
keiner vollbrachte: Er gewann zweimal hintereinander -
1932 und 1936 - die olympische Goldmedaille und zwölf
Jahre danach Silber. Zwei Jahre hatte der nur 1,63 m große
Tischler in Deutschland gelebt, eines davon im erzgebir-
gischen Johanngeorgenstadt und eines in Garmisch-Par-
tenkirchen.
Ich plauderte mit ihm – vor fünfzig Jahren –  über die
Zukunft des Skisports. Seine Meinung: "Die Gefahr ist,
dass die Schanzen immer größer werden, damit die Sprin-
ger mehr Zuschauer anlocken und so könnte das Skisprin-
gen als allgemeiner Sport `aussterben´ und zur reinen
Attraktion werden."
"Aussterben?" fragte ich, wohl ein wenig ungläubig. 
"Ja, weil das Publikum niemanden mehr nur 40 oder 50 m
springen sehen will, aber sein Können demonstriert der
Skispringer in der Haltung und nicht mit der Weite!" 
Birger Ruuds größte Weite waren 92 m und die war er auf
der damals noch "kleinen" Schanze in Planica (Jugoslawi-
en) gesprungen. Und er hatte keinerlei Hemmungen zuzu-
geben: "Einmal bin ich noch auf 95 m gekommen, aber
den Sprung stand ich nicht."
Ruud sollte Recht behalten, Sprungläufe auf kleinen
Schanzen würden heute nicht mehr mit Fernseh-Ein-
schaltquoten rechnen können - gefragt sind die großen. 
Ende der fünfziger Jahre hatte Hans Renner in der DDR
die Kunststoffmatten für die Schanzen erfunden. Ruud
dazu: "Ein Meilenstein in der Geschichte des Skisprin-
gens. Das einzig Richtige, was man bei Ihnen im Lande

tun konnte! Wenn man keinen Schnee hat, muß man sich
eben behelfen, und wie sie wissen, kaufen wir Norweger
inzwischen auch schon ihre Matten. "
Birger Ruud erklärte mir noch, wie er das Skispringen als
eine Sportart für viele verstanden wissen wollte: "Meine
Heimatstadt Kongsberg zählt 7500 Einwohner und wenn
wir früher unsere Klubmeisterschaft austrugen waren
mindestens 60 Springer dabei. Heute sind es vielleicht

noch zehn. Ich möchte nicht wissen, wie es anderswo in
der Welt aussieht." 
Dann kamen wir auf ein Thema, das ihm ebenso am Her-
zen zu liegen schien: Die Abrechnung mit der Vergangen-
heit während der faschistischen Okkupation. "Ich hatte
Jahre in Deutschland gelebt, und glaube von mir sagen zu
dürfen., daß ich ein guter Freund der Deutschen war. Nach
dem Überfall auf unser Land aber war ich vor allem Nor-
weger. 1940 holte man mich das erste Mal zur SS und for-
derte mich auf, an einem großen Springen teilzunehmen
und den Skisport wieder zu aktivieren. Ich lehnte ab und
sagte: `Solange ein deutscher Soldat in Norwegen ist,
werde ich keinen einzigen Sprung tun!´
Natürlich trafen wir uns heimlich in den Wäldern, auch
auf unseren Schanzen, auch Publikum kam auf Skiern,
aber offiziell war der Skisport tot."
1941 bestellte man Ruud zum zweitenmal zur SS nach
Oslo. "Ich kam damals aus Drammen, mein Zug hatte
Verspätung, und als ich schließlich im SS-Büro war, führ-
te man gerade Lars Bergendahl, den berühmten Langläu-
fer, aus dem Zimmer. `Hallo. Lars´, rief ich ihm zu, `was
hat man mit dir vor?', doch er konnte mir nicht mehr ant-
worten, und der SS-Mann brüllte mich an: `Halt's Maul,
du Schwein!´

Dann wurde ich hineingeführt. Man las mir meine Dis-
qualifikation auf Lebenszeit vor, ein Papier mit SS-Stem-
pel. Ich bat um eine Kopie. Da stand der SS-Mann hinter
dem Schreibtisch auf und brüllte: `Raus!´ Ich werde nie
sein Gesicht vergessen, als ich an der Tür stand und ihn in
fließendem Deutsch fragte: `Und wo bekomme ich die
Reisespesen, also die 5,30 Kronen Fahrgeld?´ Ich dachte,
er würde platzen!"
1943 wurde Birger Ruud verhaftet und in das Konzentra-
tionslager Grini eingeliefert. 
"Als erstes musste ich dort den elektrischen Zaun instal-
lieren, mit dem unsere Baracken umgeben waren." Nach
Kriegsende rühmten viele Häftlinge seine Solidarität: "Er
war nicht nur ein großer Sportler, sondern auch ein ver-
läßlicher Antifaschist!" 
Kurz vor der Befreiung Norwegens entließ man ihn über
Nacht, möglicherweise, um sich ein Alibi zu verschaffen.
"Ich fuhr zu meinen Eltern nach Kongsberg, und stieg hin-
auf zur Schanze. Als ich die Bretter angeschnallt hatte und
hinunterjagte ins Tal und plötzlich wieder durch die Luft
flog, da wußte ich, daß ich tatsächlich frei und daß eine
furchtbare Zeit vorüber war."
Am Neujahrstag des Jahres 1946 versammelte sich die
norwegische Skielite auf der Kongsberger Schanze zum
großen Eröffnungsspringen, dem ersten Sprunglauf nach
der Befreiung. Der Sieger dieses denkwürdigen Wett-
kampfes hieß Birger Ruud!
1948 stand Birger Ruud bei den ersten Olympischen Spie-
len nach dem Krieg wieder auf der Schanze und verlor den
Kampf ums olympische Gold gegen seinen 20 Jahre jün-
geren Landsmann Hugsted nur mit 1,5 Punkten. Neben
den drei olympischen Medaillen hatte er fünf Siege bei
Weltmeisterschaften gefeiert und 1935 sogar in der Alpi-
nen Kombination WM-Bronze erkämpft.
Als 1994 mit Lillehammer Norwegen wieder olympischer
Gastgeber war, sollte der 83jährige die norwegische Flag-
ge hissen, eine Herzattacke hinderte ihn daran. Vier Jahre
später starb er im heimatlichen Kongsberg. 
Bevor ich mich vor fünfzig Jahren in Lommedalen von
ihm verabschiedet hatte, stellte er mir noch einige Fragen.
Das Leben in der DDR interessierte ihn. Ich erzählte ihm
auch von den Versuchen, DDR-Skispringer zum Verlassen
der DDR zu überreden. Da antwortete er: "Ich habe Rek-
knagel springen sehen, ein wirklich großartiger Springer.
aber nun nehme ich erst recht den Hut vor ihm ab, da ich
weiß, dass er seiner Heimat treu geblieben ist."
Was ich damals aus Lommedalen mitbrachte? Ein Birger-
Ruud-Bild mit einer Widmung von ihm: "Den Winter-
sportlern der D. D. R. herzliche Weihnachts Grüße Birger
Ruud."
Und das wollte ich nicht nur erzählen, sondern die Gele-
genheit benutzen und allen LN-Lesern ebenso herzliche
Weihnachtsgrüße zu übermitteln! 

Sportkolumne

Von KLAUS HUHN

WWeihnachteihnachts-s-
erinnerungerinnerung
an Birger an Birger 

Der Vorstand der TIG
Leipzig dankt allen Mitglie-
dern und ihren Angehörigen,
allen Freunden und Sympa-
thisanten für die Aktivitäten
und die Unterstützung,
wünscht alles Gute zum Jah-
reswechsel und rechnet wei-
ter mit der Solidarität aller
im Kampf gegen soziales
Unrecht.
Die nächste ISOR-Sprechstun-
de findet am 28. Januar 2009
statt

ISOR e. V.

Die Freidenker des 
Leipziger Verbandes

wünschen allen Leserin-
nen und Lesern von

LEIPZIGS NEUE ein
erfolgreiches Jahr 2009.

ALLEN GENOSSINNEN UND GENOSSEN, 
ALLEN SYMPATHISANTINNEN 

UND SYMPATHISANTEN
der Partei DIE LINKE in Lößnig 

ein frohes und geruhsames Weihnachtsfest, 
verbunden mit herzlichen Grüßen zum Jahreswechsel 

und den besten Wünschen für 2009.

Vor uns stehen große Aufgaben – 
packen wir sie gemeinsam an.

Der Vorstand der Basisgruppe Lößnig 
der Partei DIE LINKE

wünscht allen Kubafreunden 
sowie Spendern und Unterstützern
ein frohes Weihnachtsfest und viel 

Gesundheit und Tatkraft 
für das Jahr 2009.        

Unsere Solidarität geht weiter.

Allen Gästen,Kameradinnen und Kameraden,
Genossinnen und Genossen 

sowie Mitarbeitern / innen wünschen wir
ein ruhiges Weihnachtsfest

und ein erfolgreiches Jahr 2009
sowie ein Wiedersehen in „Heideruh“

Heideruh e. V., Ahornweg 45, 21244 Buchholz i. d. N.
Tel.: 04181/8726, Fax: 04181/28114, Mail heideruh@t-online.de
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Man sagt, wenn der Schweif vorn und der
Kopf hinter ist, steht das Pferd verkehrt.
Dieser Eindruck ist bei mir entstanden, als
ich die Buchbesprechung von Günter
Steltner zu Klaus Kukuk „ Prag 68“ gele-
sen hatte. Fangen wir also hinten an. Da
wird Ota Sik, als Beweisperson zitiert, der
die Meinung von Klaus Kukuk, Horst
Schneider und Günter Steltner bestätigen
soll. Wie viele Bürgerrechtler kennen wir,
die bis 1989 einen besseren Sozialismus
wollten aber danach des persönlichen
Vorteils wegen erklärten, den Kapita-
lismus immer schon herbeigesehnt zu
haben? Ein gutbezahlter Posten zieht bei
manchem stärker, als das karge Einkom-
men eines Pfarrers. Natürlich ist Ota Sik
eine Nummer größer. Aber er kommt bei
weiten nicht an einen Mann heran, der
einmal Hoffnungsträger eines Wandels
des Sozialismus zum Besseren war.
Warum beruft man sich nicht gleich auf
ihn, auf Michael Gorbatschow? Im Unter-
schied zu den vielen kleinen Fischen
repräsentiert er doch, wie kein anderer,
den Gipfel an Verrat. Auch bei uns hat ein
Wandel stattgefunden. Was mich betrifft,
muss ich sagen, früher habe ich ihn für
klug gehalten, heute kommt er mir dumm
vor. Auch er dient als Zeuge bei K.
Kukuk.
Die Okkupation eines souveränen Staates
wird gerechtfertigt als ob Völkerrechts-
normen nichts gelten? Ich halte die von
Horst Schneider vertretene Auffassung,
und derer die ihm beipflichten, für falsch
und habe das Klaus Kukuk auch mitge-
teilt. Meine Hauptkritik besteht darin,
dass historische Fakten, die Eduard Beneš
1938, die tschechoslowakische Exilregie-
rung in London, die Ereignisse in der
CSR 1948 und besonders 1968 betreffen,
von einem Geschichtsbild aus beurteilt
werden, wie es zu Stalins Zeiten vorgege-
ben waren. Das Vorgehen von Breschnew
1968 wird gut geheißen. Er war Stalinist,
der vorangegangene Reformen in der
UdSSR zurückdrehte. Das Festhalten an
damals aufgenommenen falschem Wissen
blockiert offensichtlich die Einsicht, dass
wir auf den Sonderparteitag des SED mit
dem Stalinismus, aus sehr guten Gründen
Schluss gemacht haben, auch mit Perso-
nen, die ihn verbissen verteidigt hatten.
Auch solche werden als Zeugen von Horst

Schneider bemüht.
Gänzlich unbeachtet, als ob nur ihre Mei-
nung in der Öffentlichkeit Geltung habe,
werden fundierte Aussagen zu den Ereig-
nissen in Prag 1968 völlig ignoriert. Hat
denn keiner von ihnen Stefan Doernberg
gelesen? (Fronteinsatz, Erinnerungen
eines Rotarmisten, Historikers und Bot-
schafters, edition ost ).
Kein Staat existiert ohne äußere Einflüs-
se. Der stärkste Druck auf die CSSR kam
nicht aus den kapitalistischen Ländern,
sonder vor allem aus Moskau. Wie immer
es auch bemäntelt wurde, am Ende war es
ein massiver Eingriff in die inneren Ange-
legenheiten des Landes. Es waren die
angestauten inneren Widersprüche des
Wirtschaftsystems, die zu der Krise
geführt hatten. In den Parteizentralen war
man unfähig sich an die Spitze einer
Volksbewegung zu stellen, um dringende
Reformen durchzusetzen. Die Furcht, die
eigene Macht zu verlieren war zu groß.
Um meine Kritik auf den kürzesten Nen-
ner zu bringen: Man kann ein Pferd nicht
gegen den Strich striegeln. Die von Klaus
Kukuk, Prag 68, veröffentlichten Doku-
mente sollten jedoch „gegen den Strich“
gelesen werden. Zur Beurteilung von
Handlungen und Entscheidungen von
Politikern und anderen Akteuren müssen
neueste Erkenntnisse aus heutiger Sicht
herangezogen und alte, falsche Ansichten
überwunden werden.
Was dachte und was denkt das tschechi-
sche Volk über die militärische Interven-
tion von 1968? Für Dogmatiker ist das
uninteressant, sie wollen bestimmen, was
das Volk zu denken hat. Lenka Reinerová
hingegen vertrat die Meinung ihres Vol-
kes. Sie formulierte, dass die Sowjetpan-
zer 1968 in Prag eindrangen um den „Pra-
ger Frühling niederzuwalzen“. Eine
Bluse, die sie damals kaufte, wurde zur
„Invasionsreliquie“. Ein Fleischer gab
seine Waren fast umsonst ab, damit die
„Eindringlinge“ bei ihm „nichts vorfin-
den“. Das ist nur eine Auswahl aus
„Lenka Reinerová, Närrisches Prag“
(Aufbau-Verlag). Ich muss gestehen, ich
hätte nicht den Mut, mich mit den
Behauptungen von Horst Schneider,
Klaus Kukuk und Günter Steltner auf den
Wenzelsplatz in Prag zu stellen.           

WALTER TSCHAPEK, Leipzig

Zu Prag 1968 scheiden sich die Geister
Günter Steltner „Veröffentlicht: Unbekannte Dokumente ...“ 
LEIPZIGS NEUE NR. 17 ´08 VOM 21.11.2008 

Die IG BAU sucht die besten Senior-
Fotografen aus Leipzig für einen Foto-
wettbewerb: „Die Fotos sollen zeigen,
wie Rentner ihren Alltag in Leipzig
meistern“, sagt Detlef Zeiß, Bezirksver-
bandsvorsitzender der IG BAU Nord-
west-Sachsen. „Von der Hausaufgaben-
hilfe mit dem Enkel bis zur viel zu stei-
len Treppe, die mit dem Rollator schon
gar nicht zu bewältigen ist - Motive lie-
gen quasi auf der Straße“, so Zeiß.     

Der Fotowettbewerb wirft einen Blick
hinter die sozialen Kulissen des Alters.
Das könne zum Beispiel das Thema
Gesundheitsversorgung, aber auch die
Rente mit 67 sein: „Ein Foto eines pen-
sionierten 63-jährigen Straßenbauers, der
sich nach harten Arbeitsjahren nicht
mehr ohne seine Gehhilfe bewegen
kann, sagt mehr aus als tausend Worte“,
betont der Bezirksverbandsvorsitzende
der IG BAU.
Initiiert wird der Wettbewerb von der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Senio-
ren-Organisationen (BAGSO), der die IG
BAU angehört. Vom inszenierten Motiv
bis zum Schnappschuss –  Einsende-
schluss für die Fotos ist der 31. März
2009. Übrigens: Teilnehmen können
auch Hobby-Fotografen, die das Renten-
alter noch nicht erreicht haben. Hauptsa-
che, die Senioren sind im Fokus. Die
besten Fotos werden dann auf dem näch-
sten Seniorentag der BAGSO in Leipzig
gezeigt. Für die ersten zehn gibt es Prei-
se– für das beste Motiv sogar eine Digi-
talkamera.
Mehr Infos über den Wettbewerb 
gibt es im Netz unter
www.feierabend.de.

Ein Fotowettbewerb wirft den Blick
hinter die Kulissen des Alters. Die
heimische IG BAU appelliert an die
Senioren, mitzuknipsen. 

Senioren im Fokus

Finanzielle Unsicherheit, Angst vor Ver-
lust des Arbeitsplatzes. Personalpolitik,
die den Personalabbau voran treibt. Sin-
kende Nettoeinkommen, steigende Preise
für Grundnahrungsmittel, Mietnebenkos-
ten, Kinderbetreuung usw. 
All dies führt zu Existenzangst in der
Bevölkerung. Der Unmut wächst. Be-
troffene sehen oftmals keine Möglichkeit,
sich allein gegen Unterdrückung am
Arbeitsplatz  oder gegen die Willkür ver-
schiedener Ämter zu wehren. Nun scheint
die Situation eher zu Kopflosigkeit als zu
sinnvollem Handeln zu führen. So lautet
die Aussage eines ca.50-jährigen Ob-
dachlosen: „Es wäre doch nicht schlecht,
wenn die Rechten mal die politische
Macht bekämen!“ 
Eine weitere Situation war folgende:
Polizeibeamte ließen einen eindeutig
rechts gesinnten betrunkenen Bürger in
Armeebekleidung, den Arm zum „Hit-
lergruß“ ausgestreckt, nach kurzer An-
sprache weiter unbeachtet.
Nächster Ort des Geschehens:
In der Straßenbahn. Eine junge Familie
mit zwei Kindern. Die Eltern ca.25 bis 30
Jahre. Die Frau trug eine Jacke mit der
Aufschrift „Thor Steinar“. Der Mann war
im Armee-Stil gekleidet, der Kopf kahl
rasiert. Auf meine bescheidene Frage, ob
sie denn nicht wüssten, dass der 2. Welt-
krieg 53 Mio. Tote gefordert hat, wurde
ich aggressiv gebeten,  das noch einmal
zu wiederholen. Was man denn wolle?! 
Das Verhalten der umsitzenden Fahrgäste
in der gut gefüllten Straßenbahn? Es
bestand im Wegsehen und Weghören.
Einige blickten um sich, als wären sie
eben aufgewacht. Das Erschreckende an
der Situation? Das ungehinderte Verbrei-
ten rechten Gedankengutes. Dagegen
muss breiter Widerspruch erfolgen. Das
erfordert Zusammenhalt gegen Rechts!
Der war in Leipzigs Bevölkerung schon
mal besser!

KATRIN SOMMER, Leipzig

Die Gefahr
rechten Gedankengutes

Die Finanzkrise ist eine Störung im Geld-
umlauf, die von den Banken, den Geldin-
stituten überhaupt, ausgeht.
Die Geldinstitute nehmen Geld von den
Bürgern und den Unternehmen auf und
zahlen dafür Zinsen, drei bis fünf Prozent
des angelegten Geldes. Diese Geldanla-
gen erlauben es den Banken, Sparkassen
und anderen Geldinstituten, Kredite zu
gewähren an Unternehmen und Bürger
und dafür von ihnen Zinsen zu verlangen,
die höher sind als die Zinsen, die die Bank
für die Einlagen zahlt, etwa sechs bis acht
Prozent des als Kredit verliehenen Gel-
des.
Von dieser Zinsdifferenz zwischen dem
Zinssatz für Kredite und dem Zinssatz für
Geldeinlagen lebt die Bank; das ist ihr
Gewinn, das sind die reinen Einnahmen
der Banken, von denen die Ausgaben sub-
trahiert werden müssen, die für die Ban-
ken entstehen infolge ihrer Geschäfte.
Die Finanzkrise in der Gegenwart ist
somit dadurch gekennzeichnet, dass die
Banken mehr Kredite gewährt haben als
Geld bei ihnen angelegt wurde. Die Ban-
ken sind auf diese Weise verschuldet, aber
die umlaufende Geldmenge ist gewach-
sen, was für den Absatz der produzierten
Waren zunächst günstig ist.
Daher ist die Finanzkrise noch keine Wirt-
schaftskrise, kann aber eine werden. Für
sie – die Wirtschaftskrise – ist ein starker
Rückgang der Produktion, der produzier-
ten und verkauften Produktenmengen
gekennzeichnet. Infolge dessen müssen
Betriebe schließen, was zu Entlassungen
und damit zu einer hohen Arbeitslosigkeit
führt.
1929 bis 1932 war die bisher größte Wirt-
schaftskrise. Diese Krise hatte die Welt
erschüttert. In Deutschland kamen die
Faschisten an die Macht, die den Zweiten
Weltkrieg auslösten. Solche Folgen  kön-
nen und müssen heute vermieden werden. 

EVA MÜLLER, Taucha

Die Finanzkrise – 
worin besteht sie?

Nur wenige Leipziger wissen, dass der
Dirigent mit einem Schreiben an Erich
Honecker den Bau des Neuen Gewand-
hauses initiiert hat. Gerhard Schürer,
langjähriger Vorsitzender der Staatlichen
Plankommission zu DDR-Zeiten, erzählte
mir bei einem Leipzig-Besuch einmal,
dass er von Honecker die Weisung erhielt,
den Neubau des Gewandhauses zusätzlich
in die Investitionspläne der DDR einzu-
ordnen, was ihm durchaus einige Schwie-
rigkeiten bereitete. In der Phase der Pro-
jektierung nahm Masur den Projektanten
Professor Skoda auf einige seiner Kon-
zertreisen in alle Welt mit, um internatio-
nale Erfahrungen bei Konzerthäusern zu
studieren. So entstand dieser, von interna-
tionalen Künstlern hoch gelobte Bau mit
einer in das Auge stechenden äußeren

Gestaltung und einer hervorragenden
Akustik innen. Von allen Plätzen aus sind
die Musiker sichtbar und gut zu hören.
Übrigens stammte das gesamte Material
und die Ausstattung beim Bau des Ge-
wandhauses ausschließlich aus der DDR.
Nur wenige  wissen, dass sich Masur
regelmäßig auf der Baustelle vom Fort-
gang der Arbeiten überzeugte und engen
Kontakt zu den Bauarbeitern pflegte. Die
Bauarbeiter dankten es ihm auf ihre
Weise. Auf der betonierten Grundplatte
des Gewandhausgebäudes versenkten sie
genau unter dem künftigen Dirigentenpult
einen Schuhabdruck des Meisters.             

K.-H. BLAUROCK, Leipzig

PS. Zum Masur-Dokfilm

Die auf dieser Seite veröffentlichten Zuschrif-
ten können bei Wahrung ihres Sinnes gekürzt
sein. Für deren Inhalte stehen die Unterzeich-
ner.                                      Die Redaktion
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Literatur für SIE
Im Dezember / Januar neu bei uns:

Guntram König: Das große Buch der Nationalen Volksarmee.
Geschichte, Aufgaben, Ausrüstung. Das Neue Berlin, 19,90 Euro
Herbert Graf: Mein Leben. Mein Chef Ulbricht. Meine Sicht der

Dinge. edition ost, 19,90 Euro
Peter Scholl-Latour: Der Weg in den neuen Kalten Krieg. 

Propyläen, 24,90 Euro
Wir beschaffen jedes lieferbare Buch.

Wir liefern in Leipzig frei Haus!                             
In alle anderen Orte Sachsens für geringes Porto!

Bestellen Sie per Telefon, Fax oder Internet
( 0341 - 9 11 01 70,  Fax: 0341 - 9 11 01 71
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Filiale Axispassage
04159 Georg-Schumann-Str. 171

Filiale Eutritzscher Zentrum
04129 Wittenberger Str. 83

Filiale Büchermarkt Mockau Center
04357 Mockauer Str. 123                              

Montag, 5. Januar, Dresden
Ausstellung: Rosa Luxemburg – ein Leben für die
sozialistische Idee. Von Maxi Besold (Idee und
Konzept), bis 20. Februar
WIR AG, Martin-Luther-Str. 21 
Mittwoch, 7. Januar, 19 Uhr, Dresden
Der Ablauf der aktuellen Finanzkrise. Mit Ernst
Lohoff, Nürnberg, Gruppe Krisis, in Zusammen-
arbeit mit attac Dresden
Haus der Kirche, Hauptstr. 23
Sonnabend, 10. Januar, 14 Uhr, Leipzig
Verleihung des Wissenschaftspreises,Neujahrs-
empfang ***
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Harkortstr. 10
Mittwoch, 14. Januar, 14 Uhr, Dresden
Kolloquium: Der Architekt Wolfgang Hänsch
und die Dresdner Moderne. Mit Dr. Volker
Benedix, Präsident der Architektenkammer
Sachsen, u. a. Veranstalter: Architektenkammer
Sachsen, Sächs. Archiv für Architektur und In-
genieurbau, Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen.
Haus der Architekten, Goetheallee 37
Donnerstag, 15. Januar, 18 Uhr, Pirna
Konferenz: „Die Revolution sagt, ich bin, ich
war, ich werde sein“ (Rosa Luxemburg). Veran-
staltung zum 90. Jahrestag der Novemberrevo-
lution und Gründung der Ortsgruppe Pirna der
KPD. Mit Prof. Dr. Klaus Kinner, Leipzig; Hugo
Jänsch, Pirna; und Bernd Jähnchen, Pirna. Musika-
lische Umrahmung: Steffen Richter, Pirna
Gaststätte „Weißes Roß“, Königsteiner Str. 3
Freitag, 16. Januar, 14 Uhr, Leipzig 
Kolloquium: Alfred Kosing an der Karl-Marx-
Universität und das Lehrbuch „Marxistische
Philosophie“ 1967. Mit Prof. Dr. Alfred Kosing,
Prof. Dr. Lothar Kreiser u. a.
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Harkortstr. 10 
Sonnabend, 17. Januar, 10 Uhr, Chemnitz
Vortrag und Diskussion: Innenansichten als Zeit-
zeugnisse. Mit Prof. Dr. Alfred Kosing. In
Zusammenarbeit mit der GBM, Ortsverband
Chemnitz und Umgebung.
Rothaus, Lohstr. 2
Montag, 19. Januar, 19 Uhr, Leipzig
Vortrag und Diskussion: Die absolute Feind-
schaft? Die Konstruktion von Terrorismus, Tota-
lität und Staat. Mit Thomas Uwer, „Konkret“ und

„Jungle World“. Veranstalter: Initiative gegen
jeden Extremismusbegriff (INEX) in Zusammen-
arbeit mit Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen. ***
Universität Leipzig, HS 2010, Beethovenstr. 15 
Dienstag, 20. Januar, 18 Uhr, Leipzig
Vortrag und Diskussion: Deutsche Sprache ins
Grundgesetz? Mit Prof. Dr. Peter Porsch, MdL.
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Harkortstr. 10 
Mittwoch, 21. Januar, 17 Uhr, Zwickau
Podiumsdiskussion: 40 Jahre DDR – Erinnerun-
gen und Wertungen 20 Jahre nach der „fried-
lichen Revolution“ 1989. Mit Ute Büning-Zschie-
drich, Reiner Eichhorn und Dr. Werner Lang
Alter Gasometer, Kleine Biergasse 3
Mittwoch, 21. Januar, 19 Uhr, Dresden
Die Grenzen warenproduzierender Systeme.
Mit Prof. Dr. Claus Peter Ortlieb, Hamburg,
Gruppe Exit. Kooperationsveranstaltung mit
attac Dresden
Kulturrathaus, Königstr. 15
Donnerstag, 22. Januar, 19.30 Uhr, Leipzig
5. Filmfest FrauenWelten „Von Lust und Last und
Liebe“: Feuerherz von Luigi Falori, Deutschland.
Voraufführung vor dem offiziellen Filmstart. Ver-
anstalter: TERRE DES FEMMES, Menschen-
rechte für die Frau, Städtegruppe Leipzig mit
Unterstützung der Rosa-Luxemburg-Stiftung
Sachsen u. a.
Passage Kino, Hainstr. 19 A
Freitag, 23. und Sonnabend 24. Januar, Berlin
VIII. Ständiges Kolloquium zur historischen Sozi-
alismus- und Kommunismusforschung: Deutsch-
lands Eintritt in die Moderne. Die ungeliebte
Revolution 1918 / 19 und die Linke. Die Geburts-
stunde der bürgerlich-parlamentarischen Demo-
kratie in Berlin. Veranstalter: Helle Panke, Rosa-
Luxemburg-Stiftung Sachsen und Rosa-Luxem-
burg-Stiftung. Gesellschaftsanalyse und Politische
Bildung. ***
23.1., 18–20 Uhr: Podiumsdiskussion mit Prof.
Dr. Werner Bramke, Prof. Dr. Helmut Bock, Prof.
Dr. Günter Benser, Prof. Dr. Michael Buckmiller,
Dr. Klaus Lederer
24.1., 10–18 Uhr: Kolloquium mit Prof. Dr. Wer-
ner Bramke u. a.
Helle Panke, Kopenhagener Str. 9 (23.1.)
Abgeordnetenhaus, Niederkirchnerstr. 5 (24.1.)

*** Die Veranstaltung wird gemeinsam mit der
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Gesellschaftsanalyse
und politische Bildung e. V. durchgeführt.
Die Veranstaltungen sind öffentlich.

VERANSTALTUNGEN

(: 0341-9608531   Fax: 0341-2125877

Unsere Genossin
Christa Schwarzbach

ist am 15. Dezember 
81 geworden.

Wir gratulieren herzlichst
und wünschen dir, 

liebe Christa, 
für das neue Lebensjahr
alles erdenklich Gute.
Deine Genossinnen und

Genossen der Basisgruppe
Lößnig DIE LINKE

Liebe
Doris Fischer

zu deinem

60. Geburtstag
am 14. Dezember
gratulieren wir dir

ganz herzlich und wün-
schen alles Gute. 

Wir sind sehr froh, 
dass du zu uns gehörst.

Deine Genossinnen und
Genossen der Basisorganisa-

tion 114/1  DIE LINKE

Wir danken unserer verehrten Kundschaft
für ihr entgegengebrachtes Vertrauen und
wünschen ein friedvolles Weihnachtsfest

und ein gesundes neues Jahr
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Die Mitglieder und Sympathisanten der
Initiative Christliche Linke in Leipzig 

wünschen allen Mitarbeitern und Lesern von 
LEIPZIGS NEUE 

ein frohes Weihnachtsfest und ein 
friedvolles neues Jahr.

Zum Jahreswechsel herzlichen Dank und gute Wünsche
für das gemeinsame Bemühen um Frie-
den, soziale Gerechtigkeit und solidari-
sches Miteinander.
Im Wahljahr 2009 brauchen wir mehr
Druck, um sowohl die Abrüstung und
den Abzug der Bundeswehr aus Afgha-
nistan zu erreichen, als auch die Hilfe  für Kriegsopfer,
besonders die drei Millionen Opfer des US-Giftkrieges in
Vietnam, zu organisieren.
Mitglieder der Gruppen: Friedenszentrum Leipzig, Friedensweg
Leipzig, AG Flughafen natofrei, Leipziger Komitee für Gerechtig-
keit, „Gedenken an Nazi-Todesmärsche 1945“ im Bündnis
„Leipzig gegen den Krieg“

Unsere nächste Veranstaltung findet am 12. Januar, 18 Uhr, im
Gemeindesaal der Nikolaikirche statt. Dr. Christel Hartinger
über: Maxi Wander und ihre Wirkung auf die DDR-Literatur

Fahrgelegenheit zur Liebknecht-Luxemburg-Demo:
11. Januar, 6.30 Uhr, Goethestraße

Teilnahmegebühr 10 Euro, Anmeldung: Geschäftsstelle DIE LINKE, Braustr. 15
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Der „Zug der Erinnerung“, der an die
Deportationen mehrerer hunderttau-
send Kinder erinnert, wird nun nicht
durch Europa fahren, weil die Sum-
me von 400 000 Euro fehlt.

Das Parlament – Nr. 49 – 1.12.

Wir scheinen alle in der Falle der
Finanzwirtschaft zu sitzen, deren
Vertreter sich zu Weihnachten 2007
noch milliardenschwere Boni in New
York auszahlen ließen.

DLF 4.12

In den Banketagen sitzen mehr Nul-
len, als wir zusammen auf dem Kon-
to haben.

mdr-Fernseh-Kabarett 5.12.

Im krisengeschüttelten afrikanischen
Simbabwe beträgt die Inflation eine
Milliarde Prozent.

mdr-Info 6.12.

Menschen dürfen nicht massenhaft
freigesetzt werden, damit andere
umso freier verdienen können.

F. Schorlemmer, FIGARO 7.12.

Der Mantel der Geschichte weht rot.
Frank-Walter Steinmeier, DLF 8.12.

Die „Brünhilde“ der Sängerin in der
Wagner-Oper war endlich zur Freude
des Publikums mal keine Brüll-Hilde.

Opernkritik, DLF 9.12.

Die Polizei hat in Leipzig mehr als
fünf Kilo Heroin sichergestellt. Das
Rauschgift war nach Ansicht der
Ermittler zum Straßenverkauf in der
Stadt bestimmt. Sein Wert liegt zwi-
schen 50 000 und 70 000 Euro.

LVZ 11.12.

Kinder und Jugendliche sollen künftig
freien Eintritt im Grassi-Museum für
Angewandte Kunst haben. Ziel der
Neuregelung ist es, dieser Zielgruppe
die Entscheidung für einen Mu-
seumsbesuch zu erleichtern.

Hallo Leipzig, 13.12.

Mit voraussichtlich rund 4600 Toten
auf deutschen Straßen ist die Zahl
der Verkehrstoten in diesem Jahr auf
den tiefsten Stand seit Einführung
der Statistik im Jahr 1953 gesunken.

Agentur AFP 13.12.

Europas größter Autoterminal in Bre-
merhaven platzt aus allen Nähten.
Mehr als 90 000 Fahrzeuge stehen
im Hafen herum, so viele wie noch
nie.

T-Online Nachrichten 13.12.

Es ist ein Klischee, dass Anwälte
immer gut verdienen. Es gibt zum
Beispiel auch ein Rechtsanwaltshilfs-
werk für in Not geratene Kollegen.

DAS MAGAZIN 12 ´08

Einst war der Begriff der „Warenäs-
thetik“, eine Kampfvokabel der Kul-
turkritik. Heute vergleichen Kulturwis-
senschaften Duschgeltuben mit Wer-
ken der Hochkultur.

WZ Freitag 50 ´08
GESEHEN, GELESEN, GEHÖRT UND

NOTIERT VON SIEGFRIED KAHL.

FUNDSACHEN

RReeiinnhhaarrdd
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Man nehme 

ein gut abgehangenes
Stück Tatsachen,

lege es in eine Schüssel,
gebe reichlich Selbstver-
ständlichkeitsmarinade

darüber, lasse das Ganze 
nach Belieben ziehen, 
zerkoche es schließlich

zu einem Überraschungs-
brei und serviere es als 
Fernsehuntersuchung

oder Quatsch
mit Soße.

Katzenjammer 2008. Chrrr.. der Reich-Ranicki hatte ja so recht
... schnurrte auch der LN-Redaktionskater Paul, drückte auf die
Fernbedienung und träumte von seiner Mieze.

Druckfehlerteufel 2008. LEIPZIGS NEUE blieb davon nicht verschont, aber auch andere trafen (siehe oben) ins Schwarze
und zwei falsche Bachstuben.

Erkenntnis eines
Leipziger Stadtrates:

„Sitzungen bleiben ein Fluch,
es sei denn, ich leite sie selber!“

Erschütterter
Oberbürgermeister

„Zutiefst erschüttert“ sei er, sagte die-
ser Tage Oberbürgermeister Burghard
Jung öffentlich. Das Stadtoberhaupt
meinte nicht die 50 000 Arbeits- und
Hunderten von Obdachlosen, nicht die
Schlangen vor den Ausgabestellen der
Tafel oder von Schulkindern ohne
Frühstücksbrote. Auch die dürren, zit-
ternden Jugendlichen erschütterten ihn
nicht, die in der Leipziger Eisenbahn-
straße für gutes Geld (mit Diebstählen
oder Prostitution erworben) ver-
schmutzte Drogen kaufen. Er meinte
Dr. Külow, der über die Arbeit der
HVA erzählen wolle – legal in einem
Rathausraum. Gut zu wissen, was den
zutiefst christlichen „Stadtvater“
umtreibt.

Werbe-Ikone 2008: „Und so zwingt ein Wille, den ich
mit der Leidenschaft eines Künstlers vervollkommnet
habe, die schwächlichen Beine und die müden Lun-
gen zur Aktion.“ Haben die tapferen Werberevoluzzer
diese Briefzeile Guevaras etwa gelesen? 

Erhielt doch jüngst LEIPZIGS NEUE
die folgende Anfrage: „Gibt es in
Deutschland mehr Humor als an-
derswo?“ Antwort: „Im Prinzip ja.
Aber wir haben ihn auch nötiger.“
Wenn die Stimmung dröge ist, sind
Lachmuskeltrainer immer will-
kommen. Aber, das will gelernt, ab
und an sogar auswendig gelernt
sein. Ob am Stammtisch oder in der
Kirche, ob in der Parteiversamm-
lung oder im Frauenbegegnungs-
zentrum: Pointen passen immer.
Nur müssten sie einem im richtigen
Moment einfallen.
Für  all die Vergesslichen schafft der
Eulenspiegelverlag wieder einmal
Abhilfe. Eine Dame mit dem wun-
derbaren Namen Margarete Dra-
chenberg ließ sich Witze erzählen.
Alberne, politische, erotische, trau-

rige und schrieb sie auf. Die humor-
volle Person suchte sich noch einen
passenden Herrn und fand ihn in
dem Cartoonisten Harm Bengen.

Ob die beiden tatsächlich so heißen,
sei mal dahingestellt. Auf jeden Fall
ergänzen sie sich prächtig.  Denn:
Hat man keine Lust mehr zum Le-
sen, dann ergötzt man sich (siehe
Beispiel rechts) an den Karikaturen.
Die 160 Seiten des Büchleins sind
thematisch untergliedert, so dass –
je nach realer Situation – das pas-
sende aus dem Fundus gefischt wer-
den kann.

Im Kapitel „Schlaubacken und Ner-
vensägen“ findet man: 
Während der Fahrt in der S-Bahn.
„Opa, warum hat die Tante so rot-
bemalte Zehen?“
„Damit keiner drauftritt!“
Und unter „Schotten, Wessis/Ossis
und anderen Nationen“ wird ge-
fragt: Warum trinken die Russen
Wodka, die Amerikaner Whisky, die
Franzosen Wein und die Deutschen
Bier? Weil jedes Land seine eigene
Fahne haben will.
Wer so etwas gar nicht mag, darf die
Annotation am Textende überlesen.
Aber nach meinen Lachfalten  emp-
fehle ich diese  Sammlung.      •MIC

Das wäre doch
gelacht ...

Lauter gute Witze. Eulen-
spiegel Verlag, Berlin 2008,

160 S. 7,90 Euro
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